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Man hat vor dem Kriege die Gegenwart das „Zeitalter des 
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Jugendlichenproblem unter dem Geſichtswinkel der Zurechnungs⸗ 
fähigkeitsfrage behandelte, aufrecht zu erhalten iſt. Eine prinzipielle 
Stellungnahme ſoll uns die Antwort geben auf die Frage nach einer 
rationellen Behandlung des Jugendlichenproblems im Strafrecht und 
zugleich die Grundlage bieten für eine Bewertung der Regelung des— 
ſelben in den neueſten Strafgeſetzentwürfen. 


B. Die Jugendlichenfrage im Strafrecht als 
Frage der Zurechnungsfähigkeit und ihre Behandlung 
in den neueſten Strafgeſehentwürfen. 

J. Teil. Bedeulung und Begriff der Surechnungsfähigkeit 

| | überhaupf. 
I. Willensfreiheit, Strafrecht und GStrafrechisichulen. 
8 

In der Philoſophie bildet die „Willensfreiheit“ ein pſychologiſches 
und metaphyſiſches Problem. Einen Willen an ſich erkennen auch 
Determiniſten an; nur hat er für dieſe eine in Rückſicht auf das 
Kauſalgeſetz im kosmiſchen Geſchehen etwas modifizierte Bedeutung. 

| 1 
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Die Indeterminiſten machen als Hauptbeweis für die Willens- 
freiheit das Zeugnis des Selbſtbewußtſeins geltend. Das Ich ſei 
ſich ſeines Wollens bezw. Anderskönnens in ſeinen Erwägungen und 
in der Beſtimmung eines Zieles bewußt. Dem ſeit Spinoza dagegen 
erhobenen Einwande, daß dieſe im Bewußtſein gegebene Freiheit des 
Wollens eine Illuſion und auf die Unkenntnis der das Wollen 
nötigenden Urſachen zurückzuführen ſei,) wird durch den Gegeneinwand 
begegnet, daß dieſe Urſachen und ihre u. noch i ſtringent 
. ſeien. 

Die Determiniſten führen als Hauptbeweis gegen die Willens⸗ 
freiheit die allgemeine Geltung des Kauſalgeſetzes an. Demgegenüber 
wird von indeterminiſtiſcher Seite betont, daß das Kauſalgeſetz, wenn 
es im Sinne der Determiniſten Beweiskraft haben ſoll, lauten müßte: 
Alles Geſchehen iſt ein notwendiges Geſchehen. Das Kauſalgeſetz in 
dieſem Sinne laſſe ſich aber nur begründen für Natururſachen. In 
der Ausdehnung des ſo verſtandenen Kauſalgeſetzes auf den Willen 
liege eine petitio prineipii, indem die zu beweiſende Notwendigkeit 
des Wollens mit der Ausdehnung des Kauſalgeſetzes auf das Willens⸗ 
gebiet als bewieſen vorausgeſetzt werde. Das Kauſalgeſetz als allgemein 
gültiges Geſetz laute nur: Es gibt kein Geſchehen ohne zureichende 
Urſache; in dieſem Sinne aber habe es keine Beweiskraft gegen die 
Willensfreiheit. Auch der Indeterminiſt gibt zu, daß das Wollen 
verurſacht und durch Motive und Gründe bedingt ſei und beſtimmt 
werde. Über die Art und Beſchaffenheit der Urſache, ob freie oder 
notwendige Urſache, könne mit allgemeiner Gültigkeit aus dem Kauſal⸗ 
geſetz nichts abgeleitet werden. Weiterhin erheben die Determiniſten 
gegenüber den Indeterminiſten den Vorwurf, daß die Lehre von der 
Willensfreiheit konſequenterweiſe dahin gelangen müſſe, ein geſetz⸗ | 
mäßiges Handeln, alſo den Charakter zu negieren. Demgegenüber jagen 


die Indeterminiſten, daß das Ich, wenn es die Fähigkeit hat, das 


Ziel ſeines Wollens nach Gründen zu beſtimmen, dasſelbe auch nach 

Geſetzen und Maximen beſtimmen könne. | | 
Für das geltende Strafrecht ift von manchen Autoren die Be- 

hauptung aufgeſtellt worden, daß hier der Streit um die Willensfreiheit 


1) Vgl. Spinoza Ethica, Pars III Epist. 62: „haec humana illa libertas. 
est, quam omnes habere jactant et quae in hoc solo consistit, quod 
homines sui appetitus sint conscii et causarum, a quibus determinantur, 
ignari“. f 


zu 
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ohne Bedeutung ift.?2) Finger äußert ſich dahin, daß die „erfahrungs— 
gemäß feſtſtehende Tatſache“ einer geſetzlichen Beſtimmbarkeit des 


menſchlichen Willens „dem Strafrecht ebenſo genüge, wie etwa auf 


dem Gebiete der techniſchen Wiſſenſchaften zur Verwertung der Elek⸗ 
trizität als motoriſche Kraft die Erfahrung ausreicht, daß und unter 
welchen Umſtänden dieſe Kraft wirkt, mag auch über ihr Weſen Streit 
beſtehen“.s) Peterſen jagt: „Über die Notwendigkeit der Strafe beſteht 
kein Zweifel; ſie wird durch den Streit über die Willensfreiheit in 
keiner Weiſe berührt.“) 

Trotzdem bekennt ſich jeder juriſtiſche Autor, der die Grundlagen 


; des Strafrechts zum Gegenſtande ſeiner Unterſuchung macht, entweder 
zum Determinismus oder Indeterminismus. Der Streit um die 
Willensfreiheit unter juriſtiſchen Autoren bezüglich des Strafrechts 


Zeigt deutlicher als alles andere, daß das Strafrecht doch nicht fo ganz 


abſeits von der Frage der Willensfreiheit ſteht. Tatſächlich wird wohl 
nicht in Abrede zu ſtellen ſein, daß für das überkommene Strafrecht, 


das Strafe dort eintreten läßt, wo Schuld vorliegt, die Willensfreiheit 
ein Poſtulat iſt, weil es dieſe eine Zurechnung zur e aus⸗ 
geſchloſſen iſt.“) 


Nun möchte man auf den erſten lic meinen, ein „Strafrecht“, 


wie ı es die ſoziologiſche Schule theoretifch verlangt, fei unabhängig von 


der Frage der Willensfreiheit. Das ergibt ſich aber bei näherem Zu⸗ 
ſehen als irrig. Wenn der einzelne Menſch die Fähigkeit beſäße, die 
im Intereſſe der menſchlichen Geſellſchaft vom Geſetzgeber aufgeſtellten 


Normen in freier Selbſtbeſtimmung zu durchbrechen, wäre ein Zuwider⸗ 
handeln des geiſtig geſunden Menſchen ſchuldhaft. Damit wäre dem 


ſoziologiſchen Schulſtandpunkte zugunſten der Anſicht der „Klaſſiker“ 
der Boden entzogen. Der Determinismus iſt eine logiſch notwendige 
Exiſtenzbedingung für ein ſoziologiſches Sicherungsrecht, genannt Straf⸗ 
recht, in demſelben ae wie der Indeterminismus für das Schuld- 
ſtrafrecht.“) 

2) Auf dieſem Standpunkt bezüglich des Strafrechts: Finger, von Lilien⸗ 


thal, von Liſzt, Löffler, Mittelſtaedt, Oetker, Peterſen u. a. 


3) Finger, Lehrb. des öſterr. Strafrechts 1912, 1 S. 286. 
9 Peterſen, Willensfreiheit, Moral, Strafrecht. München 1905. 
Bei Soel S. 99. 
5) Vgl. auch Gretener, Neue Horizonte S. 9 ff. 
6) Es iſt alſo nur konſequent, wenn von Liſzt von feinem Schulſtand⸗ 


punkt aus ſagt: „Der Verbrecher, der vor uns ſteht als Angeklagter oder 
1 n | 3 x: IE | 
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Soll man ſich nun für den Indeterminismus und damit das Straf⸗ 


recht im hergebrachten Sinne entſcheiden oder für den Determinismus 


und die ſich aus dieſem ergebenden Konſequenzen bezüglich des Straf⸗ 
rechts? Man wird ſagen dürfen, daß die Willensfreiheit wiſſenſchaft⸗ 


lich weder bewieſen noch widerlegt iſt, da weder die von den Determiniſten 


noch die von den Indeterminiſten vorgebrachten Gründe für ihre Anſicht 
zu einem ſtringenten wiſſenſchaftlichen Beweis ausreichen. Das Problem 
der Willensfreiheit wird aber auch niemals mit den Hilfsmitteln der 
Wiſſenſchaft, d. h. wiſſenſchaftlich, im einen oder anderen Sinne 
entſchieden werden können. Es bleibt letzten Endes Weltanſchauungs⸗ 
ſache, ob man ſich für den Indeterminismus oder den Determinismus 
entſcheidet. Um hier für den einen oder anderen Stellung zu nehmen, 
wird man davon ausgehen müſſen, inwieweit die Konſequenzen, welche 


ſich aus jedem der beiden prinzipiellen Standpunkte ergeben, mit der 


Erfahrung’) in Einklang bezw. in Widerſpruch ſtehen.“) 

Unter dem Geſichtswinkel der inneren Erfahrung aber müſſen wir 
zu einer Ablehnung des Determinismus gelangen. Zutreffend legt 
F. W. Foerſter vom Standpunkt des Pſychologen aus dar, daß in 
der Seele des Menſchen — und dafür kann er ſich auf das Zeugnis 
unſeres Bewußtſeins berufen — zwei Gewalten um die Oberhand 
ringen: die eine, die den Menſchen über den Alltag hinausheben will, 
und eine andere, die ihn nach unten zieht. Diejenige von beiden, 
welcher der Menſch nachzugeben ſich gewöhnt, trägt den Sieg davon. 


In freier Selbſtbeſtimmung kann der Menſch der einen oder der 
anderen folgen, ſich ihr geradezu verſchreiben. Selbſt dann, wenn er 
ſchon gewohnheitsmäßig der niederziehenden Gewalt folgt, ſagt er ſich 


in Augenblicken des Ekels: Du hätteſt anders können. Und wenn er 
der ihn erhebenden Gewalt folgt, dann ſchwellt Freude und berechtigter 
Stolz ſeine Bruſt bei dem Gedanken: Du haſt dich ſelbſt bezwungen —, 
jo ſchwer es auch war.?) Wenn man das für Täuſchung erklären 


und das Zeugnis unſeres Bewußtſeins ſo gar nicht gelten laſſen will, 


als Verurteilter, iſt alſo für uns Menſchen unbedingt und uneingeſchränkt 

unfrei, ſein Verbrechen die notwendige unvermeidliche Wirkung der 

gebenen Bedingungen. Für das Strafrecht gibt es keine andere Grundlage 

als den Determinismus.“ (Vgl. bei Josl, S. 102.) Se 
7) Erfahrung hier im vulgären Sinne genommen. 


8) Vgl. die damit übereinſtimmenden Ausführungen eines Deter⸗ 


miniſten: Wagner von Jauregg in der Sſterr. Ztſchr. f. Str. R. 1911, S. 17 ff. 
9) Vgl. des Näheren Foerſter, Schuld und Sühne 1911, S. 52 ff. 
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dann verliert man vollkommen den Boden unter den Füßen. Auf die 
Erkenntnis gerade dieſer Konſequenz läßt ſich die erfreuliche Erſcheinung 
zurückführen, daß „in der Piychologie die voluntariſtiſche Richtung 
längſt begonnen hat, die Bedeutung der Willensvorgänge wieder in 
das rechte Licht zu rücken“, und daß „in der Philoſophie der 
„Aktivismus! (Bergſon) dem ſchöpferiſchen Weſen der geiſtigen Energie 
aufs neue gerecht zu werden beginnt“) Der Grund dafür, daß „die 
Reaktion auch von determiniſtiſcher Seite nicht ausbleiben konnte“, 
beruht darin, daß „die modernen Angriffe auf die Willensfreiheit als 
Grundlage der Schuld vielfach ihre Spitze augenſcheinlich gegen die 
Annahme eines realen Wollens richten“ und „notwendig zur Nulli- 


fizierung der menſchlichen Perſönlichkeit führen“) müſſen. Manche 


Determiniſten ſuchen in Rückſicht auf die äußerſten Konſequenzen, 
welche ſich aus determiniſtiſcher Weltanſchauung ergeben, ihren Stand— 
punkt etwas zu modifizieren. So ſpricht Lenz?) von „Indeterminismus 
im Empiriſchen“ oder „Indeterminismus im Phänomenalen“ und — 
von „Determinismus im Empiriſchen“ oder „Determinismus im 


Phänomenalen“, ferner vom „Indeterminismus im Metaphyſiſchen“ 
und konſtruiert eine Vereinbarkeit Ne letzteren mit dem „Determinismus 


im Empiriſchen“ s) 
Mit rühmenswerter Objektivität gibt Foerſter zu, daß „die Exiſtenz 
eines freiheitlichen Elementes in unſerem Willensleben kein natur⸗ 


piſſenſch aftlich erweisbares Faktum iſt“. Gleichzeitig aber 


betont er mit Recht, daß wir „über Tatſachen des Seelenlebens keinen 
Aufſchluß erwarten dürfen von denen, die an dieſe Frage nur von 
außen herantreten“, und daß als „wahrhaft Sachverſtändige hier nur 
die großen Seelen aller Zeiten“ gelten können, „in deren Innerem 
ſowohl Geiſt wie Natur in geſteigerter Potenz lebendig waren und 
die darum auch am erſten in der Lage waren, aus echter „Empirie 
heraus über das Weſen der geiſtigen Kraft und über deren Verhältnis 
zur körperlichen Welt etwas den Kern der Sache Treffendes aus- 
e a 


deter s > 

11) Gretener, Replik S. 27. | 

12) Oſterr. Ztſchr. f. Strafrecht, 2. Jahrg. 1911, S. 38 ff. 

13) Vgl. fernerhin auch die unten S. 21 wiedergegebene Außerung 


Stöhrs in Oſterr. Ztſchr. f. Strafrecht 1911, S. 41. 


14) Foerſter, S. 62. 


6 


Wenn wir in dieſem Sinne die Willensfreiheit betonen, jo ver⸗ 
ſtehen wir darunter in Einklang mit Foerſter nur „die Freiheit unſeres 
Willens vom abſoluten kosmiſchen Zwange“. Wir wollen nicht „die 
Realität all der verſchiedenen pathologiſchen Hemmungen der Willens⸗ 
freiheit“ ignorieren, aber „gerade je mehr wir dieſe Hemmungen 
ſtudieren und konſtatieren, um ſo nachdrücklicher müſſen wir auf der 
anderen Seite die Tatſache der menſchlichen Freiheit betonen ... 8) 

Bejaht man aber die Willensfreiheit, dann iſt auch die Möglichkeit 
einer Schuld des in der Außenwelt e e e 
gegeben. 


II. o und Snaftechtsſchulen 


| 83. 

Das Wort „Zurechnungsfähigkeit“ bezeichnet ſtreng genommen 
die Fähigkeit, etwas zuzurechnen, alſo eine Fähigkeit des Beurteilenden. 
Der juriſtiſch⸗techniſche Begriff der Zurechnungsfähigkeit bezeichnet aber 
den „Zuſtand einer Perſon, vermöge deſſen ihr eine Tat zugerechnet 
werden kann“.) Es handelt ſich um eine pfychiiche Beſchaffenheit 
des Täters zur Zeit der Tat, welche die Vorbedingung bildet für eine 
Zurechnung der konkreten Tat zur Schuld und daher auch für die 
Verhängung von Kriminalſtrafe. Für das überkommene Strafrecht iſt 
der Begriff der Zurechnungsfähigkeit unentbehrlich, d. h.: Voraus⸗ 
ſetzung für eine Anwendung dieſes Strafrechts im konkreten Fall iſt 
die Handlungsfähigkeit des Subjekts auf dem Gebiete des Strafrechts. 
Mit dem Erfordernis der Zurechnungsfähigkeit trägt das Strafrecht 
im hergebrachten Sinne zugleich der Vernunft des Menſchen und der 
Volksanſchauung Rechnung, daß nur der voll entwickelte und geiſtig 
geſunde Menſch für eine bei ungetrübtem eee e Tat 
voll verantwortlich gemacht werden könne. 

Wie verhält ſich nun der moderne Schulſtandpunkt zur gurech | 
nungsfähigkeitsfrage? Monismus und Evolutionsgedanke bilden den 
Ausgangspunkt der ſoziologiſchen Lehre, wie v. Liſzt ſelbſt zugegeben 
und bei einer Tagung der J. K. V. im Jahre 1909 des Näheren 
ausgeführt nr); | | 


15) Foerſter, ©. 67. 
16) Feuerbach, Lehrb. des Strafrechts S. 86. 
17) M. J. K. V. 1909, S. 497—501. 


# 

Vom ſoziologiſchen Standpunkt aus ſtellt ſich alſo die Strafe 
in „ſozialer Funktion“ als „Mittel zur Ausſtoßung eines Fremdkörpers 
aus der Geſellſchaft“, als Mittel für eine „künſtliche, zweckbewußte 
Ausleſe“ dar. Dieſe Art „Strafe“ iſt von der Vergeltungsſtrafe im über⸗ 
kommenen Sinne durchaus weſensverſchieden. Sie iſt gleichbedeutend 
mit dem Begriff ſtaatlicher Sicherungsmaßnahmen. Wenn als Zweck 
des Strafrechts die Anpaſſung anpaſſungsfähiger und die Ausſtoßung 
reſp. Unſchädlichmachung nicht anpaſſungsfähiger Delinquenten Hin- 
geſtellt wird, dann kann vom ſoziologiſchen Standpunkte aus logiſcher⸗ 
weiſe die Frage nach der Zurechnungsfähigkeit nicht geſtellt werden. 
Die ſoziologiſche Frageſtellung kann vielmehr nur lauten: Iſt das 
Individuum anpaſſungsfähig oder nicht? Je nach der Beantwortung 
dieſer Frage müſſen dann die entſprechenden Maßnahmen zur An⸗ 
paſſung bezw. Unſchädlichmachung gewählt werden. Irre müßten 
danach, wenn fie ſich den ſozialen Forderungen der menſchlichen Ge- 
ſellſchaft nicht anbequemen können, in gleicher Weiſe unſchädlich 
gemacht werden, wie andere nicht anpaſſungsfähige Verbrecher.“) Zu 
Unrecht ſtellt daher von Liſzt in Abrede, daß es in einem konſequent 
ſoziologiſchen „Strafrecht“ den Begriff der Zurechnungsfähigkeit nicht 
geben könne. 


III. Die Zurechnungsfähigkeit als Geſetzgebungsfrage. 
55 en des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit. 


S 4. 

Es find verſchiedene Definitionen des Begriffs der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit aufgeſtellt worden. Nach von Liſztie) iſt Zurechnungsfähigkeit 
die Fähigkeit zu ſozialem Verhalten: „Die Zurechnungsfähigkeit ſetzt 
mithin voraus, daß die Pſyche des Täters über den zur ſozialen 
Vollwertigkeit erforderlichen Reichtum an Vorſtellungen verfügt, daß 
die Verknüpfung der Vorſtellungen in normaler Weiſe und mit normaler 
Geſchwindigkeit erfolgt, daß die Gefühlsbetonung der Vorſtellungen 
und damit die motivierende Kraft der allgemeinen, rechtlichen, fittlichen, 
religiöſen uſw. Normen dem Durchſchnittsmaß entſpricht, daß Richtung 
und Stärke der Willensimpulſe nichts weſentlich Abnormes bieten. 7 


408) Pgl. darüber Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſiſchen Gefängnis⸗ 
geſellſchaft 1912, S. 25, 26. Siehe auch Gretener, Neue Horizonte S. 149. 
19) von Liſzt, Lehrbuch 1908, S. 162. 
20) pon Liſzt, Lehrbuch 1908, S. 162, 163. 
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Auf dieſem Wege kommt von Liſzt dazu, Zurechnungsfähigkeit auch 
zu definieren als „normale Determinierbarkeit“ . 21) Mit dieſer Definition 
ſtimmen ſachlich diejenigen überein, welche M. E. Miayer??) und Franks) 
geben. Hugo Meyer beſtimmt Zurechnungsfähigkeit als „die normale 


Beſtimmbarkeit, verbunden mit normaler Einſicht“ .) Nach Liepmann?) 8 
iſt Zurechnungsfähigkeit die „Fähigkeit zum abſtrakten Durchſchnitts⸗ 


verhalten der Angehörigen einer jeweiligen Kultur“.) Binding”) 


definiert die Zurechnungsfähigkeit, oder, wie er ſagt, die Deliktsfähigkeit 
als „das durch Normkenntnis bedingte Vermögen, den Inhalt ſowohl 
des Entſchluſſes als der Tat in ſeinem Verhältnis zur Norm zu 
erkennen, den Entſchluß durch im Dienſt des eignen Willens ſtehende, 
in ihrer Tragweite erkennbare Kraftäußerung zu verwirklichen und 
mittels des Pflichtmotives die Handlung im Einklang mit der Norm 
zu erhalten. Kürzer: das Vermögen, die eigene Tat im Verhältniſſe 
zur Norm zu erkennen und im Einklange mit ihr zu erhalten“. 
Merkel verſteht unter Zurechnungsfähigkeit die „Macht, wirkſam zu 
werden nach eigenem Maße“ und gibt als Vorausſetzung für dieſe 
an:?®) „1. rechtliche Unterſcheidungsfähigkeit, d. h. die Fähigkeit, die 
in Betracht kommenden Merkmale der betreffenden Taten, alſo ihre 
Schändlichkeit oder Gefährlichkeit und ihren Widerſpruch mit den im 
Staate geltenden Normen zu erkennen; 2. geiſtige Dispoſitionsfähigkeit, 
d. i. Fähigkeit, jenem Erkennen 1 unſere geiſtige Individualität 


zu betätigen und alſo gegen die durch jene Erkenntnis vermittelten 


21) Gegenüber den von Liſztſchen Definitionen betonen wir mit 
Binding (Normen 1914, II S. 180 unten): „Es iſt eben unzuläſſig, ſozio⸗ 
logiſche Wünſche zu juriſtiſchen Begriffen zu erheben.“ 

22) M. E. Mayer, Die ſchuldhafte Handlung und ihre Arten, 1901, 
S. 70. 

23) Frank, Kommentar 1912, ©. 116 oben. 

24) Hugo Meyer, Lehrbuch des deutfchen. Strafrechts, 6. Aufl., S. 123. 

25) Liepmann, Einleitung in das Strafrecht, S. 104. 

26) Dieſer Definition ſei vorweg mit Bindings Worten (Normen 1914, 
II ©. 178) entgegengehalten: „Wer nicht des Glückes teilhaftig iſt, Durch⸗ 
ſchnittsmenſch zu ſein, den trifft das Unglück, nicht zurechnungsfähig zu 
ſein.“ Dieſe Auffaſſung müſſe dahin führen, dem Genie und dem 
originellen Verbrecher die Zurechnungsfähigkeit abzusprechen. 

27) Binding, Normen 1914, II S. 170. 

28) Merkel, Lehre von Verbrechen und Strafe, herausgeg. von Liep⸗ 
mann, 1912 S. 66. 3 Bd EN 
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Anreize zum Handeln in einer Weiſe zu reagieren, welche unſerer 
geiſtigen Beſchaffenheit und den darin wurzelnden Intereſſen ent— 
ſpricht.“““) Der Wert und die Richtigkeit dieſer Definitionen möge 
ſich aus den folgenden Ausführungen ergeben. 

Die „Zurechnungsfähigkeit“ iſt, wie bereits gejagt, ein juriſtiſch— 


pſychologiſcher Begriff. Unter Zurechnungsfähigkeit verſteht man Die- 


jenige pſychiſche Beſchaffenheit eines Individuums, kraft deren ihm 
eine von ihm ausgehende, ſtrafrechtlich relevante Aktivität zur Schuld 
zugerechnet werden kann. Welche pfychiſchen Fähigkeiten kommen 
hierbei in Betracht, m. a. W.: Welche Elemente machen den Begriff 


der Zurechnungsfähigkeit aus? In der Theorie iſt von manchen, 


insbeſondere älteren Autoren?) das Weſen des Begriffs der krimina⸗ 
liſtiſchen Zurechnungsfähigkeit in ein intellektuelles Moment verlegt 
worden. Indes dürfte heute kaum noch Zweifel darüber beſtehen, daß 
die Erkenntnisfähigkeit nicht die Zurechnungsfähigkeit im kriminaliſtiſchen 
Sinne ausmachen kann. Trotz Vorhandenſeins der Erkenntnis kann 
im konkreten Fall Zurechnungsfähigkeit fehlen. Der ſokratiſche Satz, 
daß Wiſſen und gut Handeln identiſch ſeien, iſt unhaltbar. 

Andere wiederum, wie Wundt?!) und Windelband,?) haben die 


Zurechnungsfähigkeit aufgefaßt als Freiheit der Willensbeſtimmung 


oder, anders ausgedrückt, als Wahlfähigkeit. Auch dieſe Anſicht iſt 
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einſeitig. 

Zur Zurechnungsfähigkeit gehört ein gewiſſer Grad ſowohl von 
Intelligenz wie von Wollensfähigkeit. 

Das intellektuelle Element des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit 


jest ſich zuſammen aus dem Auffaſſungsvermögen, dem Aſſoziations⸗ 


vermögen und einem gewiſſen Maß von Urteilskraft. Die empiriſche 
Welt muß in der Pſyche des Individuums, auf die ſie vermittels der 


Sinnesorgane einwirkt, normalerweiſe Empfindungen hervorrufen. Die 


Verknüpfung mit anderen ähnlichen Eindrücken darf nicht fehlen oder 
in anormaler Weiſe gehemmt oder aufgehoben ſein. Das Individuum 


29) Andere Definitionen des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit, ins⸗ 
beſondere älterer Autoren führt Bruck (S. 4 ff.) an; ſiehe auch Binding, 
Normen 1914, II S. 176-184. 

30) z. B. Berner, Lehrbuch, 17. . 1895, S. 75 und 76. 

31) „Ethik“, II S. 69 ff. 

32) Windelband, Willensfreiheit S. 220 „Die Pexrſönlichkeit iſt ver⸗ 
antwortlich, ſoweit ſie wahlfreie Urſache ihrer Handlungen iſt.“ 


10 


muß in der Lage fein, die auf feine Pſyche anſtürmenden Eindrücke | 
— ſinnliche wie intuitive — nach Motiven und Gegenmotiven, 
Gründen und Gegengründen zu werten. Dazu gehört ein gewiſſes 
Maß von empiriſchem Wiſſen, d. i. Erfahrung, eine hinreichende 
Menge von Aſſoziationen und von Vorſtellungen. Ethiſche, religiöſe, 


rechtliche und ſoziale Begriffe ſind Vorausſetzung und Maßſtab des 
Urteilens. 


Geiſtige Erkenntnis genügt aber noch nicht zur Motivation. Sie 
muß vielmehr mit Luſt⸗ oder Unluſtgefühlen verbunden ſein, eine 
Gefühlsbetonung haben, mag dieſe an intellektuelles Durchſchauen oder 
die Erfahrung anknüpfen. Erſt dadurch kann eine Erkenntnis auf 
den Willen einwirken, zum Motiv werden. Wird das Motiv zur 
Maxime, ſo ſprechen wir von „Charakter“, und damit bezeichnen wir 
einen beſtimmten Grad der ſittlichen Reife. Dieſe ſittliche Reife macht 
zuſammen mit der geiſtigen Reife den Begriff der Aae e 
keit aus. 


Es iſt allerdings 1 worden, daß ſittliche Reife, ſittliche 
Widerſtandskraft ein Element der allgemeinen ſtrafrechtlichen Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit bilden könne.?) Behaupte man dies, fo führt 
Zucker aus, dann ſei auch der erwachſene Delinquent unzurechnungs⸗ 
fähig, wenn ihm die ſittliche Widerſtandskraft fehle. Auf dieſem Wege 
müſſe man ſchließlich dazu kommen, einen Unterſchied in der ſtrafrecht⸗ 
lichen Behandlung bei Jugendlichen und bei Erwachſenen aufzugeben. 

Demgegenüber hebt Fuchs?) mit Recht hervor, daß in materieller 
Beziehung auch kein Unterſchied zwiſchen dem jugendlichen und dem 
erwachſenen Delinquenten beſtehe, ſondern daß es ſich nur um eine 
prozeſſuale Beſſerſtellung der Jugendlichen handle: Bei Erwachſenen 
könne „fittliche Reife“ ebenſo wie intellektuelle Reife präſumiert werden, 
während beim Jugendlichen nicht die gleiche Präſumtion Platz greifen 
kann. Die ſittliche Reife bildet, wie Fuchs des weiteren ausführt, ein 
Element des allgemeinen Begriffs der kriminaliſtiſchen Zurechnungs⸗ 
fähigkeit in dem Sinne, als die Zurechnungsfähigkeit „nicht nur 
vorausſetzt, daß die intellektuellen Fähigkeiten, ſondern auch, daß die 
Charakterausbildung eine gewiſſe Entwicklungsſtufe erreicht hat“, oder, 


33) Zucker, Schuld und Strafe jugendlicher Verbrecher S. 36. 
34) Vgl. des Näheren die Ausführungen bei Fuchs, Strafmündigkeit 
und deutſche Strafgeſetzgebung S. 54— 56. 
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mit Hälſchners Worten,) daß „der Charakter in allmählicher Ent- 
wicklung und durch fortgeſetzte Übung die Stetigkeit und Feſtigkeit“ 
erlangt hat, „die den Willen befähigt, den verſchiedenen motivierenden 
Einflüſſen gegenüber ſich mit annähernder Sicherheit pflichtmäßig zu 
beſtimmen“. | 
Die Komponenten des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit find alſo 
ein Intelligenz⸗ und ein Willensmoment.““) Das Willensmoment 
55 neben dem Intelligenzmoment berückſichtigt unter den geltenden Straf- 
geſetzbüchern neueren Urſprungs vor allem das ruſſiſche Strafgeſetzbuch 
vom Jahre 1903.) Treffend äußert Wahlberg: “e) „Die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit hat nicht nur ein Wiſſen und Wollen, nicht nur ein Kennen, 
ſondern auch ein Können zur Vorausſetzung. Sie iſt nicht nur eine 
Intelligenzeigenſchaft, ſondern auch eine Macht, eine Charaktereigenſchaft 
desſelben, dem Anreize zum Unrechte Widerſtand leiſten zu können.“ 
von Volkmanns“) gibt eine feinſinnige Formulierung des Begriffs der 
Zurechnungsfähigkeit, wenn er dem Individuum Zurechnungsfähigkeit 
zuſchreibt „für alles Wollen, bezüglich deſſen ſein zur vollen Tätigkeit 
entwickeltes Vorſtellungsganze das Vermögen beſitzt, das normierende 
Urteil zur Vernehmung und das zu normierende Wollen zur Unter⸗ 
ordnung zu bringen“. 


Schon aus dem Geſagten geht in etwa hervor, welche Bedeutung 
wir dem Willensmoment in dem Begriffe der Zurechnungsfähigkeit 
zumeſſen.“) Das Problem der „Willensfreiheit“ läßt ſich, wie oben 
ausgeführt, evident weder pro noch contra entſcheiden. Die Zu— 
rechnungsfähigkeitsfrage aber iſt eine Frage, die für die Praxis von 
Bedeutung iſt. Es kann dem Richter für den konkreten Fall nur 
zugemutet werden, etwas feſtzuſtellen, was mit den beſcheidenen Hilfs- 
mitteln, mit denen wir an die menſchliche Pſyche heranzukommen, fie 
zu greifen ſuchen, überhaupt feſtſtellbar iſt. Es kann alſo nicht die 


35) Hälſchner 1881, § 212. 8 

36) Vgl. Gretener, Zurechnungsfähigkeit 1897, S. 96, und „Neue 
Horizonte“ S. 25 ff. 

37) Ruſſ. Str. G. B. 1903, Art. 38, 

| 38) Wahlberg, Prinzip der Individualiſierung S. 61; ſiehe Binding, 
Normen 1914, II S. 181. Wahlberg iſt Determiniſt! 

39) Volkmann, Pſpychologie, 4. Aufl., II S. 527. 
3 40) Vgl. Gretener im 6. Jahrbuch der es Gefängnisgeſellſchaft 
1912, ©. 30, 31. 
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Willensfreiheit im metaphyſiſchen Sinne ein Element des vom Richter 
in der Praxis zu handhabenden Begriffs der Zurechnungsfähigkeit ſein. 
Dieſe läßt ſich praktiſch im konkreten Fall nicht feſtſtellen. Für den 
Begriff der kriminaliſtiſchen Zurechnungsfähigkeit genügt auch, wie 
Gretener nachgewieſen hat,) die Willensfreiheit im Sinne des gemöhn- 
lichen Lebens, d. h. der ſogenannte pſychologiſche Wille. „Daß dieſe 
Strafgerechtigkeit die Annahme eines freiheitlichen Elementes hinter 
dem ſchuldhaften Willen vorausſetzt, das iſt eine perſönliche Überzeugung, 
die der urteilende Richter außerhalb der Gerichtsverhandlung 
vertreten kann — innerhalb der Verhandlung über die Zu 
rechnungsfähigkeit aber braucht dieſe Überzeugung nicht zu Worte zu 
kommen: denn das Gericht hat weder dem Angeklagten, noch dem 
Pſychiater gegenüber das prinzipielle Recht der Strafe zu verteidigen, 
ſondern nur eine vorhandene Strafordnung anzu⸗ 
Weiden | 5 
„Aus dieſer Faſſung des Problems“ reſultiert, „daß in der Frage 
der geſetzlichen Regelung der Zurechnungsfähigkeit eine Verſtändigung 
zwiſchen Indeterminismus und Determinismus möglich iſt, ſoweit der 
letztere mit der voluntariſtiſchen Pſychologie die disponierende Per⸗ 
ſönlichkeit als Vorausſetzung eines echten Wollens anerkennt“) 


2. Biologiſche, pſychologiſche und gemiſchte Methode. 


. 

Die gegenſätzlichen Anſichten in bezug auf die Frage der geſetz⸗ 
lichen Regelung der Zurechnungsfähigkeitsfrage kommen zum Ausdruck 
in den drei Methoden: Biologiſche, pſychologiſche und gemiſchte 
Methode. Während die biologiſche Methode im Strafrecht von einer 
Definition des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit abgeſehen und nur 
die Zuſtände, welche dieſelbe ausſchließen, aufgezählt wiſſen will, 
wünſcht die pſychologiſche Methode, im Strafgeſetz nur eine zweck⸗ 
mäßige Definition des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit im ſtrafrecht⸗ 
lichen Sinne zu geben. Die ſogenannte gemiſchte Methode hält eine 
Verbindung der biologiſchen Methode mit der pfychologifchen für not- 


1) Vgl, auch Gretener, Zurechnungsfähigkeit im Vorentwurf, 1910, 
S. 68 ff. und „Neue Horizonte“ S. 25 ff. 

42) Foerſter, Schuld und Sühne, 1911, S. 83. 

43) Gretener, „Neue Horizonte“ S. 33. Vgl. auch Fuchs, S. 51, 52. 


ne 18 


2, 28. 
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wendig. Jede dieſer drei Methoden hat in Theorie und Legislatur 


Anerkennung gefunden. 

Für die biologiſche Methode, alſo gegen jede Definition des 
Begriffs der Zurechnungsfähigkeit im Strafgeſetz hat man geltend 
gemacht, daß eine ſolche Definition unzweckmäßig und entbehrlich ſei. 
Unzweckmäßig ſei fie aus dem Grunde, weil jede Definition eine Ent- 
ſcheidung treffen müſſe in einer der ſtrittigſten metaphyſiſchen Fragen 
— ſei es im Sinne des Indeterminismus oder Determinismus — 
und deshalb von dem einen als richtig, von einem anderen als falſch 
angeſehen würde. Darum könne auch eine Definition, welche ein Straf- 
geſetzbuch gibt, nicht ausnahmslos der Überzeugung des anwendenden 
Richters entſprechen. Entbehrlich ſei eine Definition deshalb, weil der 
Strafrichter ja nur wiſſen müſſe, wann keine Zurechnungsfähigkeit 
vorliegt. Das Fehlen der Zurechnungsfähigkeit aber falle immer mit 
gewiſſen Zuſtänden der Pſyche zuſammen, ſei es Geiſteskrankheit, 
Blödſinn, Bewußtſeinstrübung oder mangelnde oder zurückgebliebene 
Entwicklung. Mit der Aufzählung dieſer Zuſtände ſeien alſo die Fälle, 
in denen Zurechnungsunfähigkeit gegeben ſei, hinreichend fixiert. 

Dieſe Argumentation iſt aber nicht ſtichhaltig. Zutreffend legt 
Gretener die „materielle Unzulänglichkeit“ der Ausdrücke: Geiſtes⸗ 
krankheit, Blödſinn, Bewußtloſigkeit dar, und zwar für die Gruppe 
„jener zweifelhaften Geiſteszuſtände der krankhaften Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit, der Geiſtesſchwäche und der Bewußtſeinstrübung, deren Ein⸗ 


fluß auf die Zurechnungsfähigkeit des Täters je nach ihrer Art und 


ihrem Grade ein verſchiedener ſein kann“, ſpeziell für das Grenzgebiet 
zwiſchen Blödſinn und Schwachſinn und die Fälle des Schwachſinns 
überhaupt und ferner für gewiſſe Fälle der Taubſtummheit und Fälle 


von Schlaftrunkenheit und nicht ſinnloſer Trunkenheit, welch letztere 


beiden ebenfalls Zurechnungsunfähigkeit begründen können.“) 

Im allgemeinen wird im konkreten Fall die Zurechnungsfähigkeit 
nur bei Zweifeln zum Gegenſtande der Feſtſtellung gemacht. Daß der 
Richter nicht über das Vorliegen von Geiſtesſtörung, Blödſinn uſw. 
entſcheiden kann, liegt auf der Hand. Nur der mediziniſche Sach— 
verſtändige, der die Bedingungen dieſer Zuſtände kennt oder ſtudiert, 


kann hier ein Urteil abgeben. Enthält ein Strafgeſetzbuch nur eine 


44) Vgl. Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, 
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Aufzählung der Die Zurechnungsfahigtett ausſchließenden Geiſtes⸗ 
zuſtände, ſo hat der Mediziner, indem er das Vorliegen eines ſolchen 
Zuſtandes bejaht oder verneint, über die Zurechnungsfähigkeit des 
Individuums entſchieden und damit im Grunde an Stelle des Richters 
bereits das Urteil geſprochen. Mit einer bloßen Aufzählung der Die 
Zurechnungsfähigkeit ausſchließenden Geiſteszuſtände ſind ferner die 
Fälle „verminderter“ Zurechnungsfähigkeit gar nicht zu faſſen. um 
hier zu urteilen, muß man wiſſen, welches Maß an pſpychologiſchen 
Fähigkeiten zur ſtrafrechtlichen Zurechnungsfähigkeit gerade noch genügt. 
Dies muß der Geſetzgeber im Strafgeſetz feſtlegen. Ob das Mindeſt⸗ 


maß der zur kriminaliſtiſchen Zurechnungsfähigkeit erforderten pſychiſchen 


Fahigkeiten im konkreten Fall vorhanden iſt, kann und darf der N 
Sachverſtändige nicht allein entſcheiden.“) 1 . 
Die Unzulänglichkeit der biologiſchen Methode zeigt ſich auch in 
Rückſicht auf die „relative Strafmündigkeit“ Jugendlicher. Nur 
mangelnde oder zurückgeblieben Entwicklung als beſonderen Schuld⸗ 
ausſchließungsgrund für Jugendliche aufzuſtellen, iſt deshalb unrichtig, 
weil Zurechnungsfähigkeit im ſtrafrechtlichen Sinne trotzdem im einen 
oder anderen Falle gegeben fein kann.““) 

„Eine derartige negative Behandlung des , é 
problems“ muß, indem ſie „hinſichtlich der Begriffe, in denen wir die 
ſubjektiven Vorausſetzungen des Verbrechens erblicken, lediglich auf die 
Wiſſenſchaft verweiſt, die Deutung und Abgrenzung jener Begriffe der 
Praxis überläßt“, “) nur Ungleichmäßigkeit und Unſicherheit der Straf⸗ 
rechtspflege zur Folge haben. Deshalb darf die Schwierigkeit einer 
begrifflichen Umſchreibung des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit den 
Geſetzgeber nicht zurückſchrecken. 

Ebenſo wie die biologiſche wird man auch die pſychologiſche 
Methode in ihrer Exkluſivität nicht billigen können. Über die Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit eines Individuums wird in den meiſten Fällen 
nicht ohne Zuziehung und vorherige Anhörung des ärztlichen Experten 
entſchieden werden können. Ebenſo evident aber iſt es, daß der 


45) Weil es ſich unter dieſem Geſichtspunkt nicht nur um eine 
mediziniſche, ſondern ebenſo ſehr juriſtiſſch-pſychologiſche Frage handelt! 

6) Hierüber des Näheren unten § 13 ©. 46 ff.; vgl. auch unten 8 7 
S. 26 ff. | 

47) Fuchs, S. 158. Vgl. noch Gretener, Zurechnungsfähigkeit 1897, 
S. 33 ff. 5 h 7 5 N 8 
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Mediziner ein mediziniſch-wiſſenſchaftliches Urteil nur gemäß den ſeiner 


Wiſſenſchaft angehörenden Begriffen, demgemäß nur über die Zuſtände, 


welche Zurechnungsunfähigkeit begründen, abgeben kann. Die poſitive 


Beſtimmung des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit allein bildet auch 
eine Seltenheit. Sie findet ſich im Aargauer Strafgeſetzentwurf 
(5 113). 

Aus dieſen Erwägungen heraus erſcheint die ſogenannte gemiſchte 
Methode als die einzige Möglichkeit, in einem Strafgeſetzbuch die 
Zurechnungsfähigkeitsfrage rationell zu behandeln. Nachdem im 
Zweifelsfalle der ärztliche Experte ſein wiſſenſchaftliches Urteil über 
den Zuſtand eines Individuums abgegeben und ausgeführt hat, welche 


Wirkung der betreffende Zuſtand bezüglich der Kriterien der ſtrafrecht— 
lichen Zurechnungsfähigkeit ausübt, entſcheidet der Richter über das 


Vorliegen oder Fehlen der Zurechnungsfähigkeit. Gretener hat mit 


Recht bemerkt, e) daß die gemiſchte Methode der Zurechnungsfähigkeit 


in ihrer juriſtiſchen und mediziniſchen Seite in gleicher Weiſe 


gerecht wird. 
Gegenüber der Behauptung, daß die geſetzliche Sanktionierung 
der gemiſchten Methode vom Strafrichter, der einer determiniſtiſchen 


® Weltanſchauung huldigt, ein „sacrificio dell' intelletto“ fordert oder 


„zur tatſächlichen Mißachtung des Geſetzes“ nötigt, weiſt Greteners“) 
mit Recht darauf hin, daß „dieſem Gedankengang“ einmal eine irrtum 


liche Identifizierung der „Frage nach der Aufnahme pſpychologiſcher 


Kriterien in den geſetzlichen Begriff der Zurechnungsfähigkeit mit der 
Frage nach der Aufnahme des Begriffs der Willensfreiheit“ und 


weiterhin ein Irrtum bezüglich „des Verhältniſſes, in welchem die 


menſchliche Willensfreiheit zur kriminaliſtiſchen Zurechnungsfähigkeit 
als Geſetzgebungsfrage ſteht“, n) zugrunde liegt. Ein Trugſchluß i iſt 
es ſchließlich, wie Gretener') darlegt, wenn von Liſzt „aus der un⸗ 
beſtreitbaren Tatſache der Pſychiatrie, daß die Geiſteszuſtände, welche 
die Zurechnungsfähigkeit ausſchließen können, unzählige, unmerklich 


ineinander übergehende Zwiſchenzuſtände aufweiſen“, folgert, „daß es 


allgemeingültige Merkmale der Zurechnungsfähigkeit nicht geben könne“. 


48) Siehe bei Gretener, Zurechnungsfähigkeit 1897, S. 20. 
40) Gretener, Zurechnungsfähigkeit 1897, S. 33 ff. 
30) Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, S. 29. 
Hierzu dgl. oben Ss 2 S. b ff. N 
52) Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, S. 29. 
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So haben denn auch die meiſten Strafgeſetze die Zurechnungs⸗ 
fähigkeitsfrage nach der gemiſchten Methode behandelt, „wobei die 
aufgeſtellten Kriterien diejenige Stufe jener Zuſtände bezeichnen ſollen, 


von der ab der Einfluß der Funktionsſtörungen auf Willen oder 
Intellekt als ein ſo erheblicher erſcheint, daß Unguseränungsfäptgtci 


az > 


II. Teil. SZurechnungsfähigkeif und ſtrafrechlliche 
Behandlung Jugendlicher. 


J. ee des Grundjaßes: Erziehung ſtart Strafe 


bei Jugendlichen. 


S 6. 

Die Reform des Jugendſtrafrechtes iſt von juriſtiſchen Vereini⸗ 
gungen und Verſammlungen wiederholt zum Gegenſtande der Erörterung 
gemacht worden. Vielfach iſt dabei der Gedanke in den Vordergrund 
gerückt worden, bei jugendlichen Delinquenten die Freiheitsſtrafe ſo 
lange als möglich durch Erziehungsmaßnahmen zu erſetzen.“) 
Dien Anſtoß zu einer Bewegung in dieſem Sinne — ſo paradox 


es klingen mag — hat offenbar die italieniſche poſitive Schule mit 


ihren das Strafrecht erſchütternden Tendenzen gegeben. 
Lombroſo verſpricht ſich — und das iſt eine Konſequenz der von 
ihm vertretenen Lehre vom „delinquente nato“) — von einer Be⸗ 


kämpfung des Verbrechens durch Erziehung jugendlicher Delinquenten 


wenig und mißt ihr nur einigen Erfolg bei Kindern von „guter Ge⸗ 
mütsanlage“ bei, um dieſe „vor dem Übergang der kindlichen Untugend 
in gewohnheitsmäßiges Laſter“ zu bewahren.?) Auch Garofalo ſieht 
in der Erziehung nicht ein hervorragendes Mittel zur Verbrechens⸗ 


53) Fuchs, S. 157 unten, S. 158. 


1) Vgl. v. Lilienthal in Vgl. Darſt. V S. 150: „Die moderne Frage⸗ 


ſtellung lautet nicht mehr: wann iſt der Jugendliche ſtraffähig?, ſondern: 
wie lange bleibt er erziehungsfähig?“ 

2) Gegenüber der Lehre vom „delinquente nato“, überhaupt dem 
italieniſchen Poſitivismus und ſeinen Konſequenzen bezüglich der kriminellen 
Jugend vgl. die treffenden Ausführungen bei Fuchs, S. 63 ff. 

3) Vgl. des Näheren Lombroſo-Fraenkel 1897, S. 133 ff., und Fuchs, 

S. 60 ff. 
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prophylaxe, wenn er auch im Gegenſatz zu Lombroſo ihr etwas mehr 


Bedeutung zuſpricht.“) 


Ferri dagegen, der die Brücke ſchlägt zwiſchen der kriminal— 
onthropologiſchen und der ſoziologiſchen Schule, erblickt bereits in der 
Erziehung ein hervorragendes Mittel der Verbrechensprävention, wie 
auch von Liſzt, deſſen Schulſtandpunkt den italieniſchen Poſitivismus 
zum Ausgangspunkt hat.“) 

Die ſoziologiſche Schule will die Jugendlichenfrage unter dem 
Geſichtspunkt der „Anpaſſungsfähigkeit“ Jugendlicher geregelt wiſſen 
und kommt ſo zu der Forderung, bei Jugendlichen Kriminalſtrafe durch 
Erziehungsmaßnahmen zu erſetzen. Die gleichen erzieheriſchen Maß— 
nahmen ſeien — fo führt Bring‘) aus — in Anwendung zu bringen 
ſowohl bei Jugendlichen, die bereits ein Delikt begangen haben, wie 
auch bei ſolchen, die auf dem beſten Wege ſeien, zu Delinquenten zu 
werden. Übereinſtimmend iſt erſt neuerdings von ſoziologiſcher Seite 
ausgeführt worden, daß die ſoziologiſche Schule an dem Erfordernis 


eines verbrecheriſchen Tatbeſtandes bei Erwachſenen unter dem Geſichts— 


punkt des „politifchen Freiheitsintereſſe“ des Individuums feſthalte 
und nur bei Jugendlichen, gegenüber denen ja ausſchließlich Erziehungs⸗ 
maßnahmen erfordert würden, von dieſem Erfordernis abſehe. Begründet 
wurde dies folgendermaßen: Bei Jugendlichen wie bei Geiſteskranken 
bezweckten die dieſen gegenüber anzuwendenden Maßnahmen Schutz 
der Allgemeinheit und Schutz der Jugendlichen bezw. Geiſteskranken 
ſelbſt; dieſe Kategorien von Menſchen ſeien außerſtande, ihr eigenes 
Intereſſe richtig zu erkennen und wahrzunehmen. Deshalb greife der 


Staat bevormundend in ihre Rechtsſphäre ein. Tue der Staat dies 


aber ſchon dann, wenn eine Gefährlichkeit für die Geſellſchaft in 
eonereto gar nicht beſteht, fo dürfe er dieſelbe kriminalpolitiſche Maß⸗ 
regel um ſo eher verhängen, wenn das Verhalten dieſer Perſonen eine 
ſoziale Gefahr bedeutet, ohne daß ſich ihre Gefährlichkeit durch die Tat 
bereits geäußert zu haben brauche. In dieſem Falle dürfe daher aus- 
nahmsweiſe der politiſche Gedanke der Freiheit zurücktreten, und es ſei 


) Vgl. Garofalo, La criminologie, S. 146 ff. und S. 117. 
5) Vgl. den oben zitierten Vortrag von Liſzts, M. J. K. V. 1909 S. 497 


f bis 501. Vgl. auch Gretener, „Neue Horizonte“ S. 52 ff. 


6) Prins, Criminalite et répression, S. 210. 
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mithin gegen ein Einſchreiten vor der Begehung eines Delikts nichts 
einzuwenden.“) | 

Unzweifelhaft iſt das eine, daß man nicht mehr nach der Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit Jugendlicher zu fragen braucht, wenn man dieſelben 
nur erziehlich behandeln will. Zurechnungsfähigkeit iſt die Vorbedingung 
ſtrafrechtlicher Schuld. Erſetzt man bei Jugendlichen Kriminalſtrafe 
durch pädagogiſche Maßnahmen, ſo entfällt die Frage nach der Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit. An ihre Stelle hat eine an pädagogiſchen Geſichts⸗ 
punkten orientierte Unterſuchung, eine Prüfung des Individuums zu 
treten, ob und wie das Individuum zu erziehen ſei. | 

Wenn der Gedanke der „Behandlung“ bei jugendlichen Delin- 
quenten dominieren ſoll, dann hat eine Abgrenzung beſtimmter Alters⸗ 
ſtufen innerhalb des jugendlichen Alters keinen Sinn. Prins hält es 
auch für richtig, in das Strafgeſetz nur eine Beſtimmung aufzunehmen, 
die es dem Richter ermöglicht, gegen einen Jugendlichen bis zum 
18. oder 20. Lebensjahr jtatt der Strafe auf Erziehung zu erkennen.) 

Soll man nun Jugendliche vom Strafrecht eximieren und nur 
einer „Behandlung“ unterwerfen? Die Beantwortung hängt einerſeits 
von der Frage ab, ob man überhaupt noch die Kriminalſtrafe im 
überkommenen Sinne beibehalten, oder an ihre Stelle Sicherungs⸗ 
maßnahmen treten laſſen will, andererſeits von der Frage, ob man 
die gegenüber Erwachſenen zweckmäßige Vergeltungsſtrafe gegenüber 
Jugendlichen für angebracht hält. Wir haben oben den Standpunkt 
vertreten, daß man unter gewiſſen Vorausſetzungen ein Delikt dem 
ala Dil, Schuld zurechnen kann.?) Gegen die Anwendung der 
Kriminalſtrafe im allgemeinen, vor allem aber gegen ihre Anwendung 
gegenüber jugendlichen Delinquenten ſind aber auch kriminalpolitiſche 
Geſichtspunkte ins Feld geführt worden. 

Nun braucht man aber die Kriminalſtrafe im überkommenen Sinne 
nicht allein unter dem Geſichtspunkt der Gerechtigkeit, alſo aus der 
Vergeltungsidee allein zu erklären. Allerdings iſt die Strafe ihrem 
inneren Weſen nach „gerechte Vergeltung“. Den Staat aber beſtimmen 
zur ſtaatlichen Strafrechtspflege Zweckgedanken. Primär iſt das ſtaat⸗ 
8 N diktiert von der Idee der Selbſterhaltung. Inſoweit 


5 J. Meyer, Heidelberger Diſſ. 1915, S. 19. 

s) Vgl. überhaupt die Ausführungen bei Prins, Cximinalité et 
répression, S. 212 ff. 

») Über die Möglichkeit einer „Schuld“ vgl. 17 82 S. LTR 


eine Kolliſion mit dem ſtaatlichen Intereſſe an der Selbſterhaltung 
nicht eintritt, ja weil es die Erhaltung des Staatsweſens fordert, 
ſchützt der Staat die Intereſſen der Allgemeinheit und in dem hierdurch 
begrenzten Maße das Wohl und die Intereſſen des einzelnen Staats- 
angehörigen. Der Staat ſucht den Schutz dieſer Intereſſen zu bewirken 
vermittels der General- und Spezialprävention der Strafdrohung, der 
Spezialprävention des Strafvollzuges. In dieſem Sinne hat die 
„Strafe“ auch den Zweck der Beſſerung einerſeits und den der Un- 
ſchädlichmachung andererſeits. Treffend charakteriſiert Schoetenſackke) 
das Weſen der Kriminalſtrafe in folgender Weiſe: 

„Strafe iſt eine Art Vergeltung. Vergeltung aber umfaßt alle der 
Ausgleichung eines pſychiſchen Mißverhältniſſes dienenden Gegen- 
wirkungen gegen die Urheber von Luſt und Unluſt, die einen der 
Beſchaffenheit der erſten Einwirkung entſprechenden Charakter tragen. 

3 bleibt bei dem Worte des alten Hugo Grotius: poena est 
malum passionis ob malum actionis.“ „Strafzweck kann nicht ſein 
Vergeltung. Denn der Zweck eines Inſtituts liegt ſtets außerhalb 
ſeines Inhalts.“ „Der Staat kommt mit Übung der Vergeltung dem 
ethiſchen Bedürfnis der Bürger entgegen und ſtärkt damit einen ihm 
wertvoll erſcheinenden Kulturfaktor, aber er vergilt nicht um des 
ethiſchen Bedürfniſſes als ſolchen willen, ſondern zum Schutze der 


Strafe if ſchirmende Vergeltung.“ 


* 


„Vergolten kann aber nur werden verwirklichte, nicht erſt mögliche 
Schuld; die Strafe beſtimmen wollen nicht nach der Schwere der 
ſchuldhaften Tat, ſondern nach den Beſſerungsfortſchritten des Ver⸗ 


= brechers in der moraliſchen e des Reformatory, heißt Strafe 


negieren.“ 

Eine Rechtfertigung der Schuldſtrafe iſt nur möglich, wenn man 
die Willensfreiheit annimmt. Dieſe iſt eine Vorausſetzung jeder Ethik. 
Eine Beziehung zur Ethik iſt aber für das überkommene Strafrecht 
nicht in Abrede zu ſtellen. „Gewiſſen“ und Bewußtſein der eigenen 
Verantwortlichkeit baſieren auf der dem Individuum innewohnenden 
Überzeugung der freien Willensbeſtimmung. Dieſe der Gattung 
„Menſch“ eigentümlichen Bewußtſeinsinhalte machen die Volks— 
anſchauung von der ethiſchen . des Individuums 
für ſeine Handlungen aus. 


10) Schoetenſack, Unbeſtimmte Verurteilung S. 20—24. 
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Die der Volksanſchauung entſprechende Vergeltung durch Strafe 
darf man nicht ſoziale Rache und die Berückſichtigung der Vergeltungs⸗ 
idee von ſeiten des Staates nicht ein „Nachgeben gegenüber dem 
Rachebedürfnis der Bevölkerung“ nennen, ) wenn auch dahingeſtellt 
ſein mag, ob man die „Vergeltung“ hiſtoriſch auf den Rachedurſt des 
primitiven Menſchen zurückführen kann. Rache kennt keine Grenze; 
Rache verlangt oft nicht bloß Talion, ſondern einen noch höheren Grad 
n „Wieder vergeltung“. Der im Volke lebende Vergeltungsgedanke 
aber hält die richtige Mitte zwiſchen unzweckmäßiger Milde und über⸗ 
mäßiger Härte, die als „Ungerechtigkeit“ empfunden wird, und gegen 
die das Volksbewußtſein ein ebenſo energiſches Veto erhebt wie gegen 
zu große Milde. Inſofern bringt auch die Vergeltung durch Strafe 
eine humane Bekämpfung des Delikts mit ſich, da ſie nicht allein nach 
der Schutzbedürftigkeit der Geſellſchaft, ſondern nach dem Maße des 
Verſchuldens entſcheidet über die Art und das Maß der e 
dem Delinquenten zu ergreifenden Abwehrmaßregeln. 

Vergeltungsſtrafrecht und — ſoziologiſches Sicherungsrecht baſieren 
auf außerwiſſenſchaftlichen Prämiſſen,“) von denen nur die eine oder 
die andere richtig ſein kann, eine aber ſicher richtig tft.) Wenn 
aber Vergeltungsſtrafrecht und ſoziologiſches Strafrecht auf außerhalb 
der Wiſſenſchaft und wiſſenſchaftlicher Beweisführung liegende Prämiſſen 
zurückzuführen ſind, weshalb ſoll man dann das erſtere, das ſeinen 
praktiſchen Wert erwieſen hat, durch das letztere, deſſen Brauchbarkeit 
noch nicht erwieſen iſt, erſetzen, zumal die „antiſoziale Geſinnung“ des 
Täters einen weit mehr vagen Maßſtab abgibt für die Beſtimmung 
von Art und Dauer der Sicherungsmaßnahmen als im e Recht 
die „Schuld“ für die Verhängung von Strafe? 

Strafe und Sühneidee haben eine hohe „individual⸗ und ſozial⸗ 
pädagogiſche Bedeutung“, wie Gretener hervorhebt,“) Foerfter!”) des 
näheren begründet und bereits Socrates und Plato es betont haben. 

Die Strafe im überkommenen Sinne iſt aber weiterhin auch das 
hervorragendſte Mittel zum Schutze der Geſellſchaft gegen die Delinquenz, 


5 Vgl. Löffler Referat, M. J. K. V. 1909 (Bd. 16), S. 418 ff. 
12) Dem Indeterminismus bezw. Determinismus. Ein „bedingter“ 
und „begrenzter“ Indeterminismus ſteht 1 zwiſchen beiden. | 
13) Ein tertium gibt es nicht. 
14) Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, S. 27. 
15) Foerſter, Schuld und Sühne, 1911, S. 19 ff. 
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was Foerſter!e) in längeren Ausführungen darlegt. Schon A. von 
Feuerbach hat dies richtig erkannt und gewürdigt.“) 

Die „Sicherung“ der Geſellſchaft nach dem Rezept der modernen 
Schule führt in ihren Konſequenzen aber auch zu kulturellem Rück— 
. ſchritt, indem neben zu großer Milde einerſeits auf der anderen Seite 
die Tendenz zu übermäßiger, nur von der Rückſichtnahme auf das 
Allgemeinintereſſe diktierter Härte fteht.") Als Montesquien :“) den 
Satz prägte: „C'est le triomphe de la liberté, lorsque les lois 

eriminelles tirent chaque peine de la nature particulière du crime“, 
da konnte er nur die „barbariſche Juſtiz des Mittelalters“ geißeln 
wollen. Aber noch heutzutage iſt ihm zugunſten der klaſſiſchen und 
gegenüber der ſoziologiſchen Schule des Strafrechts ſeine volle Be— 
deutung geblieben. 

Die Erkenntnis von der Unentbehrlichkeit der Vergeltungsſtrafe 
führt dazu, daß mancher Determiniſt, der konſequenterweiſe mit den 
Grundlagen des überkommenen Strafrechts auch dieſes Strafrecht ſelbſt 
ablehnen müßte, trotzdem die Vergeltungsſtrafe befürwortet, wie z. B. 

Stöhr,“) der in bezug auf den Indeterminismus bemerkt: „Die in 

ihm enthaltenen Unklarheiten find ein weit kleinerer Übelſtand, als die 
unvermeidlichen Mißverſtändniſſe, die jeder Verſuch erzeugen muß, den 
philoſophiſchen Determinismus unphiloſophiſchen Köpfen beizubringen. 
Dieſe Mißverſtändniſſe ſind ebenfalls Unklarheiten, jedoch Unklarheiten 

mit unleidlichen Folgerungen, während die „ indetermi⸗ 
niſtiſche Überzeugung förderlich iſt.“ 

Rechtfertigen es nun die beſonderen Verhältniſſe Jugendlicher, bei 
ihnen Kriminalſtrafe durch reine Erziehungsmaßnahmen zu erſetzen? 

Keineswegs! Foerſter legt treffend dar, daß die als Vergeltung geübte 
Beſtrafung auch Jugendlichen gegenüber nicht zu entbehren iſt. e!) 

Nur an einem Mangel leidet die Foerſterſche Beweisführung: 

Wie ſeine Ausführungen zeigen, hält er die Begriffe „Kriminalſtrafe“ 
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16) Foepſter, S. 11, 12. 

1 17) A. von Feuerbach, Reviſion der Grundbegriffe des peinlichen Rechts, 
5 1799, Einl. pag. XXVI. 

. 18) Foerſter, S. 38 ff. 

2 19) Montesquien, De l’esprit des lois, Buch XII, Kap. 4. 

20) Stöhr, Oſterr. Ztſchr. f. Strafrecht 1911, S. 41. 

EB =; 21) Vgl. Foerſter, Schuld und Sühne, 1911, S. 13, 18, 19, 39, 40, 
23— 29. 
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und „pädagogiſche Strafe“ nicht genügend auseinander. Das geht 
insbeſondere hervor aus folgender Bemerkung Foerſters :??) „Gewiß 
kann auch der Anſtaltsleiter ſeinerſeits beſtimmte Diſziplinarſtrafen 
verhängen — aber die Erziehungszeit ſelber ſoll keine Zeit der Strafe 
und des Leidens fein. Das iſt der ſpringende Punkt,. ..“ Danach 
ſcheint Foerſter den Unterſchied zwiſchen Kriminalſtrafe und pädagogiſcher 
Strafe dahin zu faſſen, daß die Kriminalſtrafe's) ein länger dauerndes 
Übel von gleichmäßiger und gleich bleibender Intenſität iſt, während 
die pädagogiſche Strafe ein kurz dauerndes, ein Augenblicksübel dar⸗ 
ſtellt, das dem erſteren in bezug auf Intenſität nicht nachſteht. 
Worin beſteht nun eigentlich der Unterſchied zwiſchen Kriminal⸗ 


ſtrafe und pädagogiſcher Strafe? Beide, Kriminalſtrafe wie pädagogiſche 


Strafe, haben das gemeinſam, daß ſie für den, dem ſie appliziert werden, 
ſubjektiv ein malum bedeuten. Zunächſt aber iſt ſchon der Zweck⸗ 
gedanke bei der pädagogiſchen Strafe, der notwendig und primär mit 
ihr verbunden werden muß, ein anderer als die Zweckidee, welche 
man mit der vergeltenden Kriminalſtrafe verknüpfen kann. Bei der 
Kriminalſtrafe ſind der Gedanke der Selbſterhaltung des Staates und 
die Wahrung der Intereſſen der Allgemeinheit, d. h. aller Staats⸗ 
gebietsbewohner oder der Staatsangehörigen, die leitenden Geſichts⸗ 
punkte. Bei der pädagogiſchen Strafe ſteht im Vordergrunde das 
Wohl und Intereſſe des zu Erziehenden, obwohl nicht geleugnet werden 
ſoll, daß auch Staat und Geſellſchaft an genügender und gehöriger 
Erziehung des Individuums intereſſiert ſind. Dieſe kollektiven Inter⸗ 
eſſen treten aber bei der pädagogiſchen Strafe zurück, können hier nur 
ſekundärer Natur ſein: Anwendung oder Nichtanwendung dieſer Art 
von Strafe richtet ſich nur nach dem, was dem zu Erziehenden dienlich 
und förderlich erſcheint. Die Aufgabe, welche die Erziehungsſtrafe zu 
erfüllen hat, iſt alſo auch viel enger begrenzt. Sie ſoll mit dazu, 
dienen, die allgemeinen Ziele der Erziehung zu verwirklichen. Die 
Aufgabe der Kriminalſtrafe iſt eine viel weitere, da die Zahl ihrer 
Zwecke größer iſt. | 

Anwendung von Kriminalſtrafe fest „Schuld“ voraus. Nur bei 
einem bis zu einem gewiſſen Grade entwickelten, zurechnungsfähigen 
Menſchen kann man von „Schuld“, ſchuldhaftem Tun ſprechen. Beim 
Kinde iſt eine Willensſchuld, wenigſtens in der erſten Periode ſeiner 

22) Foerſter, ebenda S. 30. 

23) Gemeint iſt hier natürlich nur die Freiheitsſtrafe. 
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Entwicklung, nicht möglich. Das Tun eines folchen Kindes verhält 
ſich gegen jedes ethiſche Werturteil indifferent.“) Und doch „ ſtraft“ 
man ein ſolches Kind, wenn es ſchreit, nicht folgſam iſt uſw. Für 
die Anwendung von pädagogiſcher Strafe iſt es alſo zunächſt unerheblich, 
ob Schuld vorliegt. Nur darauf kommt es im konkreten Falle an, 
ob ſie geeignet iſt, die Erreichung des Zieles der Erziehung bei einem 
Individuum zu fördern. Sie iſt ein Korrektionsmittel nicht nur gegen- 
über dem böſen Willen, ſondern auch gegenüber den natürlichen, aber - 
blinden und ungeordneten Trieben. Zur Abgewöhnung irgendwelcher 
ſchlechter Eigenſchaften kann unter Umſtänden auch bei einem geiſtig 
nicht normalen Menſchen „Strafe“ im pädagogiſchen Sinne zweckmäßig 
ſein und zur Anwendung kommen. Kein vernünftiger Menſch wird 
dieſe Art „Strafe“ auch in ſolchen Fällen mißbilligen — es ſei denn, 
daß ſie auf Roheit des zu Applizierenden zurückgeht und nicht diktiert 
iſt von der Rückſicht auf den durch ſie zu erreichenden Zweck. 
Wenn das Kind älter wird, bemißt man allerdings auch die 

pädagogiſche Strafe nach dem Maße der vorliegenden Schuld, und zwar 
im Hinblick auf das mit der zunehmenden Vervollkommnung der Geiſtes— 
kräfte ſich einſtellende Ehrbewußtſein und Gerechtigkeitsgefühl und auf 
Grund des ſich entwickelnden Willenslebens. Der aus der Ethik 
entnommene Maßſtab für die Höhe der „Strafe“ im pädagogiſchen 
Sinne ändert aber nichts daran, daß ſich dieſe von der Kriminalſtrafe 
durch die engere Begrenzung ihres Zweckes und die ihr weſentlich 
eigentümliche Zweckſtrebigkeit unterſcheidet. Pädagogiſche Strafe iſt 
zweckſtrebige Übelzufügung. 5 | 

Das genügt aber noch nicht zur Charakteriſierung der pädagogischen 
Strafe. Sie richtet ſich gegen kleine Vergehungen, Unarten uſw. Jugend— 
licher. Dort iſt ſie auch am Platze. Die Erziehungsſtrafe iſt und 
will — im Gegenſatz zur Kriminalſtrafe — ein objektiv kleineres Übel 
ſein. Weil ſie ein ſolches kleineres Übel iſt als die Kriminalſtrafe, 
wird ihre Wirkſamkeit nur bei im großen und ganzen unverdorbenen 
Individuen zu behaupten ſein. Ob ſie gegenüber Individuen, die 
objektiv einen Deliktstatbeſtand geſetzt haben, noch wirkſam ſein kann, 

22) Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, S. 36, 

weiſt auf die treffende Bemerkung von Jean Paul hin, „Kinder redeten in 
den erſten 5 Jahren kein wahres und kein lügendes Wort, ſie redeten bloß; 
ihr Reden ſei ein lautes Denken, das oft mit Ja anfange und mit 
Nein ende“. 
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wird ſich je nach der Reife derſelben entſcheiden. Gegenüber einem 
geiſtig und ſittlich einigermaßen entwickelten Jugendlichen, der ein Delikt 
begangen hat, wird man den Wert einer Einwirkung durch kleine Zucht⸗ 
ſtrafen nur gering anfchlagen können. Die Strafe als Erziehungsmittel 
will mit dazu dienen, der pſychiſchen Entwicklung des noch nicht 
ausgereiften Menſchen unter die Arme zu greifen, ſie zu fördern, zu 
lenken und von falſchen Bahnen abzubringen. Sie kann dieſe ihre 
Aufgabe erfüllen, weil eine ſolche jugendliche Pſyche noch formbar und 
im Wachſen begriffen iſt. Mit Kriminalſtrafe dagegen belegt man einen 
ausgereiften Menſchen, den man wegen der beendigten Ausbildung des 
Charakters nicht mehr mit einem objektiv kleinen Übel wird korrigieren 
wollen. Pädagogiſche Strafe iſt zweckſtrebige Ubelzufügung von ge⸗ 
ringerer Intenſität. 
Damit iſt keineswegs geleugnet, daß auch die Erziehung nicht 
immer exemplariſcher Strenge wird entraten können. Aber die „Strenge“ 
gegenüber einem erziehungsfähigen und zu erziehenden Jugendlichen 
wird ſich graduell unterſcheiden von der Strenge, die einem zurech⸗ 
nungsfähigen jugendlichen Delinquenten gegenüber notwendig iſt. 
Wir finden alſo den Unterſchied zwiſchen Kriminalſtrafe und 
pädagogiſcher Strafe vor allem in der geringeren Intenſität der letzteren, 
nicht in ihrer kürzeren Dauer, in ihrer Bedeutung als Augenblicksübel. 
Im konkreten Fall kann auch einmal die pädagogiſche Strafe von 
längerer Dauer ſein. Andererſeits kann aber auch eine länger dauernde 
Freiheitsſtrafe nicht in jedem Augenblick ihres Vollzuges Übel ſein. 
Nun iſt die Abſchaffung der Kriminalſtrafe für Jugendliche auch 
aus dem Grunde verlangt worden, weil die Kriminalſtrafe entehre. 
Wäre das der Fall, ſo würde man auch hierin ein unterſcheidendes 
Merkmal zwiſchen Kriminal- und pädagogiſcher Strafe zu ſuchen haben. 
Denn die pädagogiſche Strafe entehrt keinesfalls. Zwar mag ein 
Jugendlicher auch durch dieſe in den Augen unreifer Altersgenoſſen 
an ſeiner „Ehre“ gelitten haben und Scham empfinden über die ihm 
applizierte Strafe. Kein reifer Menſch wird aber mit dieſer „Strafe“ 
etwas Entehrendes verbinden. Aber es trifft gar nicht zu, daß die 
Kriminalſtrafe entehrt. Mit Recht iſt betont worden, daß nicht die 
Kriminalſtrafe es iſt, welche entehrt, ſondern die deliktiſche Handlung. 
Zwar kann mit einer Kriminalſtrafe eine Beeinträchtigung der bürger- 
lichen Ehre verbunden ſein oder werden; mit Recht geht aber die neuere 
Tendenz dahin, eine Beeinträchtigung in der bürgerlichen Ehre für 
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Jugendliche auszuſchließen. Die deliktiſche Handlung eines Zu— 


rechnungsfähigen iſt es auch, die ſeinen Leumund ſchädigt und ihn in 


der geſellſchaftlichen Achtung herabſetzt. Geſetzliche Folgen der Kriminal— 
ſtrafe bezüglich der bürgerlichen Ehre mögen für Jugendliche in Weg— 
fall kommen. Die mit dem Delikt verbundene Beeinträchtigung des 
guten Rufs wirkt präventiv, bildet ein eminent wichtiges Mittel zur 
Abhaltung vom Delikt auch bei Jugendlichen. 

Wohlwollende Erziehung kann auch bei Jugendlichen die Kriminal— 
ſtrafe nicht erſetzen, pädagogiſche Strafe nicht der größeren und umfang- 
reicheren Aufgabe der Kriminalſtrafe gerecht werden. Infolgedeſſen iſt 
die moderne Forderung, Kriminalſtrafe bei Jugendlichen durch reine 
Erziehungsmaßnahmen zu erſetzen, nicht gerechtfertigt. Wo es ſich in 
erſter Linie um Staats⸗ und Allgemeinintereſſen handelt, da müſſen, 
ſoweit ihre geſetzlichen Vorausſetzungen überhaupt zutreffen, die all- 


gemein zum Schutze derſelben beſtimmten Mittel auch gegenüber 


Jugendlichen Anwendung finden. Die Berücksichtigung des Wohls 
des jugendlichen Delinquenten muß inſoweit hinter den höheren 
Intereſſen des Staates und der Geſellſchaft zurücktreten. Aber eine 
kriminelle Beſtrafung liegt, wie wir geſehen haben, im Intereſſe des 
zurechnungsfähigen jugendlichen Delinquenten ſelbſt. Andererſeits darf 
man auch nicht außer acht laſſen, daß die delinquierende Jugend gegen— 
über der nicht delinquierenden die Minderheit bildet, wie ja überhaupt 
die Zahl der Menſchen, welche die durch die Rechtsordnung geſchützten 


Intereſſen achten, bei weitem überwiegt. Im Strafrecht kann unter 


dem Geſichtspunkt der Zurechnungsfähigkeit den beſonderen Verhältniſſen 


Jugendlicher genügend Rechnung getragen werden. Nicht eine voll- 


ſtändige Beſeitigung der Kriminalſtrafe, ſondern eine Differenzierung 
derſelben, vor allem der Art des Strafvollzuges wird ſowohl den 


gerechten Forderungen der Jugendfürſorge und des Jugendſchutzes, wie 


auch der Forderung nach einer ausreichenden Sicherung der Geſellſchaft 


in gleicher Weiſe gerecht. 


Das Ergebnis unſerer Ausführungen faſſen wir in folgen— 
den Worten W. Leonhards's) zuſammen: „Es iſt eine irrige 
Vorſtellung, daß bei der Jugend die Erziehung an die Stelle der 
Strafe trete oder dem erziehlichen Einfluß gleichſam durch eine Sub- 


traktion an Strafgehalt Raum geſchaffen werde. So wenig Erziehung 


25) W. Leonhard, Strafrechtsideen und Strafvollzug 1910, S. 78 u. 79. 
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und Strafe gegeneinander ausgewechſelt werden können, jo wenig ſind 
fie Gegenſätze, von denen einer auf Koſten des anderen gewinnt. So⸗ 
weit die Jugend Strafe bedarf, ſoll ſie vollwertige Strafe erhalten, 
wobei die erziehlichen Anforderungen dennoch zu ihrem Recht kommen 
können. . . Was immer an die Jugend herantritt, muß ſich der 
Tatſache, daß ſie ſich in der Entwicklung befindet, anpaſſen, mit dieſer 
Entwicklung gewiſſermaßen Gleichtritt nehmen, wenn es nicht vergeblich 
oder unnatürlich ſein will. Erziehung iſt nicht, wie es ſich die 
kriminalpolitiſche Betrachtungsweiſe vorzuſtellen liebt, eine einſeitige 
Tätigkeit des Erziehers, ſondern ein gegenſeitiges Verhalten, wobei 
der Erzieher der Pſyche des Zöglings in ihrer Entwicklung folgt. Das 
wird auch die Strafe tun müſſen, die ja in eigener Weiſe zur Förderung 
des ſittlichen Urteils und Vermögens berufen iſt, ſie wird die Entwicklung 
des jungen Sträflings wahrnehmen, ihr ſchädliche Hemmungen tunlichſt 
erſparen und fördernde Elemente nach Möglichkeit zuführen; ſie wird 
ſich ſelbſt im Fortſchreiten dem Fortſchreiten ihres Gegenſtandes an⸗ 
paſſen. Eine fo vollzogene Strafe wird mit nichten der ihr anheim⸗ 
fallenden Jugend ein hippokratiſches Antlitz aufprägen und wird doch 
ihren Ernſt feſthalten. Sie wird dem jugendlichen Schwerverbrecher 
die langdauernde und empfindliche Ahndung, die mit dem allgemeinen 
Rechtsgefühl ſein eigenes Gewiſſen verlangt, nicht erſparen und Dr 
doch unverkrüppelt der Freiheit wiedergeben.“ 
Welche Folgerungen ſich aus dieſer Auffaſſung ergeben und in⸗ 

wieweit die Strafen für Erwachſene bei Jugendlichen nicht zur An⸗ 
wendung kommen ſollten, wird ſpäter zu erörtern ſein. “e) 


II. Das Verhällnis der Begriffe „Zurechnungsfähigkeit“ und 
„Skrafmündigkeit“. Die „Straffähigkeik“ Jugendlicher. 


8 7. 

Jugendliche Perſonen ſtrafrechtlich Erwachſenen gleich zu be⸗ 
handeln, iſt unbillig und nicht angängig. Eine Privilegierung jugend⸗ 
licher Delinquenten gegenüber erwachſenen findet ihre Begründung und 
Rechtfertigung in der unvollendeten und allmählich fortſchreitenden 
Entwicklung der körperlichen und pſychiſchen Kräfte des Menſchen, die 
erſt mit der Erreichung einer gewiſſen Altersſtufe abgeſchloſſen iſt. 
Das Kind iſt wie der Erwachſene zu Wahrnehmungen befähigt 


26) Siehe unten $ 14 S. 50 ff. 
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(Rezeptivität) und andererſeits zum Sichbewegen, Tätigwerden 
(Aktivität). Dagegen fehlt ihm die Denkfähigkeit, und das Gefühls— 
leben iſt noch unentwickelt. Daher iſt das Kind in ſeiner früheiten 
Jugend vollkommen außerſtande, die Folgen ſeiner Betätigung zu 
erkennen und zwiſchen Recht und Unrecht zu unterſcheiden. Von dieſem 
Zuſtande aus findet parallel zum körperlichen Wachstum, aber nicht 
in gleichem Schritt mit dieſem, eine langſame Fortentwicklung der 
pſychiſchen Fähigkeiten ſtatt, indem Empirie, s und Belehrung 
hierbei fördernd mitwirken. 

„Der Grund der ſtrafrechtlichen Sonderbeſtimmungen bezüglich der 
Jugendlichen“ iſt alſo „ohne Zweifel in dem Einfluß des jugendlichen 
Alters auf Zurechnungsfähigkeit und Schuld“ zu ſuchen .?) Wenn von 
einem Jugendlichen Individuum behauptet wird, es ſei „ſtrafmündig“, 
ſo iſt damit geſagt, daß es „zurechnungsfähig“ im ſtrafrechtlichen Sinne 


iſt. „Strafmündigkeit“ iſt eine beſondere Bezeichnung für die Zu— 


rechnungsfähigkeit Jugendlicher. 
Die Elemente, welche den Begriff der „Strafmündigkeit“ aus⸗ 


3 machen, ſind dieſelben wie die Elemente des Begriffs der Zurechnungs⸗ 


fähigkeit, nämlich ein Intelligenz- und ein Willensmoment.?®) Zutreffend 
ſetzt dies Merkel) in folgenden Ausführungen auseinander: „Das 
jugendliche Alter ſtellt uns einen Entwicklungsprozeß vor Augen, aus 
dem unter normalen Verhältniſſen die Altersreife und mit ihr die 
Zurechnungsfähigkeit hervorgeht. An dieſem Prozeß laſſen ſich im 


allgemeinen die folgenden Seiten unterſcheiden: a) Die intellektuelle 


Entwicklung, welche zur Ausbildung der rechtlichen Unterſcheidungs— 
fähigkeit führt. Dazu gehört die Ausbildung eines Syſtems von Vor— 
ſtellungen über die umgebende Welt, ſpeziell über die geſellſchaftliche 
und ſtaatliche Welt, über unſere Stellung innerhalb derſelben und die 
in ihr herrſchenden natürlichen, moraliſchen und rechtlichen Geſetze, fo- 
wie über das Verhältnis unſeres eigenen Tuns und Laſſens zu dieſen 
Geſetzen. b) Die Ausbildung des Willens und der Gemütskräfte. 
Jene ſtellt die im vorigen charakteriſierte geiſtige Dispoſitionsfähigkeit 
her, dieſe läßt die Kräfte lebendig werden, in welchen die Wirkſamkeit 
der ethiſchen und rechtlichen Geſetze ihren Halt findet, die Kräfte des 
individuellen Gewiſſens.“ e) 


27) Fuchs, S. 45 oben. 
28) Vgl. oben § 4, S. Y ff. 
29) Merkel, Verbrechen und Strafe (herausgeg, von Liepmann), ©. 70. 
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Wiſſenſchaft wie Gefeggebung haben zum Teil die Bedeutung des 
Begriffs der Strafmündigkeit verkannt. Aus dieſer Verkennung iſt die 
Auffaſſung zu erklären, daß das jugendliche Alter nicht einen Schuld⸗, 
ſondern einen Strafausſchließungsgrund bilde. Während die preußiſchen 
Entwürfe von 1827, 1836, 1843 und 1846 von der „Unzurechnungs⸗ 
fähigkeit“ Jugendlicher bis zum zwölften Lebensjahre ſprechen, ſagt 
der Entwurf von 1869 nur, daß Jugendliche bis zu einer beſtimmten 
Altersſtufe ſtrafrechtlich nicht verfolgt werden ſollen. Dieſelbe Faſſung 
findet ſich im Reichsſtrafgeſetzbuch S 55 Abſ. 1, der ebenfalls vielfach 
in dem Sinne ausgelegt worden iſt, daß es ſich nicht um einen Schuld⸗ 
ausſchließungsgrund, ſondern nur um einen Verzicht auf den ſtaatlichen 
Strafanſpruch handle.“) Dieſer Standpunkt iſt in der T IR auch 
de lege ferenda verteidigt worden.““ 


Wie verhält ſich nun der Begriff der Strafmündigkeit, D. 1. der 
Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher, zu dem der Straffähigkeit? 

Mit Recht wendet ſich von Rohland gegen eine Identifizierung 
der Begriffe von „Straffähigkeit“ und „Zurechnungsfähigkeit“ über⸗ 
haupt.) „Straffähigkeit“ iſt diejenige pſychiſche Dispoſition des 
Individuums, welche die Vorausſetzung dafür bildet, daß eine Strafe 
— Strafdrohung, Strafvollzug — auf dasſelbe Eindruck macht, ihm 
gegenüber den Zweck erreicht, zwecks Beobachtung der Beſtimmungen 
der Rechtsordnung motivierend zu wirken. Dagegen wird man Fuchs 
Recht geben müſſen, wenn er die Straffähigkeit Jugendlicher auf die 
gleichen Elemente zurückführt wie ihre Strafmündigkeit, nämlich eben⸗ 
falls ein Intelligenz und Willensmoment.”) Einſicht und ſittliches 
Können bilden bei Jugendlichen auch die Vorausſetzung der Straf⸗ 
fähigkeit. 

Gegen dieſe Auffaſſung, m die Begriffe „Strafmündigkeit“ 
und „Straffähigkeit“ zuſammenfallen, wendet ſich Oetker mit folgenden 


30) So Olshauſen zu § 55, Rechtſprechung des Reichsgerichts. 

31) So von Bar, Geſetz und Schuld, II S. 62; von Lilienthal in 
Vgl. Darſt. V S. 106. Dagegen richtig z. B. Frank zu § 55, Finger I 
S. 215. Bezüglich der Konſequenzen hinſichtlich der Lehre von der Teil- 
nahme und den akzeſſoriſchen Delikten vgl. Stuber, Erl. Diſſ. 1915, S. 3 ff. 
und S. 88 ff., vor allem auch ©: 108 ff.; vgl. auch Eder, Erl. Diſſ. 1911, 
18 ff a 

32) von Rohland, Die ſoziologiſche Strafrechtslehre, S. 67 ff. 

33) Vgl. des Näheren Fuchs S. 46, 57, 58. 
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Ausführungen:“) „Die bündige Widerlegung liegt im § 55 Str. G.B. 
Der jetzt ſiebzehnjährige zurechnungsfähige Jugendliche iſt doch gewiß 
ſtraffähig, trotzdem kann er wegen eines im Alter von elf Jahren 
begangenen Verbrechens nicht verfolgt werden, einfach, weil er damals 
nach Anſicht des Geſetzgebers nicht zurechnungsfähig war. Für Straf— 
mündigkeit im Sinne von Straffähigkeit müßte ſtatt der Begehungszeit 
der Zeitpunkt der einzuleitenden Strafverfolgung entſcheiden.“ Aber 
es ſoll ja gar nicht, wie unſere bisherigen Ausführungen zeigen, be— 
hauptet werden — und das will auch Fuchs offenbar nicht — daß 
die Begriffe „Strafmündigkeit“ und „Straffähigkeit“ identiſch 
ſind. Während der Periode abſoluter Strafunmündigkeit präſumiert 
der Geſetzgeber unwiderleglich Zurechnungsfähigkeit des Kindes. Auch 
die kriminaliſtiſche Straffähigkeit wird hier zu verneinen ſein. Beim 
Jugendlichen wird ſich die Straffähigkeit je nach der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit richten. Beim zurechnungsfähigen Jugendlichen iſt ſie zu 
präſumieren, beim zurechnungsunfähigen Jugendlichen dagegen nicht. 
Es wird daher kaum zu leugnen ſein, daß der Zeitpunkt des Eintritts 
der Zurechnungsfähigkeit bei Jugendlichen zugleich den Eintritt der 
kriminaliſtiſchen Straffähigkeit bedeutet. Die Begriffe „Strafmündigkeit“ 
und „Straffähigkeit“ ſind nicht identiſch, Zurechnungsfähigkeit und 
Straffähigkeit fallen aber bei Jugendlichen tatsächlich zuſammen.ss) 

Die dargelegte Auffaſſung der Begriffe „Zurechnungsfähigkeit“, 
„Strafmündigkeit“ und „Straffähigkeit Jugendlicher“ weiſt uns die 
Richtung, in der eine rationelle ng der ſtrafrechtlichen Jugendlichen— 
frage zu ſuchen iſt. 


III. Rationelle Behandlung der Jugendlichenfrage 
im Strafrecht. 


1. Die Periode abſoluter Strafunmündigkeit. 
88. 


iii keit der Firierung einer Periode 
oller Strafunmün digkeit. 

Die Großzahl der Strafgeſetzbücher ſtellt heute nach mancherlei 
hiſtoriſchen Schwankungen eine Periode der abſoluten Strafunmündig— 
keit auf, und das mit gutem Grunde. 

34) G. S. 73 S. 398, Anmerkung. 
35) Bezüglich der neuerdings wieder von Stooß vertretenen Unter⸗ 


ſcheidung zwiſchen der Zurechnungsfähigkeit und der Straffähigkeit Jugend— 
licher ſiehe auch noch unten § 17 a. E., S. 84f. 
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In den erſten Lebensjahren des Kindes iſt Zurechnungsfähigkeit 
im ſtrafrechtlichen Sinne zweifellos nicht vorhanden. Je älter das 
Kind wird, deſto mehr nähert es ſich — vorausgeſetzt, daß es ſich um 
ein normales Individuum handelt — dem pſychiſchen Zuſtande, der die 
ſtrafrechtliche Zurechnungsfähigkeit ausmacht. Das eine Individuum 
erreicht ihn früher, das andere ſpäter. Wenn es die Aufgabe des 
Strafrechts iſt, feine Schuld ungeſühnt zu laſſen, jede zu vergelten, 
dann muß es theoretiſch richtiger ſcheinen, keine Periode der abſoluten 
Strafunmündigkeit zu fixieren. Allgemeingültig läßt ſich nämlich 


Strafunmündigkeit bei Jugendlichen mit Beſtimmtheit nur bis zu 


einer einigermaßen niedrig angeſetzten Grenze präſumieren. Eine ganz 
genau unter dem Geſichtswinkel der Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher 


gezogene obere Grenze für die Periode der abſoluten Strafunmündigkeit 


hätte aber praktiſch höchſt geringen Wert. Es iſt behauptet worden, 
jede einigermaßen höher angeſetzte Grenze, die doch überhaupt nur 
praktiſch von Bedeutung ſein könne, ſei infolge der verſchieden ſchnellen 
Entwicklung der einzelnen Individuen, wie Geſchlechter, eine willkür⸗ 
liche“) und ſchließe „eine Individualiſierung der Behandlung Jugend— 
licher nach pſychologiſchen Unterſcheidungsmomenten“ aus. Demgegen⸗ 
über macht Fuchs“) mit Recht geltend, daß die Fixierung einer Periode 
abſoluter Strafunmündigkeit nur die Anwendung von Kriminalſtrafe 
unmöglich mache, aber durchaus nicht einer individualiſierenden 
pädagogiſchen Behandlung im Wege ſtehe. 


Selbſt wenn auf Grund der Abgrenzung einer Periode abſoluter 


Strafunmündigkeit wirklich einmal ein zurechnungsfähiger Jugendlicher 
ſtraffrei ausgehen ſollte, ſo iſt das weit weniger ſchädlich, als wenn 
„eine Reihe Jugendlicher, die noch nicht ſtrafreif ſind, vom Staate zur 
Verantwortung gezogen werden durch Freiheitsſtrafen, die zwar dem 
Prinzip der Vergeltung genügen, die aber dem höheren Intereſſe, dem 
Endzweck der Vergeltung, die zukünftigen Verbrechen zu bekämpfen und 
dadurch die ſoziale Ordnung aufrecht zu erhalten, nicht dienlich ſind.“ “) 
„Dadurch wird die Rechtsordnung noch nicht erſchüttert, denn ſie verhält 


30) Vgl. Groß, Gutachten. (Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗Tages I 


S. 89 ff., Theſe II.) 

37) Fuchs, S. 71, 72. 

28) Eder, Erlanger Diſſ., ©. 16; vgl. Frank, in Reform des Reichs- 
ſtrafgeſetzbuches I S. 269. 
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ſich ja nicht paſſiv, ſondern ordnet Mittel an, die ihr für dieſe Alters- 
klaſſen vorteilhafter erſcheinen als die gewöhnlichen Strafmittel.“““) 
Wegen feiner bedeutenden Nachteile hat das franzöſiſche Syſtem 
in Frankreich ſelbſt viel Gegnerſchaft und nur wenige Verteidiger 
gefunden.“) Dagegen überwiegen die Vorteile der Fixierung einer 
Periode abſoluter Strafunmündigkeit bei weitem die wenigen Nachteile 
derſelben, die zwar nicht vollkommen abgeleugnet werden können, aber 
hinſichtlich ihrer Bedeutung nur ſehr gering anzuſchlagen ſind.“) 


§ 9. 


gez uüng der Periode der abſoluten Straf⸗ 
unmündigkeit. 

Dem Kinde fehlt in feinen erſten Lebensjahren das „Ichbewußt— 
ſein“. Die erſten Spuren desſelben zeigen ſich etwa im dritten oder 
vierten Lebensjahr.“) In allmählicher Entwicklung wird das Kind 
immer mehr für die ſinnlichen Reize der Außenwelt empfänglich, die 
in ihm Luſt⸗ und Unluſtgefühle erwecken, auf welche das Kind zunächft 
ganz automatiſch reagiert. Mit der Zeit entwickelt ſich ein bewußtes 
Reagieren auf die Sinnesreize. Aber auch auf dieſer Stufe beherrſchen 
inſtinktive, vor allem egoiſtiſche Neigungen das Tun des Kindes ſelbſt 
dann, wenn es äußerlich ethiſch erſcheint. In dieſen egoiſtiſchen 
Inſtinkten ruhen auch die Keime ſozialen Verhaltens. Mit dem 


Beginn des Schulbeſuchs im ſechſten Lebensjahr nimmt die ſyſtematiſche 


Fortbildung der intellektuellen Fähigkeiten ihren Anfang, mit der die 
Entwicklung, Zunahme und Fortbildung der Widerſtandsfähigkeit 


1 gegenüber äußeren Eindrücken nicht gleichen Schritt hält. In der 


phyſiologiſchen Entwicklung ſchließt eine erſte Periode ab mit dem 
Beginn des Zahnwechſels etwa im ſiebenten Lebensjahr. In ſomatiſcher 
Hinſicht wird regelmäßig nicht vor dem zwölften Lebensjahre das 
Stadium der Kindheit verlaſſen. Der durchſchnittliche Anfangstermin 
= Pubertät ift nach Cramer“) das vierzehnte Lebensjahr. Die Periode 


39) Eder, Diſſ., S. 17. Vgl. von Lilienthal in Vgl. Darſt. V S. 153 ff.; 
Allfeld, Einfluß der Geſinnung des Verbrechers auf die Beſtrafung, 1909, 
l 

40) Vgl. Fuchs, S. 69 ff. 

41) Fuchs, S. 70, 73. 

2) Puppe, Verhandl. des. 27. Dtſch. Juriften- Tages IV S. 342. 
as) Cramer, Entwicklungsjahre und Geſetzgebung, S. 7. 


Be 
der werdenden Geſchlechtsreife hat auch eine pſychiſche Umwandlung 
des Individuums, Veränderungen im geiſtigen Leben im Gefolge. 


Dieſe ſind auch für die „Strafmündigkeit“, die ſtrafrechtliche Zu⸗ 


rechnungsfähigkeit Jugendlicher von Belang. Geiſtige und ſittliche 


Reife find die Elemente der Strafmündigkeit. Dieſe aber werden bis 
zum vierzehnten Lebensjahr in der Regel nicht den Grad erreicht haben, 
wie er Vorausſetzung der Zurechnungsfähigkeit im ſtrafrechtlichen Sinne 
iſt. Zutreffend führt Fuchs“) aus: Für das Handeln von Kindern 
bis zu vierzehn Jahren ſeien zumeiſt nur Gebot und Verbot von 
beſtimmender Bedeutung. Dagegen fehle in der Regel die Einſicht in 
die „Bedeutung der Kriminalſtrafe“ und den „ſozialen Unwert ſeiner 
Handlung“, das Verſtändnis für „den Grund und die ſoziale Be⸗ 
deutung dieſes Verbots und damit auch die ſoziale Tragweite ſeiner 
Handlung“. Aber auch das Vorhandenſein der erforderlichen ſittlichen 
Reife ſei bis zum 14. Lebensjahr zu verneinen. Das „ ſittliche Be⸗ 


wußtſein“ ſei nicht etwas dem Menſchen Angeborenes. Allerdings 


könnten durch Vererbung ſittliche wie unmoraliſche Dispoſitionen er⸗ 
worben ſein; das habe aber nichts mit einem angeborenen 
ſittlichen Bewußtſein zu tun. „Das Gewiſſen, das Gefühl der ſitt⸗ 


lichen Pflicht“ fehle dem Kinde urſprünglich. Folgerichtig müſſe der⸗ 


jenige, der einen angeborenen moraliſchen Sinn annehme, bei der 
Lombroſoſchen Theorie landen, daß das Kind den Typ des geborenen 


Verbrechers darſtellt. Die Handlungen des Kindes ſeien entweder nur 


triebartige Reaktionen auf ſinnliche Reize oder nach der Maxime von 
Geboten oder Verboten beſtimmt, alſo in bezug auf ethiſchen Wert 


bezw. Unwert indifferent. Das Kind erfaſſe die Begriffe von „gut“ 


und „böſe“ in ihrer ſittlichen Bedeutung nicht, vor allem weil ihm 
die Fähigkeit zu längerem abſtrakten Denken abgehe. Zwar brächten 
Haus und Schule dem Kinde ethiſche Vorſtellungen bei. Aber ſelbſt 
wenn ſchon das ſittliche Unterſcheidungsvermögen gegeben ſei, könne 


man noch nicht von ſittlicher Reife ſprechen. Denn dieſe verlange 


auch „einen gut entwickelten Willen“. Dieſen aber erwerbe das Kind 
erſt verhältnismäßig ſpät. Das Kind reagiere bis zur Pubertät und 
auch noch während derſelben auf äußere Reize automatiſch ſchnell und 


ſehr lebhaft. Ihm fehle die „Willensenergie“, einer vielleicht als 


ſittlich verwerflich erkannten Intention zu widerſtehen, wofür ein 


24) Fuchs, S. 81 ff. 
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33 
„wenigſtens in gewiſſem Grade gefejtigter Charakter“ Vorausſetzung 
ſei. Die beim Erwachſenen als Gegenmotiv wirkſame „Furcht“ vor 
der Kriminalſtrafe, welche die ſoziale Mißachtung gegenüber dem 
delinquierenden Individuum ausdrücke, die „Furcht“ vor Schande 
ſeien beim Kinde nicht Hemmungsvorſtellungen von Bedeutung.“) 
Die Willfürlichkeit jeder Strafmündigkeitsgrenze nimmt, wie 
Fuchs richtig bemerkt, ab, „je beſſer es dem Geſetzgeber gelingt, die— 
jenige Altersſtufe zu finden, auf welcher die zur Strafmündigkeit 
erforderliche Reife bei einer Veranlagung und einem Milieu vorhanden 
iſt, wie wir dieſe phyſiſchen und ſozialen Entwicklungsfaktoren bei dem 
überwiegenden Teile der Bevölkerung des Staates antreffen“.““) Hier⸗ 
bei könnten und müßten auch Raſſe und Klima Berückſichtigung finden. 
Auch dieſe Faktoren ſprechen für eine Fixierung der Strafmündig⸗ 
keitsgrenze nicht unter dem 14. Lebensjahr. Für die Länder 
der neueſten Strafgeſetzentwürfe, Deutſchland, Oſterreich und die 
Schweiz, werden ſie ſich nicht in gar zu verſchiedener Weiſe geltend 
machen, abgeſehen etwa von den ſüdlichen Gebieten der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie und den ſüdlichen Kantonen der Schweiz. In 
bezug auf dieſe aber ſtimmen wir einer Bemerkung der Erläuterungen 
zum öſterreichiſchen Jugendlichengeſetzentwurf von 1907“) zu: Gegen 
die Grenze von 14 Jahren könnten zwei Gründe ins Treffen geführt 
werden, die individuelle Frühreife Unmündiger in vereinzelten Fällen 
fiese Entwicklung der Jugend in den 
ſüdlichen Kronländern der Monarchie. Den erſteren Grund 
lehnen die „Erläuternden Bemerkungen“ ab, weil man wegen ver- 


45) Ahnlich Eder, Erlanger Diſſ. 1911, S. 13, 14. Vgl. noch Aſchrott, 
Behandlung verbrecheriſcher und verwahrloſter Jugend, S. 22; Baumert, 
Über die Zurechnungsfähigkeit jugendlicher Perſonen, S. 70 ff.; van Calker, 
Ethiſche Werte, S. 22; Hahn, Strafrechtsreform und jugendliche Verbrecher, 
©. 29; Klein, Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗Tages I ©. 100 ff.; Krohne, 
27. Dtſch. Juriſten⸗Tag IV S. 334; v. Lilienthal in Vgl. Darſt. V ©. 153; 
Oetker in G. S. 73 ©. 387 u. 395; Wach, Zukunft des deutſchen Straf- 
rechts, S. 9. 

16) Fuchs, S. 85. Auch Gretener, G. S. 67 S. 41, bemerkt, daß das 
Strafgeſetz die Mehrheit des Volkes, für welches es erlaſſen wird, im Auge 
behalten muß. b 

#7) Erl. Bemerkungen zum öſterr. Geſetzentwurf betr. die ſtrafrecht— 
liche Behandlung und den ſtrafrechtlichen Schutz Jugendlicher, 1907, Nr. 25 
der Sammlung außerdeutſcher Strafgeſetzbücher, S. 31. 
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einzelten Ausnahmefälle nicht überall die Entſcheidung dem Ermeſſen 
des Richters überlaſſen dürfe, und weil gewöhnlich auch hier nur eine 
einſeitige geiſtige Frühreife beſtehe, mit der die ſittliche Reife nicht 
gleichen Schritt halte. Der zweite Grund könne gegen 
die allgemeine Grenzfeſtſetzung mit dem 14. Le⸗ 
bens jahre deshalb nicht in Betracht falten weil 
es ſich nur um partielle Verhältniſſe handle. 

Ebenſowenig darf die Tatſache, daß für die Mehrheit der Be⸗ 
völkerung der Schulbeſuch mit dem 14. Lebensjahre endet, un⸗ 
berückſichtigt bleiben; denn damit hat die Schulgeſetzgebung „deutlich 
genug ihrer Anſicht Ausdruck gegeben, daß erſt dann der vorgeſchriebene 
elementarſte Bildungsſtoff erfaßt ſein kann“.?) Mit Recht betont 
Eder „die große Gefahr, die darin liegt, wenn jugendliche Verbrecher 
nach Verbüßung ihrer Freiheitsſtrafe wieder in die Schule zurück⸗ 
kehren“. Entweder werde der Beſtrafte von den andern gemieden und 
gehe dann ausgeſtoßen aus dem Kreis ſeiner Schulgenoſſen unter 
oder er ſtifte als Held, der ſchon etwas erlebt, von den anderen 
bewundert, dieſe an und gebe ſich dabei ſelbſt die beſte ee 
zum Rückfall.“) 

Die Grenze von 14 Jahren wird auch vorwiegend vertreten. 
Unter den Theſen, die der 27. Deutſche Juriſtentag zu Innsbruck im 
Jahre 1904 bezüglich der ſtrafrechtlichen Behandlung Jugendlicher 
aufſtellte, ſteht an der Spitze die Forderung der Hinaufrückung der 
Strafmündigkeitsgrenze auf das 14. Lebensjahr.“) Schon bei den 
Beratungen der erſten großen ſchweizeriſchen Expertenkommiſſion fand 
die Grenze von 14 Jahren bis auf Perrier“) allgemeine Zuſtimmung. 
Der Strafanſtaltsdirektor Hürbin befürwortete ſie vom Standpunkt des 
Praktikers aus,?) Guillaume vom Standpunkt des Steatiſtikers.““) 
David äußerte: „Die Erhöhung der Strafgrenze auf 14 Jahre iſt 
nicht nur im Intereſſe des Strafvollzugs, ſondern vor allem auch not⸗ 


48) Fuchs, S. 88. Ebenſo 9 Behandlung der verwahrlosten und 
verbrecheriſchen Jugend, S. 22. 
29) Eder, Diſſ., S. 14; vgl. Appelius, Die Behandlung jugendlicher 
Verbrecher, S. 28. 
00 Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗ =: IV ©. 656. 
) Protokolle 1896 Bd. 1 S. 41. 
0 Protokolle 1896 I S. 40. 
534 Protokolle 1896 I S. 41. 
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wendig, um Kinder vor dem öffentlichen Gerichtsverfahren zu bewahren. 
Sie müſſen einmal dem Schauſpiel beigewohnt haben, wenn man zwölf— 
bis vierzehnjährige Kinder vor die Schranken ſtellt, wenn man gezwungen 
iſt, ſolche Kinder in Unterſuchungshaft zu ſetzen, und man muß 
beobachtet haben, wie ſie auf dieſe Weiſe zur Lüge geradezu gezwungen 


werden. Denn naturgemüß geraten ſolche Kinder, auch wenn ſie ſonſt 


gut geartet wären, vor Gericht in eine Art Verſtocktheit und Verhärtung, 
worin ſie durch das Theatraliſche der Verhandlung noch beſtärkt 
werden.““ “? | 

Die Grenze von 14 Jahren hat bereits in zahlreichen Strafgeſetz⸗ 
gebungen Annahme gefunden und ſich bewährt.“) Wir finden fie in 


dem Norwegiſchen Strafgeſetzbuch vom 22. Mai 1902 ($ 46), in dem 
däniſchen Geſetz „über einige Anderungen in der Strafgeſetzgebung“ 


vom 1. April 1905,56) in allen öſterreichiſchen, deutſchen und ſchweize⸗ 
riſchen Vorentwürfen.““) Nur ein neueres Strafgeſetzbuch — das 
ruſſiſche von 1903, Art. 40 — hat die Grenze von 10 Jahren bei⸗ 


behalten, obwohl gerade in Rußland infolge der beſonderen klimatiſchen 


und geſellſchaftlichen Verhältniſſe eine Hinaufrückung der Altersgrenze 
mindeſtens ebenſo nottäte wie anderswo. 

Trotz der Gründe, die für die Grenze von 14 Jahren ſprechen, 
iſt einerſeits die Grenze von 12 Jahren, andererſeits das 15., 16. und 
ſogar 18. Lebensjahr als Grenze befürwortet worden. 

An der niederen Grenze von 12 Jahren hält vor allem Birkmeyer 
feſt;'') aber auch van Calker“e) und Köhler‘) haben fie verteidigt. 


54) Protokolle 1896 1 S. 41. 

55) Correvon wies bei den Beratungen der 1. großen Experten⸗ 
kommiſſion auf die guten Erfahrungen hin, die man mit der Grenze von 
14 Jahren im waadtländiſchen Code pénal gemacht habe. Protokolle 1896 
J S. 42. 

56) Wodurch die Strafmündigkeitsgrenze von 10 Jahren, wie ſie das 
däniſche Strafgeſetzbuch vom 10. Februar 1866 enthält, beſeitigt wurde. 

57) Über ihre Bedeutung in den ſchweizeriſchen Vorentwürfen von 1903 
und 1908 vgl. unten § 17 S. 73 ff. | 

58) Birfmeher, Was läßt von Lifzt . . „ ©. 67 ff., und Beiträge I ©. 56. 


Die mangelnde Stichhaltigkeit der gegen die Hinaufrückung dieſer Grenze 


auf das 14. Lebensjahr vorgebrachten Bedenken: Umfang und Schwere der 
Kinderkriminalität, Erſchütterung der Rechtsſicherheit, Widerſpruch zu 
geltenden Rechtsanſchauungen, hat Fuchs (S. 89 ff.), insbeſondere auf Grund 


des ſtatiſtiſchen Materials, des Näheren dargelegt. 


59) Ztſchr. f. d. Str. W. 30, 288. 
60) Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗-Tages IV ©. 366 ff. 
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Birkmeyer betont von feinem ſtarren Vergeltungsſtandpunkt aus immer 
wieder: Wo Schuld vorliege, müſſe auch geſtraft werden. Demgegen⸗ 
über bemerkt Eder zutreffend,“) daß Vergeltung nur dem entwickelten 
Menſchen gegenüber, der das nötige geiſtige und ſittliche Verſtändnis 
beſitzt, angebracht ſein könne. Der Birkmeyerſche Standpunkt bedeutet 
eine einſeitige und nicht ganz gerechtfertigte Betonung des Selbſtzwecks 
der Kriminalſtrafe. Wenn von Birkmeyer auf die nicht unbeachtliche 


Kriminalität Jugendlicher von 12—14 Jahren hinweiſt,) jo kann 


man darauf mit Eder erwidern: s) „Aber gerade die Schwere der von 


Jugendlichen begangenen Straftaten, auf die man ſich beruft für die | 


Beibehaltung des 12. Jahres, iſt ein Beweis dafür, wie wenig bei 
dieſen Jugendlichen die Hemmungsvorſtellungen entwickelt ſind. Gerade 
aus dem Mißverhältnis zwiſchen dem Motiv, z. B. Luſt am Anblick 
eines Feuers, Arger über die Unbequemlichkeit der Wartung eines 
kleinen Kindes, und der Schwere der Tat (Brandſtiftung, Mord) kann 
man erſehen, wie wenig dem Kind das Verwerfliche ſeiner Tat zum 


Bewußtſein gekommen iſt. . .. Ebenſo iſt auch die Häufigkeit des 


Rückfalls ein Beweis dafür, daß die Jugendlichen auf dieſer Alters⸗ 
ſtufe noch nicht jtrafmündig find, denn die gegen ſie angewandte 
Kriminalſtrafe iſt tatſächlich wirkungslos geweſen, während es wahr⸗ 
ſcheinlich durch andere geeignete Maßregeln gelungen wäre, ſie vor dem 
Rückfall zu bewahren.“ | 

Aichaffenburg*‘) und bon Liſztes) halten die Grenze von 
16 Jahren für richtiger. Das 16. Lebensjahr hatte auch der im 
Jahre 1891 eingeſetzte Ausſchuß der J. K. V. (Landesgruppe Deutſches 
Reich) vorgeſchlagen.“?) Mit Recht hat demgegenüber Fuchs betont, 


daß die ſoziale Selbſtändigkeit, der Eintritt ins Leben, der ſich bei 


dem Gros der Bevölkerung mit dem 14. Lebensjahre vollziehe, es 
ungerechtfertigt erſcheinen laſſe, Jugendliche von über 14 Jahren ganz 
als Kinder zu behandeln.“) Wenn man geſagt hat, daß erſt mit 


61) Eder, Diſſ., S. 16. 
62) „Was läßt von Liſzt. „S. 69. 
63) Eder, Diſſ., S. 17. 

64) Aſchaffenburg, Das Verbrechen und ſeine Bekämpfung, S. 269. 

65) Z. Str. W. Bd. 12 S. 179. 

66) Vgl. Appelius, Theſen für die 2. Landesverſammlung der J. K. V. 


Br Bd. 11 Anhang S. 10 (Theſen für die 3, ene eee i 


3. Str. W. Bd. 13 S. 741 für das 14. Lebensjahr). 
67) Fuchs, S. 127. 
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dem 16. Lebensjahr die volle Geſchlechtsreife eintrete, fo ift zu betonen, 
daß „Strafmündigkeit“ und Geſchlechtsreife nicht derart in Wechſel— 
beziehung ſtehen, daß man aus dem Vorhandenſein des einen auf das 
des anderen ſchließen könnte. Auch ſonſt laſſen ſich keine triftigen 
Gründe für eine Ausdehnung der Periode abſoluter Strafunmündigkeit 
bis zum 16. Lebensjahr anführen. Zutreffend führt Eder aus: „Daß 
das 16. Lebensjahr ein kritiſcher Zeitpunkt iſt für das Hervortreten 
geiſtiger Rückbildungen, die vor dem 16. Jahre ſchon im Entſtehen 
waren und auch die Handlungen beeinflußt haben,“) kann nicht als 
Grund erſcheinen, die große Zahl der zwiſchen dem 14. und 16. Lebens- 
jahre ſtrafrechtlich Zurechnungsfähigen ſtraflos ausgehen zu laſſen.““) 
Der Forderung, „daß Jugendliche möglichſt lange Gerichtsverhand— 
lungen, Strafanſtalten, Gefängniſſen ferngehalten werden müſſen, könne 
und müſſe „durch die Organiſation der Jugendgerichte, durch die Ein— 


führung der bedingten Begnadigung und anderes mehr“ Rechnung 


getragen werden. Dieſe weitgehende Forderung ſei nur unter dem 
Geſichtspunkt der Spezialprävention, der Erziehung entſtanden und 
betone einſeitig vom mediziniſchen Standpunkt aus das Intereſſe des 
Kindes. Dadurch werde aber dem öffentlichen Intereſſe nicht gedient 


und das Erfordernis gerechter Vergeltung keineswegs erfüllt.“) 


Die Hinaufrückung der Altersgrenze für die Periode der abſoluten 
Strafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr erſcheint alſo als dringende 
Aufgabe jeder Strafrechtsreform. Dagegen ſchießt jede noch höher 
geſteckte Grenze über jedes vernünftige Ziel hinaus. 


§ 10. 
e) Behandlung ſtrafunmündiger Kinder. 
Soll aber nun der Staat der Delinquenz Jugendlicher bis zu 


14 Jahren, ſofern er ſie vom Kriminalſtrafrecht vollſtändig eximiert, 


- 
4 5; 


Br 
* 
85 


tatlos zuſehen? Die Frage ſtellen, heißt, ſie verneinen. Staats⸗ und 
Geſellſchaftsintereſſe fordern ein ſtaatliches Eingreifen. 

Der 27. Deutſche Juriſtentags:) hat das 14. Lebensjahr als 
Grenze für die Periode der abſoluten Strafunmündigkeit nur unter der 


68) Darüber ſiehe Tuczek, G. S. Bd. 65 S. I ff. 
6 Eder, Diſſ., S. 15. 
70) Eder, Diſſ., S. 15; vgl. auch Frank, in Reform des R. Str. G.B. I 
S. 268. 
71) Verhandl. des 27. Die, Juriſten⸗Tages IV S. 657. 
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Vorausſetzung befürwortet, daß ausreichende diſziplinare und vor⸗ 
_ mundfchaftliche Maßregeln vorgeſehen werden. Das Mittel zur Be⸗ 
kämpfung der Delinquenz von Kindern iſt die als Wohltat gebotene 
Erziehung, die aber keineswegs Strenge ausſchließt. Die Mittel der 
Erziehung und ihre Anwendung nach vernünftigen pädagogiſchen 
Grundſätzen, welche Foerſter“ ) jo ſchön darlegt, find allein geeignet, 
der jugendlichen Verwahrloſung vorzubeugen und zu ſteuern. Zu dem 
Zwecke geeigneter Behandlung wird es ſich empfehlen, die Kinder in 
verſchiedene Gruppen zu klaſſifizieren, etwa in der Weiſe, wie dies die 
in dieſer Beziehung ins Detail gehenden ſchweizeriſchen Vorentwürfe 
nach 1903 in Berückſichtigung der pſychologiſchen, phyſiologiſchen und 
ſomatiſchen Verhältniſſe der Kinder getan haben. In leichteren Fällen, 
insbeſondere bei kleinen Vergehen und Übertretungen, wie fie ja bi 
Kindern gottlob die Regel bilden, wird zumeiſt ſchon eine einmalige, E 
empfindlichere Schuldiſziplinarmaßregel genügen.“) u 

Auf jeden Fall muß eine erziehliche Einwirkung auf delinquierende 


Kinder individualpädagogiſch verfahren und andererſeits auch dm 


kulturellen Untergrund kindlicher Delikte Rechnung tragen, der mit 
Foerſters Worten folgendermaßen gekennzeichnet werden kann: „Die 
Reize von außen haben ins Ungemeſſene zugenommen — die 
Widerſtandskräfte von innen haben ebenſo ungemeſſen 
abgenommen.“) 

Es dürfte ſich, wie 1 vorſchlägt, empfehlen, „die Straf⸗ 
verfolgung als ſolche auch gegen Strafunmündige nicht auszuſchließen“, 
und zwar beſonders in Rückſicht auf Fälle, wo Kinder ſchwere Delikte 
— Brandſtiftung, ſchweren Diebſtahl — begangen haben, und in denen 
es verfehlt wäre, den Sachverhalt durch die Strafverfolgungsbehörde 
nicht feſtſtellen und den jugendlichen Täter überführen zu laſſen. Denn 


dabei würde auch für die geeignete Behandlung des betreffenden Kindes 


ſich manche wertvolle Direktive ergeben, die von der mit der Anordnung 
der Behandlung betrauten Behörde — Vormundſchaftsrichter — dank⸗ 
bar berückſichtigt werden würde. Gerade die letztere Erwägung aber 
führt zu der Frage, ob es nicht angemeſſen iſt, der Strafverfolgungs⸗ 
behörde ſelbſt die Möglichkeit zu geben, in geeigneten Fällen von ſich 


72) Foerſter, Schuld und Sühne, ©. 132 ff. 
73) Vgl. Fuchs, S. 132, 133. 

74) Foerſter, Schuld und Sühne, S. 157. 
75) Fuchs, S. 133. 
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aus Erziehungsmaßnahmen anzuordnen. Dies empfiehlt ſich, um eine 
bureaukratiſche Verſchleppung derſelben Sache von einer Behörde zur 
anderen und die damit verbundene Verzögerung zu vermeiden. Zweifel⸗ 
los aber handelt es ſich dann um eine ſekundäre Funktion der Straf- 
verfolgungsbehörde. 

Eine weitere und letzte Frage iſt die: Gehören Beſtimmungen über 
die Behandlung ſtraffälliger Kinder überhaupt ins Strafrecht? Die 
Frage iſt zu verneinen. Die Kriminalſtrafe iſt nur eines, wenn auch 
das bedeutſamſte Mittel zur Bekämpfung des Verbrechens. Gegenüber 
Kindern bis zu 14 Jahren ſcheidet ſie vollkommen aus. Beſtimmungen 
über die Behandlung delinquierender Kinder ſind kein „Strafrecht“ 
und deshalb — wie Beſtimmungen über Sicherungsmaßnahmen über⸗ 
haupt — in einer beſonderen Geſetzgebung zu behandeln. Erziehung 
und Kriminalſtrafe, Prophylaxe und Strafrecht dürfen nicht durch⸗ 
einandergemengt und deshalb die leitenden Geſichtspunkte für den 
Kampf gegen die Verwahrloſung der Kinder nicht im Strafrecht Raum 
finden. Nimmt man einmal derartige Beſtimmungen ins Strafrecht 
auf, ſo iſt damit der Keim gelegt für eine Verwiſchung der Begriffe, 


deren unheilvolle Folgen die Entwicklung der ſchweizeriſchen Reform 


des Jugendſtrafrechts und auch der deutſche Vorentwurf von 1909 


illuſtrieren.?) Man könnte vielleicht den Einwand erheben, daß das 


Strafrecht die deliktiſchen Tatbeſtände fixiert und auch die an dieſe ſich 
anſchließenden ſtaatlichen Maßnahmen ſämtlich regeln muß. Dieſer 


Einwand iſt aber nicht ſtichhaltig; er beruht auf einer Zurückſetzung 
der ſubjektiven Seite des Delikts, einer Verkennung der dem objektiven 


Tatbeſtand gleichwertigen Bedeutung derſelben zum Zuſtandekommen 
eines Delikts. 


2. Die Periode relativer Strafmündigkeit. 


| 911. 
a) Notwendigkeit der Fixierung einer Periode 
der „bedingten“ Strafmündigkeit. 

Die Pubertät bringt eine Umwandlung des Individuums auch 
in pſychiſcher Beziehung mit ſich. Einerſeits entwickelt ſich in dieſer 
Periode der animaliſche Drang im Menſchen. Andererſeits iſt die 
Periode der Pubertät gekennzeichnet durch eine leicht zu bewirkende 


76) Darüber des Näheren unten im II. Teil, L und III 8 18 
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und überſchwengliche Begeiſterung, durch eine leichte Erregbarkeit, ein 
Verfechten von „Idealen, die Größere verloren“, und den hierbei 


gemachten Erfahrungen und Enttäuſchungen. In dieſer Altersperiode 


bilden die Extreme das Regelmäßige und Normale. Während dieſes 
Entwicklungsprozeſſes beginnt das Denken, Überlegen, Urteilen über die 


Stellung des Einzelmenſchen innerhalb des geſellſchaftlichen Organismus. 


An das Gros der Menſchen treten in dieſem Alter die von der 
Geſellſchaft an das Einzelindividuum geſtellten Anforderungen heran, 
kommen erſt jetzt ſo recht zum Bewußtſein. Mit der Einſicht in die 
Gründe, welche ein ſoziales Verhalten des Individuums erfordern, 
erhebt ſich allmählich und, einmal erprobt, immer beſtimmter die 


Überzeugung des „Ich kanns“, das Bewußtſein, zur Beobachtung der 


im Intereſſe der Geſellſchaft geſetzten Geſetzesnormen befähigt, deshalb 


aber auch hierzu verpflichtet zu ſein. Das gilt aber von vornherein 


nur für normale Individuen. 

Nervöſe Erſcheinungen und geiſtige Rückbildungen treten in dieſer 
Periode nicht ſelten hervor.“) 

Aber auch die verſchieden gearteten ſozialen Verhältniſſe drängen 


die Entwicklung eines jeden jugendlichen Individuums in eine beſtimmte 


Bahn und üben ihren Einfluß auf Qualität und Quantität jugend⸗ 
licher Delinquenz. Erſchöpfend ſtellt Fuchs“) die Haupturſachen der 
jugendlichen Verwahrloſung während dieſer Periode zuſammen. Dahin 


gehören die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit ganz junger Individuen, der 
Mangel der Beauſſichtigung nach der Schulentlaſſung, Schlafſtellen⸗ 
elend, Fabrikweſen, Mangel geiſtiger und ſittlicher Fortbildung,“) 


zunehmende Genußſucht, die hervorgerufen und beſtärkt wird durch das 
Beiſpiel beſſer ſituierter Kreiſe, und die auf Grund derſelben ſich 
entwickelnde Habſucht, ferner das Erwachen der Körperkräfte, die nach 
Betätigung drängen und ungeleitet in Brutalitäten ihre Betätigung 
ſuchen, die erſten Trinkexzeſſe, der oft blinde ſexuelle Drang und die 


77) Vgl. Tuczek, G. S. Bd. 65 S. 1 ff. 

78) Fuchs, S. 140—145. 5 | | 

79) Dem ſucht das moderne Fortbildungsſchulweſen abzuhelfen. Einer⸗ 
ſeits ergreift die Fortbildungsſchulpflicht nicht diejenigen, welche ſie am 


nötigſten hätten. Andererſeits wird auch die Fortbildungsſchule erſt voll 


wirkſam werden können, wenn die unverſtändige Bekämpfung derſelben von 
ſeiten der ie wie auch der Eltern der Fortbildungsſchüler auf⸗ 
gehört hat. f 8 
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noch fehlende Einſicht in die Notwendigkeit der geſellſchaftlichen 
Ordnung. All' das zudem bei Jugendlichen, deren häusliche Er- 
ziehung während der Kindheit nur zu oft zu wünſchen übrig ließ! 

Des weiteren ſind auch „Klima und Zugehörigkeit zu einem 
Volksſtamm“ und die „individuellen Naturanlagen für die körperliche, 
geiſtige und ſittliche Entwicklung von einſchneidender Bedeutung“. 
„Auch ſind die Schwierigkeiten zu berückſichtigen, welche der Tat— 
beſtand einzelner ſtrafbarer Handlungen der Einſicht Jugendlicher noch 
in einem Alter zu bereiten vermag, in dem ihnen die Strafbarkeit 
anderer Handlungen längſt klar geworden iſt.““') „Die Entwicklung 
iſt auch nach erreichter Mündigkeit weder körperlich noch geiſtig ab— 
geſchloſſen. Die Gefühle und Regungen der jugendlichen Seele find 
unausgeglichen und die Tätigkeit der Einbildungskraft eine allzu rege, 
dagegen fehlt es an Lebenserfahrung und Einſicht in den urſächlichen 
Zuſammenhang der Dinge. Der Geſichtskreis iſt eng begrenzt und die 
Widerſtandskraft gegen äußere Einflüſſe, gegen Verleitung und Ber- 
führung eine geringe.“ “) Auch bei ſich gleich bleibenden äußeren 
Bedingungen iſt „die Entwicklung des Individuums von der kind— 
lichen Unreife bis zur vollen Entfaltung der pſychiſchen und phyſiſchen 
Kräfte“ ) trotz gleichen Alters je nach dem Individuum graduell 
verſchieden. 

Die Wirkſamkeit dieſer Faktoren hinſichtlich der Elemente der 
ſtrafrechtlichen Zurechnungsfähigkeit bei Jugendlichen muß der Geſetz— 
geber berückſichtigen. Aber dieſe Faktoren können, müſſen nicht bei 
jedem delinquierenden Jugendlichen wirkſam geweſen ſein, und wo ſie 
wirkſam waren, können ſie die ſtrafrechtliche Zurechnungsfähigkeit im 
konkreten Fall ganz ausgeſchloſſen, aber auch bloß vermindert haben. 
Andererſeits wird Zurechnungsfähigkeit eher zu bejahen ſein bei 
Jugendlichen, wo äußere Faktoren nicht wirkſam werden konnten, 
bezw. nach Lage der Verhältniſſe nicht wirkſam werden ſollten. Das 
gilt vor allem hinſichtlich der Jugendlichen, die den einigermaßen beſſer 
ſituierten Kreiſen angehören: „In den oberen Schichten halten wir 
unſere Söhne in ſtrenger Zucht, in den unteren ſind ſie, wie unſere 


80) Erl. Bem. zum öſterr. Jugendgeſetzentwurf von 1907, Nr. 25 der 
Sammlung außerdeutſcher Strafgeſetzbücher, S. 26. 

81) Ebenda S. 28. 

82) Fuchs, S. 146; ogl. auch S. 147. 
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Verhältniſſe liegen, faſt ſich ſelbſt überlaffen.“*) Elterliche Zucht, 
Schulunterricht und Schuldiſziplin dauern hier zumeiſt weit über das 
14. Lebensjahr hinaus. Auf dieſem Wege werden dem jugendlichen 
Individuum zahlreiche Gegenmotive gegen das Delikt vermittelt, die 
Widerſtandskraft des Jugendlichen wird geſtählt. 

Wenn aber die Zurechnungsfähigkeit bei über 14 Jahre 3 
Jugendlichen eine bedingte und problematiſche iſt, ſo ergibt ſich daraus, 
für den Geſetzgeber die Notwendigkeit, im Strafgeſetz eine weitere 
Periode zu fixieren, während welcher der Richter zur Prüfung der 
„Strafmündigkeit“ in jedem konkreten Fall angehalten ſein muß. 
Daraus reſultiert aber, daß bei Jugendlichen, welche der Altersperiode 
bedingter Strafmündigkeit angehören, die Präſumption — die aller⸗ 
dings widerlegbar iſt — für Zurechnungsunfähigkeit ſtreitet. 


§ 12. 


b) Obere e der Periode bedingler N 
mündigkeit. 


Wie weit ſoll nun der Geſetzgeber die Periode der bedingten 
Strafmündigkeit ſich erſtrecken laſſen? Nach dem bisher Geſagten 
können wir antworten: So lange, als die mit der Pubertät beginnenden 
pſychiſchen Eigentümlichkeiten des Individuums hinſichtlich der geiſtigen 
und ſittlichen Entwicklung des Jugendlichen, alſo bezüglich der Elemente 
der ſtrafrechtlichen Zurechnungsfähigkeit von Wirkſamkeit ſind. Aber 
wie lange iſt das der Fall? 

Als obere Grenze für die Periode der bedingten Strafmündig⸗ 


keit ſtellten die meiſten deutſchen Partikularſtrafgeſetzgebungen das 


16. Lebensjahr auf.) Die preußiſchen Strafgeſetzentwürfe von 1827, 
1828, 1830 grenzten die Periode der „relativen“ Strafmündigkeit““) 
ebenfalls mit dem 16. Lebensjahre ab, unterſchieden aber innerhalb 
derſelben noch die Altersſtufe vom 10. bis zum 12. Lebensjahr, 
während welcher nur körperliche Züchtigung und Gefängnis als 
Strafmittel zuläſſig fein ſollten. !) Die Grenze von 16 Jahren findet 
ſich ebenfalls in den Entwürfen von 1833, 1836, 1843. Der Entwurf 


83) von Liſzt, Strafrechtliche Aufſätze und Vorträge, 2. Bd. S. 345. 

34) So Baden, Bayern, Heſſen, Oldenburg, Württemberg. 

85) Der Ausdruck „bedingte Strafmündigkeit“ iſt vorzuziehen, da er 
den Kern der Sache trifft und klarer iſt. i 

86) Vgl. z. B. § 142 des Entwurfs 1827. 
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von 1845 erhöhte die Grenze auf das 18. Lebensjahr. In den darauf 
folgenden Entwürfen von 1846 und 1847 aber iſt wieder auf das 
16. Lebensjahr zurückgegangen worden, und beibehalten iſt dieſe 
niedrigere Grenze in dem preußiſchen Entwurf von 1850 und dem 
Strafgeſetzbuch von 1851, die in Einklang mit dem Code penal und 


A. L. R. nur eine Periode bedingter Strafmündigkeit fixierten, und 


auch noch in dem erſten Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für den nord- 
deutſchen Bund von 1869. Dagegen brachte bereits der Entwurf von 
1870 die Grenze von 18 Jahren in Vorſchlag, obwohl er ſich damit 
bewußt in Widerſpruch ſetzte zu einem Gutachten der Königlichen 
Wiſſenſchaftlichen Deputation für das Medizinalweſen,“) das die 
Grenze von 16 Jahren befürwortete. Die Grenze von 18 Jahren 
findet ſich auch im Reichsſtrafgeſetzbuch. “) 

In der Schweiz hat der Kanton Teſſin die Grenze gezogen mit 
14 Jahren, die Kantone Genf, Thurgau, Schaffhauſen, Bern, Freiburg, 
Zürich, Zug, Appenzell mit 16 Jahren, Luzern, Baſel, Solothurn, 


Neuenburg, Waadt und Wallis mit 18 Jahren. 


In Sſterreich bildet im geltenden Recht das 20. Lebensjahr die 


obere Grenze für die Periode der relativen Strafmündigkeit. 


Der 27. Deutſche Juriſtentag ſprach ſich, einem Gutachten von 
Kleinse) folgend, für die Grenze von 18 Jahren aus. In der Tat 
erſcheint das 18. Lebensjahr als Endtermin für die Periode der 


bedingten Strafmündigkeit am meiſten geeignet. Zwar bezeichnet das 


5 18. Lebensjahr nicht einen markanten Grenzſtein im Verlaufe der 


Entwicklung des Menſchen; denn die körperliche Entwicklung findet 
etwa mit dem 23., die pfychiſche Entwicklung etwa mit dem 
20. Lebensjahre ihren Abſchluß.?') Aber die ftrafrechtliche Zu— 
rechnungsfähigkeitsfrage iſt weder eine rein mediziniſche, noch eine 
rein pſychologiſche Frage. Der Begriff der Zurechnungsfähigkeit im 


Strafrecht iſt, wie wiederholt betont, ein juriftifch-technifcher Begriff. 


Zur Zurechnungsfähigkeit in dieſem Sinne gehört nicht eine ab- 


87) Aktenſtücke des Reichstags des Norddeutſchen Bundes zu Nr. 5 
Anlage 3. 1 | 
8, Die Grenze von 18 Jahren hatten bereits einige deutſche 
Partikularſtrafgeſetzgebungen, ſo die Hanſeſtädte, ferner Mecklenburg— 


Schwerin, Sachſen, Thüringen. Im naſſauiſchen Strafgeſetzbuche war die 


Grenze mit 17 Jahren gezogen. f 
89) Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗Tages I ©. 133. 
90) Cramer, Entwicklungsjahre und Geſetzgebung, S. 9. 
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geſchloſſene körperliche Entwicklung und nicht die vollſtändige Ent⸗ 
wicklung aller pſychiſchen Potenzen, ſondern nur ein gewiſſes Maß 
von Intelligenz und Willenskraft, das im konkreten Fall gerade noch 
zur Bejahung der Frage nach der Schuldfähigkeit genügt. 

Dieſes Minimum von Intelligenz und Wollensfähigkeit darf aber 
bei einem normalen Individuum von 18 Jahren präſumiert werden; 
denn der normale Achtzehnjährige kann, wie Fuchs'!) richtig Da 
„die ſoziale Bedeutung, die Strafbarkeit feines Tuns verſtehen“ und 
verfügt auch über „ausreichende Lebenserfahrungen“. 


Auch Erziehbarkeit wird man nur bis zum 18. Lebensjahre an⸗ 


nehmen dürfen, weil „die Ausſichten auf erfolgreiche Erziehung“ mit 
zunehmendem Alter abnehmen, Bei einem Individuum von 18 Jahren 


kann man bereits von einem „Charakter“ ſprechen, ſei es, daß die 


Neigung zum Guten oder zum Böſen prävaliert. Überdies muß auch 
die reine Erziehung an irgendeinem Punkte ihre Grenze finden. Der 
äußerſte Termin hierfür aber iſt der Zeitpunkt der zivilrechtlichen Voll⸗ 


jährigkeit, ſo daß es auch von dieſem Geſichtspunkt aus zumeiſt wenig 


Sinn haben würde, einen Achtzehnjährigen noch in eine Erziehungs⸗ 
anſtalt zu ſtecken.“?) 

Mit guten Gründen iſt auch Oetker für das 18. Lebensjahr ale 
Endtermin der Periode bedingter Strafmündigkeit eingetreten.“) Über⸗ 
haupt findet die Grenze von 18 Jahren in der Wiſſenſchaft viel 
Anklang.“) | 

Aber auch eine Ausdehnung der Periode der bedingten Straf⸗ 
mündigkeit iſt befürwortet worden. Die Eiſenacher Vorſchläge des 
Ausſchuſſes der J. K. V. (Gruppe Deutſches Reich) von 1891 und 
Krohne”) auf der zweiten Jahresverſammlung der J. K. V. (Gruppe 
Deutſches Reich) im ſelben Jahre brachten die Grenze von 20 Jahren 
in Vorſchlag. von Bar,“) Geyer?) und von Liſzt's) traten für die 


91) Fuchs, S. 189, 190. In gleichem Sinne Eder, Diſſ., S. 23. 

92) Fuchs, S. 191, 192. 

93) Oetker, G. S. 73 S. 399 ff. 

94) Vgl. insbeſondere Oetker, G. S. 73 S. 401 Anm. 2. 

95) Krone hat ſich indes ſpäter auf die Seite derer geſchlagen, die für 
das 18. Lebensjahr eintreten. 

96) p. Bar, Geſetz und Schuld, Bd. 2 S. 97/98. 

97) Ztſchr. f. Strafrechtsweſen Bd. 4 S. 199. 

98) Verhandl. d. 27. Dtſch. Juriſten⸗Tages Bd. 1 S. 293. Für die 


Grenze von 21 Jahren auch Gennat, in Blätter für Gefängniskunde Bd. 37 


S. 313. 
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Grenze von 21 Jahren ein. Ofner“) und Gauckler'") vertraten die 
Anſicht, daß die Minderjährigkeit im Zivil- und Strafrecht in gleicher 
Weiſe abgegrenzt werden ſollten. Aber das Problem der Straf- 
mündigkeit im Strafrecht und die Frage der Minderjährigkeit im 
Zivilrecht haben eine ganz verſchiedene Bedeutung. Zutreffend hebt 
Fuchs!ot) hervor, daß z. B. für das Verſtändnis der zivilrechtlichen 
Bedeutung und der Wirkungen eines Vertrages, einer Rechtshandlung 
weit mehr an intellektuellen Fähigkeiten erforderlich ſei als für das 
Verſtändnis der Antiſozialität und Rechtswidrigkeit einer Handlung. 
Charakteriſtiſch ſei auch, daß für die zivilrechtliche Deliktsfähigkeit eine 
niedrigere Grenze gezogen ſei als für die zivilrechtliche Handlungs⸗ 
fähigkeit. 

von Bar hat für die von ihm befürwortete Ae mit dem 
21. Lebensjahr geltend gemacht, daß der Übergang von der Höchſt⸗ 
ſtrafe von 15 Jahren Gefängnis zur Todesſtrafe und lebenslänglichen 
Zuchthausſtrafe, der ſich mit dem vollendeten 18. Lebensjahre vollzieht, 
zu unvermittelt geſchehe.““?) Dieſem Bedenken aber läßt ſich auch auf 
anderem Wege Rechnung tragen als durch die Ausdehnung der Periode 
der bedingten Strafmündigkeit bis zum 21. Lebensjahr.) Im übrigen 
werden ſich bei jeder einmal gezogenen Grenze kleine Unausgeglichen⸗ 
heiten ergeben, und es iſt nicht erſichtlich, inwiefern an der etwa mit 
dem 21. Lebensjahre gezogenen Grenze der Übergang von der milderen 
Behandlung zur ordentlichen Beſtrafung weniger unvermittelt wäre. 

von Liſzt hat die Erhöhung der Grenze auf das 21. Lebensjahr 
aus dem Grunde befürwortet, weil in den Fällen, in denen gegen 
einen präſumptiv ſtrafmündigen, aber noch nicht 21 Jahre alten Jugend⸗ 
lichen Zuchthausſtrafe verhängt werden müſſe, die Möglichkeit zum 
Eintritt in das Heer genommen werde; das Heer ſei aber „die beſte 
Erziehungsanſtalt des Volkes“. 1) Mit Recht iſt aber demgegenüber 
von Aſchrott hervorgehoben worden, daß damit an ſich nur ein Beweis 
für die Verbeſſerungsbedürftigkeit unſerer militäriſchen Geſetze erbracht 


99) Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗Tages IV S. b 

100) Mitteilungen der J. K. V. I S. 77 ff. 

101) Fuchs, S. 190. 

102) von Bar, Geſetz und Schuld, Bd. 2 S. 97/98. 

103) Darüber unten § 15 S. 61 ff. 

104) von Liſzt, Gutachten 9 0 den 20. Deutſchen Juriſten⸗Tag; Straf⸗ 
rechtliche Aufſätze und Vorträge Bd. 2 S. 397. 
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wäre. ) Tatſächlich aber wird man das Militärgeſetz in dieſer Be- 
ziehung nicht mißbilligen können; denn es kann in Rückſicht auf die 
heutige Anſchauung vom Heeresdienſt und im Intereſſe der Difziplin 
und des Geiſtes, der das Heer beſeelen ſoll, nicht wünſchenswert ſein, 
dasſelbe mit allen Arten von Delinquenten zu belaſten, um dieſe in 
militäriſche Zucht zu nehmen. Außerdem wird man in denjenigen 
Fällen, in denen der Richter zur Verhängung einer Zuchthausſtrafe 
gelangt, etwas ſkeptiſch fein und auch von der „militäriſchen“ Zucht 
nicht mehr erwarten dürfen, als auch auf anderem Wege zu erzielen iſt. 

Die für eine höhere Grenze vorgebrachten Gründe ſind alſo nicht 


ſtichhaltig. Unter dem Geſichtspunkt der Zurechnungsfähigkeit und | 


Schuldfähigkeit erſcheint es richtig, das Alter von 18 Jahren als End⸗ 
termin der Periode „bedingter Strafmündigkeit“ zu fixieren. 


| § 13. 
c) Geſetzliche Behandlung der Zurechnungsfähig⸗ 
keitsfrage Jugendlicher. 

In welcher Weiſe kann nun der Geſetzgeber zweckmäßig der 
„bedingten“ Strafmündigkeit Jugendlicher vom 14. bis 18. Lebensjahre 
Rechnung tragen? Dadurch, daß er den Richter anweiſt, in jedem 
konkreten Fall die Frage nach der Strafmündigkeit zu ſtellen, zu unter⸗ 
ſuchen und zu beantworten. Eine Beſtimmung dieſer Art würde ins 
Strafprozeßrecht gehören. Nun iſt aber Zurechnungsunfähigkeit ein 
Grund, der jedes ſchuldhafte Tun eines Individuums ausſchließt. 
Inſofern alſo, als neben Geiſtesſtörung, Bewußtloſigkeit uſw. auch die 
jugendliche Unreife im konkreten Fall Zurechnungsunfähigkeit begründen 
kann, betrifft das Strafmündigkeitsproblem das materielle Strafrecht, 
— die ſubjektive Seite des Delikts. 

Die ſtrafrechtliche Jugendlichenfrage iſt in erſter Linie eine Frage 
der Zurechnungsfähigkeit. Erkennt man ſie als ſolche an, dann empfiehlt 
es ſich, die Strafmündigkeitsfrage analog der Zurechnungsfähigkeits⸗ 
frage überhaupt zu behandeln. Wir haben oben die gemiſchte Methode 
als rationelle Löſung der ſtrafrechtlichen Zurechnungsfähigkeitsfrage 
bezeichnet. Die gemiſchte Methode kann auch der Bedeutung des 
Strafmündigkeitsproblems gerecht werden. Auch über die pſpychiſche 
Beſchaffenheit eines jugendlichen Delinquenten wird der Richter oft 

105) Aſchrott, Behandlung der verwahrloſten und verbrecheriſchen 
Jugend, S. 21. Wi 
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nicht ohne Zuziehung eines ärztlichen Experten entſcheiden können. 
In Rücksicht auf den Mediziner, der die phyſiologiſchen Bedingungen 
„zurückgebliebener Entwicklung“ näher kennt, wird es ſich empfehlen, 
„zurückgebliebene Entwicklung oder mangelnde geiſtige oder ſittliche 
Reife“ im Strafgeſetz als beſondere Gründe, welche ebenfalls die 
Zurechnungsfähigkeit ausſchließen können, zu fixieren. Daneben iſt 
aber zu berückſichtigen, daß die ſtrafrechtliche Strafmündigkeitsfrage 
eine juriſtiſche Frage iſt, und daß der Richter über das Vor⸗ 
liegen oder Fehlen der Strafmündigkeit im konkreten Fall entſcheiden 
muß. Soll man es nun dem einzelnen Strafrichter überlaſſen, wie er 
ſich den ſtrafrechtlich-techniſchen Begriff der Strafmündigkeit zurechtſtutzen 


und nach welcher Maxime er über ihr Vorliegen oder Fehlen im 


einzelnen Fall entſcheiden will? Sicherlich nicht! Denn das könnte 
richterliche Willkür, würde aber zweifellos eine Ungleichmäßigkeit der 


Rechtſprechung zur Folge haben.““) Die pofitive Umſchreibung des 


Begriffs der Strafmündigkeit, m. a. W. die geſetzliche Fixierung der 
Kriterien der Strafmündigkeit iſt alſo nicht zu entbehren.!“) i 
Die Elemente des Begriffs der Strafmündigkeit und der Zu— 
rechnungsfähigkeit ſind, wie wir geſehen haben, dieſelben. Deshalb 
genügt als Kriterium der Strafmündigkeit ein Intelligenzmoment 
allein nicht. Inſofern iſt das „Discernement“ des Code penal 
(Art. 66), das unter verſchiedenartigen Benennungen in außer⸗ 
franzöſiſchen Strafgeſetzgebungen ſich wiederfindet, unzureichend, da es, 
wie über alle Kontroverſen““s) hinſichtlich dieſes Begriffs erhaben feit- 
ſteht, eine Geiſtesfähigkeit, eine Verſtandesfähigkeit bezeichnet. Zur 


Strafmündigkeit gehört außer der geiſtigen auch die „ſittliche Reife“, 
worunter nicht bloß das „ſittliche Verſtändnis“, d. h. „die Erkenntnis, 


daß wir in einer ſittlichen Ordnung ſtehen und in unſerem Gewiſſen 
verpflichtet ſind, ihren Vorſchriften zu folgen“, zu verſtehen iſt, ſondern 
auch ein gewiſſes Maß von Wollensfähigkeit. Graduell erfordert die 
Strafmündigkeit Jugendlicher ein ebenſo großes Maß von Intelligenz 


und Willenskraft wie die Zurechnungsfähigkeit bei Erwachſenen. oe) 


106) Vgl. Fuchs, S. 158 f. 

107) Vgl. auch Merkel⸗Liepmann, 1912, S. 70. 

108) Vgl. 3. B. Chauveaux, ©. 518, und Ortolan, S. 124; Garraud, 
Traité S. 428. 

109) Vgl. Oetker, G. S. 73 S. 387 und 388, beſonders auch S. 388 


Anm. 1. Vgl. auch Appelius, Behandlung jugendlicher Verbrecher und ver⸗ 
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Welches Maß von Willensenergie und Intelligenz iſt nun im 
konkreten Fall zur Bejahung der Zurechnungsfähigkeit nötig? An 
Willenskraft muß als Mindeſtmaß verlangt werden, daß der Täter 
die Fähigkeit beſeſſen hat, den ſtärkſten, ihn in concreto zum Delikt 
antreibenden Motiven Widerſtand zu leiſten. Schwieriger zu beant⸗ 
worten iſt die Frage, wieviel an intellektuellen Fähigkeiten zur 
Zurechnungsfähigkeit erforderlich iſt. Eine richtige Antwort auf die 
Frage nach der Zahl vorgehaltener Finger beweiſt ebenſowenig für 
die Zurechnungsfähigkeit eines Jugendlichen, wie eine bejahende 
Antwort auf die Frage, ob der jugendliche Delinquent die rechtliche 


Unerlaubtheit oder die ſittliche Verwerflichkeit ſeiner Handlung kenne. 


Denn es iſt ſehr wohl möglich, daß der Jugendliche dabei nur „die 
moraliſchen und rechtlichen Begriffe anderer reproduziert“ . Wie 


Oetker n) richtig hervorhebt, iſt ein Kind „deshalb noch lange nicht 


zurechnungsfähig, weil es die zehn Gebote mechaniſch auswendig 
gelernt hat. Das Wiſſen von der Rechtsſatzung vermittelt nur dann 
die Zurechnungsfähigkeit, wenn es getragen iſt von der Einſicht in 
die Bedeutung und Verbindlichkeit der rechtlich-fittlichen Ordnung. 
Die rechtliche Verantwortlichkeit wegen Diebſtahls folgt nicht ſchon 
daraus, daß dem Kinde gelehrt war, es dürfe ſich nicht Apfel weg⸗ 
holen aus dem Nachbargarten“. Ein gewiſſes Maß angelernten 
Wiſſens genügt alſo zur Zurechnungsfähigkeit nicht, ſondern es muß 
hinzutreten das Begreifen,“ ?) die Fähigkeit, eine Handlung eingegliedert 
zu ſehen in ein Netz der verſchiedenſten kauſalen Zuſammenhänge. 
Zur Zurechnungsfähigkeit iſt alſo ein ſolcher Grad von Intelligenz 
erforderlich, der das Individuum in den Stand ſetzt, die phyſiſche, 
ſoziale und rechtlich-ethiſche Bedeutung einer Handlung zu erkennen 
und zu würdigen, d. h. es müſſen natürliche Kauſalität, Antiſozialität 
der konkreten Tat und die Gründe für ihre ethiſche und rechtliche 
Reprobation dem delinquierenden Individuum faßbar ſein. Beim 


wahrloſter Kinder, S. 4 ff.; Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſiſchen Ge- 
fängnisgeſellſchaft, S. 38. 

110) von Sale Ebbing, Grundzüge der Kriminalpſychologie, 2. Aufl., 
S. 87. 

111) Oetker, G. S. 13 ©. 387. 

112) Das ſlaviſche Wort rozum, rozumieé (polniſch, tranſkribiert 
ruſſiſch: rassumenije) bringt den Grad der erforderlichen intellektuellen 
Fähigkeit beſſer zum Ausdruck als ein deutſches Wort. 
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Fehlen dieſer Vorausſetzung können wir einem Individuum eine von 
ihm ausgehende Aktivität nie zur Schuld zurechnen, weil eben nur 
eine in ihrer Bedeutung voll durchſchaute und frei gewollte Aktivität 
des Individuums eine ſchuldhafte iſt. 

Obwohl ein intellektuelles Moment als Kriterium der Zurechnungs— 
fähigkeit Jugendlicher notwendig erſcheint, gehen ſeit den neunziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts die Beſtrebungen zum Teil dahin, 
das „Discernement“ bezw. die „Einſicht“ erſatzlos zu beſeitigen. 
Dieſer Standpunkt iſt vor allem von ſeiten der J. K. V.!) vertreten 
und von Krohne auf dem 27. Deutſchen Juriſtentage zum Ausdruck 
gebracht worden. “) Schon bei den Beratungen der erſten großen 
ſchweizeriſchen Expertenkommiſſion hatte Gautier bemerkt: „Le dis- 
cernement est, en droit penal, une conception erronnée.“ ) 
„Erſatzloſe Beſeitigung des ‚Discernement‘, der ‚Einficht‘“ wäre ein 


logiſch einwandfreier Schluß nur unter der Vorausſetzung, daß dieſer 


Begriff als überflüſſig erwieſen wäre. Ein derartiger Beweis aber 
läßt ſich für das Jugendſtrafrecht im überkommenen Sinne nicht führen. 
Aus der nicht in Abrede zu ſtellenden Tatſache, daß ein intellektuelles 
Moment weder als Kriterium der Zurechnungsfähigkeit überhaupt, 
noch insbeſondere als Kriterium der Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher 


genügt, kann nur gefolgert werden, das intellektuelle Moment zu er— 


gänzen, nicht aber es ohne Erſatz zu beſeitigen. 

Von mancher Seite iſt verlangt worden „Streichung der Einſicht 
unter Aufnahme des prozeſſualen Privilegiums, daß der Jugendliche 
nur verurteilt werden darf unter Feſtſtellung feiner Zurechnungsfähig- 


keit in den Urteilsgründen“ ue) Das läuft hinaus auf eine Verweiſung 


auf die für die Zurechnungsfähigkeit überhaupt aufgeſtellten Kriterien. 
Prinzipiell wäre gegen dieſen Vorſchlag nichts einzuwenden. Vor— 
ausſetzung aber wäre dann, daß der Begriff der Zurechnungsfähigkeit 
im Strafgeſetz poſitiv umſchrieben und in richtiger Weiſe in ſeine 


113) Vgl. insbeſondere Eiſenacher Vorſchläge. Bei Appelius, Die Be— 
handlung jugendlicher Verbrecher und verwahrloſter Kinder, Anlage III.“ 
114) Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗Tages IV S. 335. ” 

115) Protokolle 1896 Bd. 1 S. 52. 
116) So. z. B. Oetker, G. S. 73 S. 392 Anm. 1, ebenſo Eder, Diſſ., S. 36. 


Dagegen Frank, in Reform des R. Str. G.B. I S. 298. Oetker hält es für 


empfehlenswert, dieſes prozeſſuale Privileg, „dieſen Rechtsſatz“ „im Straf⸗ 
geſetzbuche ſtatt in der Strafprozeßordnung, in die er nach ſtrenger Syſte— 
matik gehören würde, auszuſprechen“. 

4 
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Elemente zerlegt ift. Aber auch für den Fall, daß dieſe beiden 
Vorausſetzungen gegeben ſind, iſt eine „beſondere Formulierung des 
Strafmündigkeitsbegriffes“ vorzuziehen, da es ſich „bei der Straf⸗ 
mündigkeit um einen beſonderen Anwendungsfall dieſer Kriterien“, 
„um ihre Verwertung zur Beurteilung der Entwicklungsreife des 
jugendlichen Individuums“ handelt, und da „durch eine beſondere 
Hervorhebung dieſes Anwendungsfalles im Strafgeſetz den Bedürfniſſen 
der Praxis“ “) Rechnung getragen wird. 


Es empfiehlt ſich alſo, die Strafmündigkeitsfrage im Strafgeſetz 
in der Weiſe analog der Zurechnungsfähigkeitsfrage überhaupt zu 


behandeln, daß die gemiſchte Methode auf die Strafmündigkeitsfrage 
ausgedehnt und demgemäß auch der Begriff der Strafmündigkeit in 
angemeſſener Weiſe poſitiv definiert wird. Wie Gretenertis) hervor⸗ 
hebt, ſtellt „dieſe Löſung der Frage der Zurechnungsfähigkeit Jugend⸗ 


licher zwar an den Richter und an den Sachverſtändigen die An⸗ 


forderung, die Geſamtentwicklung des Jugendlichen zu erforſchen, um 
deſſen ſtrafrechtliche Reife in bezug auf die ſpezielle Tat feſtzuſtellen; 
ſie allein aber wird der Wahrheit gerecht, daß ein Jugendlicher 
ebenſo wie ein Taubſtummer oder Schwachſinniger in betreff beſtimmter 
Handlungen, wie Tötung, Diebſtahl, als zurechnungsfähig erſcheinen 
kann, während er bezüglich anderer Vergehen, wie Fundunterſchlagung, 
Meineid, Urkundenfälſchung, Inceſt, politiſcher Vergehen, als zu⸗ 
rechnungsunfähig zu behandeln wäre“. ie 


s 14. 
d) Strafrechtliche Behandlung 55 
fü ch iger uh de 

Der ſtrafunmündige jugendliche Delinquent ſcheidet ebenſo wie das 
ſtrafunmündige Kind für das Strafrecht vollſtändig aus, und auch 
bezüglich ſtrafunmündiger Jugendlicher gehören Beſtimmungen über 
Erziehungs⸗ bezw. präventive Maßnahmen, die allerdings notwendig 
ind, -nicht ins Strafgeſetz, ſondern in eine beſondere Geſetzgebung. 

Für das Strafrecht handelt es ſich nur um die Frage, wie der 
ſtrafmündige jugendliche Delinquent geſtraft werden ſoll. 


117) Fuchs, S. 161. 


118) Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, S. 38. 
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Wir haben oben dargelegt, daß eine Erſetzung der Kriminalſtrafe 
durch reine Erziehungsmaßnahmen, alſo eine Beſeitigung des Jugend— 


ſtrafrechts zugunſten eines Jugendfürſorgerechts weder dem Wohle des 


jugendlichen Delinquenten ſelbſt dienlich iſt, noch auch dem Schutz- 
bedürfniſſe von Staat und Geſellſchaft genügt.“) Andererſeits aber 
wird man auch nicht verkennen dürfen, daß der Erziehungsgedanke 
einen richtigen Kern hat. Der Grad der Reprobation gegenüber dem 


Delikt eines Jugendlichen, der ihm nach allgemeiner Volksanſchauung 


gebührt, iſt ein an und für ſich geringerer als der, welchen wir dem 
Delikt eines Erwachſenen entgegenbringen. Man darf alſo gegenüber 
dem jugendlichen Delinquenten den Vergeltungsſtandpunkt nicht 
forcieren, wie dies z. B. Birkmeyer tut. Die moderne Frageſtellung 
muß vielmehr lauten: In welcher Weiſe laſſen ſich Vergeltungs— 
ſtandpunkt und Erziehungsgedanke widerſpruchslos miteinander ver 
binden? Allerdings ſoll auch gegenüber dem Delikt eines Jugendlichen 
der Geſichtspunkt der gerechten Vergeltung im Vordergrunde ſtehen, 
und in dieſem Sinne ſtimmen wir der Bemerkung Wachs zu: 
„Wieviel auch immer über den Strafzweck geſchrieben und geſtritten 
worden, nichts kann die Wahrheit übertäuben, daß die Kriminalſtrafe 
kein Erziehungsmittel, daß ſie — ihrer Idee nach — das zur Er⸗ 
haltung des Staats notwendige praktiſche gerechte Werturteil des 


Verbrechens iſt, unabhängig davon, ob Beſſerung angezeigt oder 


erreichbar, ob Abſchreckung nötig oder erfolgreich fein ſollte.“') Aber 
wir fragen: Widerſpricht es dem Weſen der Kriminalſtrafe, wenn der 
Staat in Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe Jugendlicher dieſen 


5 gegenüber beſonders geartete Erziehungsmaßnahmen als Strafmittel 
verwendet? Doch ſicherlich nicht! Freiheitsberaubung, Güter⸗ 


entziehung uſw. werden zur Kriminalſtrafe dadurch, daß der Staat 


ſie dazu ſtempelt. Weshalb ſoll der Staat nicht die Anwendung einer 


5 ordentlichen Strafmaßnahme bei Jugendlichen ausſchließen und durch 


eine andere ihm geeigneter ſcheinende Strafmaßregel erſetzen dürfen? 


119) Vgl. oben § 6 S. 16 ff. 

Wach, in der Vergl. Darſt. VI S. 72. Vgl. Oetker, G. S. 73 S. 417 
Anm. 1: „Immer aber muß der Strafcharakter erhalten bleiben, der 
Erziehungszweck darf nur ſekundäre Bedeutung haben.“ Ebenda (S. 417 
oben) jagt Oetker: „So gewiß Freiheitsſtrafe nicht ihrem Weſen nach Er- 
ziehung iſt, ſo ſicher darf nicht während des Strafvollzuges die weitere Er— 
ziehung des Jugendlichen aufhören.“ . 
AS 
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Wenn der Staat gegenüber jugendlichen Delinquenten Erziehungs⸗ 
maßnahmen als Strafmittel verwendet, ſo liegt darin nicht eine 
Verwiſchung des Unterſchiedes zwiſchen Kriminalſtrafe und reiner 
Erziehungsmaßregel. Dadurch, daß beſtimmte Erziehungsanſtalten 
von Staats wegen zu Strafanſtalten für Jugendliche geſtempelt 
werden, unterſcheiden ſie ſich ſofort von ſolchen Erziehungsanſtalten, 
die nur wohlwollende Erziehung ihrer Zöglinge zur Aufgabe haben 
und nicht eine Verbindung von Straf- und Erziehungsmaßregel ſein 
wollen. Dieſer Unterſchied könnte ſchon äußerlich durch die Be— 
nennung dem Volke zum Bewußtſein gebracht werden, indem man 
etwa im Gegenſatz zu reinen Erziehungsanſtalten von Straferziehungs⸗, 
Beſſerungs⸗ oder Korrektionsanſtalten ſpräche. “) Aber auch die in 
den Korrektionsanſtalten angewandte Erziehung wird ſich im Ver⸗ 
hältnis zur reinen Erziehung differenzieren laſſen. Größere Strenge, 
Rationierung der Beköſtigung in den durch die körperliche Konſtitution 
des Jugendlichen gezogenen Grenzen und anderes mehr würde tat⸗ 
ſächlich einen Unterſchied zwiſchen beiden begründen. Hauptſächlich 
aber würde der Strafcharakter der „Korrektionsanſtalt“ zum Ausdruck 
kommen in der Freiheitsentziehung gegenüber den in einer ſolchen 
Anſtalt internierten Jugendlichen. Zwar wird auch in den reinen 
Erziehungsanſtalten die Freiheit der Zöglinge nicht zuletzt im Intereſſe 
der Erreichung des Erziehungszwecks beſchränkt werden. Zunächſt 
aber geſchieht dies hier nur zum Wohle der Zöglinge, während in 
den Straferziehungsanſtalten die Freiheitsentziehung in erſter Linie 
Vergeltung ſein ſoll. Die Freiheitsentziehung, wie ſie mit der Unter⸗ 
bringung in einer Korrektionsanſtalt verbunden ſein müßte, wäre aber 
auch mit der Freiheitsbeſchränkung, der die Zöglinge einer reinen 
Erziehungsanſtalt im eigenen Intereſſe unterworfen ſind, dem Umfange 
nach gar nicht zu vergleichen. Der in einer Korrektionsanſtalt Inter⸗ 
nierte iſt für die Dauer feines Aufenthalts in einer ſolchen in feiner 
Bewegungsfreiheit unabänderlich beſchränkt auf das Terrain der Anſtalt. 
Den Zögling einer reinen Erziehungsanſtalt läßt man — wenn auch 
unter Beaufſichtigung — die Grenzen der Anſtalt ruhig überſchreiten. 


121) Mit Einbürgerung dieſer neuen Anſtalten mit beſonderer Be— 
nennung würde jedermann im Volke wiſſen, daß „Korrektionsanſtalten“ 
etwas anderes ſind als reine Erziehungsanſtalten. Übrigens findet ſich 
etwas Ahnliches bereits in England in der „Borstal Institution“ 
(Prevention of Crime Bill von 1908). 
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Die Errichtung ſolcher Korrektionsanſtalten und ihre ſcharfe Ab— 
ſcheidung von den reinen Erziehungsanſtalten würde ſich praktiſch ſehr 
wohl durchführen laſſen. Es käme in dieſer Beziehung auch noch Art 
und Umfang der Beſchäftigung in Betracht. 

Welche ordentliche Strafart ſollen nun dieſe Korrektionsanſtalten 
erſetzen? Offenbar nur die Freiheitsſtrafen von längerer Dauer, weil 
dies allein billig und zweckmäßig iſt. Von der Erziehung kann man 
ſich einen Erfolg nur verſprechen, wenn ſie von einigermaßen längerer 
Dauer iſt. Einen Jugendlichen auf kurze Zeit in einer ſolchen Anſtalt 
unterzubringen, hätte wenig Sinn. In Fällen aber, wo bei An- 
wendung der ordentlichen Strafarten auf eine kürzere Freiheitsſtrafe 
erkannt worden wäre, wäre es unbillig, eine länger dauernde Unter— 
bringung in einer Straferziehungsanſtalt zu verhängen. Das würde 
dem Gedanken der gerechten Vergeltung durch Strafe widerſprechen. 


Damit iſt keinesfalls geſagt, daß der Staat in den Fällen, wo 
nicht eine Freiheitsſtrafe von längerer Dauer verwirkt iſt, auf ſeinen 
Strafanſpruch gegenüber dem jugendlichen Delinquenten verzichten ſoll. 
Eine energiſche kurze Repreſſion wird in manchen Fällen das beſte 
Mittel zur Pävention ſein. Gegenüber den vielfachen Angriffen auf 
die kurzen Freiheitsſtrafen überhaupt und ihre Anwendung bei Jugend— 
lichen im beſonderen iſt immer wieder zu betonen, daß dieſe nicht nur 
der Vergeltung als Selbſtzweck dienen, ſondern auch als Mittel zum 
Zwecke der Beſſerung des delinquierenden Individuums unentbehrlich 
ſind. Sie erfüllen in zahlreichen Fällen ihre Aufgabe, das Wollen 
des Individuums in die nötige Diſtance, oder beſſer: Oppoſition zu 
bringen zu der ihm innewohnenden Tendenz zum Delinquieren. Kurze 
Freiheitsſtrafen können ruhig in den gewöhnlichen Strafanſtalten ne) 
vollzogen werden, wofern nur für eine vollſtändige Abſonderung der 
jugendlichen Delinquenten von den erwachſenen und für eine . 
Beſchäftigung Sorge getragen wird. 

Eine Verbindung von Strafe und Erziehung in der oben ſkizzierten 
Weiſe würde das Bedenken hinfällig machen, welches gegen die An— 
wendung reiner Erziehungsmaßnahmen ſtatt Strafe bei Jugendlichen 
vorgebracht worden iſt, nämlich daß man die reine Erziehung doch an 
irgendeinem Punkte, etwa mit dem 20. oder 21. Lebensjahr, aufhören 


122) d. h. den gewöhnlichen Gefängniſſen. 


54 


laſſen müffe. In einer Korrektionsanſtalt kann der Deliquent auch über 
das 20. oder 21. Lebensjahr zurückgehalten werden, und es iſt nur 
nötig, die älteren Individuen von den jüngeren abzuſondern. Aller⸗ 
dings ſind Fälle denkbar, in denen vom Standpunkt der gerechten Ver⸗ 
geltung eine kurze Freiheitsſtrafe angemeſſen iſt, andererſeits aber auch 
Erziehung notwendig ſein mag. In dieſen Fällen kann nach Voll⸗ 
zug der Freiheitsſtrafe die mangelnde Erziehung durch „Nacherziehung“ 
in einer Fürſorgeerziehungsanſtalt nachgeholt werden, die nichts als 
wohlwollende Erziehung der Internierten bezweckt. Ob und wie hier 
die Erziehung nachzuholen iſt, iſt eine Frage, mit der das Jugendſtraf⸗ 
recht nichts zu tun hat, und deren Behandlung deshalb ins Jugend⸗ 
fürforgerecht!??) oder in ein Geſetz betreffend präventive Maßnahmen ge⸗ 
hört. Aus Zweckmäßigkeitsgründen wird es ſich empfehlen, dem Straf⸗ 
richter die Möglichkeit zu geben, zugleich mit der Verhängung der 
Freiheitsſtrafe die Nacherziehung anzuordnen.“) | 
Bei dem Verſuche, zwiſchen Vergeltungsſtandpunkt und Er- 
ziehungsgedanken zu vermitteln, ſind manche Geſetzgebungen auf den | 
nicht ſehr glücklichen Einfall gekommen, zwiſchen Strafmündigen und 
- Strafunmündigen zwar zu unterſcheiden, aber die Vollſtreckung der gegen 
Strafmündige verhängten „Strafen“ in „Beſſerungsanſtalten“ zu- 
zulaſſen, in welcher auch Strafunmündige untergebracht ſind. 1s) Was 
für eine Bedeutung dann noch die Unterſcheidung zwiſchen ſtrafmün⸗ 
digen und ſtrafunmündigen Delinquenten haben ſoll, iſt nicht recht er⸗ 
findlich. Dieſe Art der Behandlung jugendlicher Delinquenten läuft 


hinaus auf eine Erſetzung der Kriminalſtrafe durch reine Erziehungs⸗ 


maßnahmen.“ “e) Das „Beſſerungsſyſtem“ aber, wie es in Amerika aus- 
gebildet worden iſt, ſtößt jetzt bereits im eigenen Mutterlande auf 
Widerſpruch. a 


123) Bemerkt ſei nur, daß das preußiſche Fürſorgeerziehunggeſetz vom 
2. Juli 1900 nicht alle Fälle ergreift, in denen die Fürſorgeerziehung eines 
Jugendlichen angezeigt iſt; vgl. Fuchs, S. 208. 

124) Das iſt aber, wie oben betont, eine ſekundäre, eine Nebenfunktion 
des Strafrichters! 

125) Ds den italienischen di penale Art. 55 Abf. 3: „casa di 
correzione“; ebenſo Zürich, Zug, St. Gallen; auch Schweden nach dem 
Geſetz vom 27. Juli 1902 betr. Abänderung des Worklautes von Kap. 5 
88 1, 2 3, 6 Str. G. B. ö 

126) Dagegen oben § 6 S. 16 ff. 
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Den Inſtituten der „bedingten Verurteilung“ und der „Entlaſſung 
auf Probe“ bezw. „Entlaſſung auf Widerruf“, “) die ja gegenwärtig 
viel Anklang und Vertreter finden,“) wird man ganz beſonders bei 
Jugendlichen zuſtimmen können, wenn auch vom Standpunkt des 
ſtrengen Vergeltungsheoretikers ſich dies oder jenes Bedenken wird vor— 
bringen laſſen. Denn bei Jugendlichen wird vielfach der erſte Schreck 
und ein kurzer Einblick in das, was der Jugendliche für ſich ſelbſt mit 
dem Delikt angerichtet hat, mehr wirken als eine reſtlos vollzogene 
Freiheitsſtrafe, die bei weniger verdorbenen Individuen nur abſtumpfend 
wirken muß. In vielen Fällen wird es zweckmäßig fein, den Jugend⸗ 


4 lichen kurze Zeit die Entziehung der Freiheit verkoſten zu laſſen und ihn 


W 


dann wie einen gefangen gehaltenen Vogel der Freiheit wiederzugeben, 
und das goldige Gefühl der wiedererlangten Freiheit, der Gedanke, ſie 


nicht mehr oder vielmehr nur durch ein neues Delikt zu verlieren, wird 


ſeine Wirkung nicht verfehlen. In anderen Fällen wird eine gute 
Führung des jugendlichen Delinquenten während einer längeren Dauer 
der Freiheitsſtrafe dem Anſtaltsleiter die Überzeugung beibringen, daß 
zum Zwecke der Erprobung in der Freiheit eine Entlaſſung vor reſt⸗ 
loſer Strafverbüßung gewagt werden kann. Mitunter wiederum wird 
es genügen, den Jugendlichen „bedingt“ zu verurteilen und über ihm 
eine Zeitlang das Damoklesſchwert des eventuellen Strafvollzugs bei 
Nichtbewährung ſchweben zu laſſen. Alles dies gilt natürlich nur für 


Jugendliche, bei denen man ſich von einer ſolch milden Behandlung 


wird Erfolg verſprechen können. Vorwiegend wird dies der Fall ſein 
bei ſolchen, die einmal, ſozuſagen aus Jugendtorheit, leicht 


pecciert haben. Im übrigen wird aber das Anwendungsgebiet für die 


„bedingte Verurteilung“ wie auch für die „Entlaſſung auf Widerruf“ 
dem freien richterlichen Ermeſſen zu überlaſſen ſein. 

Ein Inſtitut, deſſen Anwendung ohne jedes Bedenken zu befür— 
worten ift, ift die Rehabilitation. Geſellſchaftliche Vorurteile gegenüber 
einem Individuum, das für ein Delikt Kriminalſtrafe verbüßt hat, 
ſind wertvoll als hervorragendes Mittel der Verbrechensprophylaxe 


427) Vgl. in dieſer Beziehung insbeſondere auch die öſterreichiſche Straf— 
rechtsreform, in erſter Linie den Jugendgeſetzentwurf von 1907 (ſiehe unten 


§ 18 S. 86 ff.). 


128) Statt vieler vgl. z. B. Oetker, G. S. 73 S. 418, der die „bedingte 


Entlaſſung“ befürwortet. 
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auch bei Jugendlichen. !) Dagegen empfiehlt es ſich, bei Jugend⸗ 
lichen rechtliche Folgen eines Delikts zu beſeitigen, ſo z. B. Eintragung 
und Vermerk im Strafregiſter nach Ablauf einer gewiſſen Friſt zu 
löſchen. Für ein in jugendlichem Alter begangenes Delikt ſoll der 
Menſch nicht zeitlebens offiziell gebrandmarkt ſein. 

Eine weitere Forderung iſt die, bei jugendlichen Delinquenten 
Ehrenſtrafen vollſtändig auszuſchließen. Sie braucht nicht erſt be⸗ 
gründet zu werden, da heute kaum noch jemand im Ernſt ihre An⸗ 
wendung bei Jugendlichen befürworten dürfte. Noch ſelbſtverſtänd⸗ 
licher iſt es, daß bei jugendlichen Delinquenten die Anwendung der 
Todesſtrafe nicht in Frage kommen kann. | | 

Empfehlen ſich als Strafmittel bei Jugendlichen Verweis, Geld- 
ſtrafe und Prügelſtrafe? 

In Dänemark hatte bereits das Sai vom 10 855 
bruar 1866150) die körperliche Züchtigung Jugendlicher für zuläffig er⸗ 
klärt. Das dänische Geſetz vom 1. April 19051) behielt dieſe bei und 
läßt die Prügelſtrafe ſogar als Zuſatzſtrafe für männliche Perſonen 
zwiſchen 18 und 55 Jahren zu bei Gewalttätigkeiten und Unzuchts⸗ 
verbrechen.“ ?) . 

Die körperliche Züchtigung als Strafmittel gegenüber jugendlichen 
Delinquenten iſt auch in der Theorie von Aſchrott,““) Schmölder“““) 
und anderen!) befürwortet worden. Andererſeits aber hat ſie auch 
zahlreiche Gegner gefunden. a6) | | 


129) Der Gedanke, nach Begehung eines Delikts geſellſchaftlich geächtet 
zu ſein, mag ſo manche Natur, die nur mit Mühe der Tendenz zum Delikt 
Herr wird, vom Delikt abhalten! ö 

130) Vgl. 88 9, 21, 29. 

131) Im $ 16. f 

132) § 7 des Geſetzes; vgl. däniſche Vollziehungsverordnung vom 
4. Auguſt 1905. 

133) Ztſchr. f. Str. W. Bd. 8 S. 36. 

134) G. S. Bd. 49 S. 186 ff. 

135) Hahn, Die Strafrechtsreform und die jugendlichen Were 
S. 37; Simonſon, Schubert, Lanz auf der 2. Verſammlung der J. K. V. 
(Gruppe Deutſches Reich), Ztſchr. f. Strafrechtswiſſenſchaft Bd. 11 An⸗ 
hang S. 28, 29. 

136) Vgl. Klein, Gutachten für den 27. Dtſch. Juriſten⸗Tag (Verhandl. 
Bd. 1 S. 133). Ebenſo Oetker, G.S. 73 S. 404. Ferner Feliſch, Krohne, 
Lippmann auf der 2. Verſammlung der J. K. V. (Gruppe Deutſches Reich), 
Ztſchr. f. Str. W. Bd. 11 Anhang ©. 43, 46, 48. U. a. mehr. 
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In der Tat empfiehlt ſich die Prügelſtrafe als beſonderes 
Strafmittel nicht. In dieſem Sinne ſtimmen wir den folgenden 


Ausführungen Oetkers bezüglich der körperlichen Züchtigung als Straf- 


mittel zu: „In dieſer Verwendung könnte ſie der Tat nicht auf dem 
Fuße folgen, worin doch eine weſentliche Bedingung ihrer Wirkſamkeit 


liegt; erſt müßte das Urteil ergangen und unanfechtbar geworden ſein. 


Nur von der Hand der Eltern, des Erziehers, nicht des Büttels, 
kann eine das Kind beſſernde Züchtigung ausgehen. Der Akt wird von 
dieſem als rohe Vergewaltigung empfunden, wenn er nicht legitimiert 


iſt durch die Liebe zum Kinde, die Pflicht, es zu erziehen, 


die dem Kinde bewieſene und bewußt gewordene Sorge für ſein Wohl- 
ergehen. So iſt vom Standpunkte der Spezialprävention, die in den 
Grenzen der Möglichkeit durch die Staatsſtrafe mit zu verfolgen iſt, ganz 
gewiß die Prügelſtrafe zu verwerfen. Und Generalprävention kann 
wirkſam nur durch ſolche Strafmittel erzielt werden, die dem modernen 
Kulturſtande, den ethiſchen Anſchauungen der Gegenwart ent⸗ 
ſprechen.“““) Auch die Dofierung der Prügelſtrafe nach dem Maße 
der Schuld iſt in Rückſicht auf die mehr oder minder kräftige Hand des 
ſie Applizierenden nicht möglich. Man hat deshalb Prügelmaſchinen in 
Vorſchlag gebracht. Dieſe Abſurdität zeigt am deutlichſten die Un⸗ 
brauchbarkeit der Prügelſtrafe als Kriminalſtrafmittel. Dagegen be— 


ſtände kein Bedenken, in den Korrektionsanſtalten die Prügelſtrafe in 


den Grenzen vernünftiger Pädagogik zur Anwendung zu bringen. 
Auch die Geldſtrafe als Strafmittel gegenüber Jugendlichen hat 


Anhänger gefunden. us) von Bar hat für dieſelbe geltend gemacht, bei 


Zahlung der Geldſtrafe durch die Eltern ſei zu erwarten, daß der 


Schuldige von dieſen empfindlich gezüchtigt und ſtreng behandelt 


werden würde. de) Damit gibt aber auch von Bar zu, daß die Geld— 
ſtrafe primär gar nicht den Jugendlichen trifft, — und das wird in der 
Mehrzahl der Fälle ſo ſein. Mit Recht nennt Oetker die Geldſtrafe 


gegenüber Jugendlichen „eine innere Unwahrheit“ 5%) auch bezeichnet 


137) Oetker, G. S. 73 S. 404. | 
138) z. B. Appelius, Behandlung jugendlicher Verbrecher, ©. 103; 


Krohne, Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten-⸗Tages Bd. 4 S. 336; Schmölder, — 


G. S. Bd. 49 S. 194 ff.; von Bar, I und Schuld, Bd. 2 © S. 88: Koehnes 
Entwurf $ 5. 

139) von Bar, Geſetz und Schuld, Bd. 2 S. 88. 

140) G. S. 73 S. 405 oben. 
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er es zutreffend als „recht problematiſch“, „ob dieſe Wirkung“ — d. i. 
die Rückwirkung der Geldſtrafe auf das Verhältnis zwiſchen dem 
Jugendlichen und ſeinen Eltern — „eintritt in einer die Beſſerung des 
Täters befördernden Weiſe“ n) In vielen Fällen iſt eine geradezu 
ſchädliche Rückwirkung auf die Familienverhältniſſe denkbar. Mit 
Recht iſt ferner auf ein weiteres Bedenken gegen die Anwendung der 
Geldſtrafe bei Jugendlichen hingewieſen worden, welches ſich aus der 
für gewöhnlich im geltenden Recht beſtehenden Alternative ergibt, 
daß im Falle der Nichtbeitreibung der Geldſtrafe an ihre Stelle 
Freiheitsſtrafe treten ſoll. Soll dieſe Alternative auch bei Jugendlichen 
gelten? Damit würde es in der Hand des geſetzlichen Vertreters 
liegen, ob ein Jugendlicher eingeſperrt wird oder nicht. Wollte man 
aber die Eltern zwingen, in jedem Falle die Geldſtrafe zu bezahlen, 
ſo würde dies wenigſtens dann, wenn ihnen in Rückſicht auf Erziehung 
und Beaufſichtigung ihres Kindes kein Vorwurf gemacht werden kann, 
eine Ungerechtigkeit bedeuten und zu guter Letzt auf die Schaffung 
einer neuen und eigenartigen fiskaliſchen Einnahmequelle hinauslaufen. ö 
Die Geldſtrafe kommt alſo für das Jugendſtrafrecht nicht in Betracht.“) | 
Dagegen berührt der „Verweis“ als Strafmittel gegenüber | 
Jugendlichen ſehr ſympathiſch. Derſelbe iſt von Appelius, “s) von 
van Calker, “) Oetker r“) und im Einklang mit Kleins Gutachten!) 
von dem 27. Deutſchen Suriftentag‘”) warm befürwortet worden. s) N 
Das Anwendungsgebiet der Strafe des Verweiſes würden die kleineren 
Durchſchnittsvergehen jugendlicher Delinquenten ſein. Immerhin ſollte . 
für dieſe Fälle dem Richter auch die Möglichkeit gegeben werden, nach 1 


141) G. S. 73 ©. 405 Anm. 1. f 

142) Gegen die Geldſtrafe als Strafmittel gegenüber Jugendlichen z. B. 
Puppe, Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗Tages Bd. 4 S. 352; Ae Schuld 
und Strafe der jugendlichen Verbrecher, S. 86 ff. | 

143) Appelius, Behandlung jugendlicher Verbrecher, S. 104. Ri 

144) van Calker, Gutachten für den 26. N Juriſten⸗Tag, erbardl. | 
Bd. 2 S. 254, 257. 

145) Oetker, G. S. 73 S. 408, 409. 

146) Verhandl. des 27. Dtſch. Juriſten⸗Tages Bd. 1 S. 112. 

147) Siehe Verhandl. des 27. Otſch. Juriſten⸗Tages Bd. 4 S. 659. 

148) Vgl. auch Schweizer Vorentwurf 1903 Art. 14 § 3. Gegen den Ver⸗ 
weis als Strafmittel: Aſchrott in Ztſchr. f. Str. W. Bd. 8 S. 37; Zucker, 
Schuld und Strafe, S. 90 ff.; Krohne, Verhandl. d. 27. Dtſch. Juriſten⸗ 
Tages Bd. 4 S. 352. 750 NE 
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freiem Ermeſſen von der Verhängung einer Strafe abzuſehen, wenn er 
die Überzeugung gewinnt, daß in Rückſicht auf die pſychiſche Ver— 
anlagung und Verfaſſung des jugendlichen Delinquenten der Eindruck, 
den die Gerichtsverhandlung auf dieſen gemacht hat, genügen wird, 


ihn von weiteren ſtrafbaren Handlungen abzuhalten. Freilich, wenn 


man das Vergeltungsprinzip preßt, dann muß man auch gegen das 
Abſehen von Strafe bei geringfügigen Delikten Jugendlicher Stellung 


nehmen. Hier aber in jedem Falle auf Sühne und Beſtrafung zu be— 


ſtehen, entſpricht nicht dem Volksempfinden, will gerecht ſein und iſt in 


Wirklichkeit höchſt ungerecht. Man hat dieſe Fälle dem Begnadigungs— 


recht der Krone reſervieren wollen. Aber erſcheint das nicht als forma⸗ 


liſtiſche Kleinlichkeit, wenn man ſieht, daß heutzutage die bei uns zu- 


gelaſſene „bedingte Begnadigung“ Jugendlicher letzten Endes doch auf 


ein „Abſehen von Strafe“ von ſeiten des Richters hinausläuft? Ein 


weiterer Ausbau des Inſtituts der „Begnadigung“ würde vielleicht den 
deutſchen Verhältniſſen, dem in der Seele des deutſchen Volkes feſt ver⸗ 


ankerten monarchiſchen Gedanken entſprechen, aber beileibe nicht in der 


b Mehrzahl der anderen Länder Anklang finden. Gerade für das Gebiet 
des Strafrechts macht ſich in der Neuzeit wieder die Tendenz nach einer 
Strafrechtsreform auf internationaler Grundlage geltend. Allgemein- 


R 


RR eee 


menſchliche Erwägungen, der Gedanke einer univerſalen Ethik und 


Rechtsgemeinſchaft aller Menſchen, bilden den Ausgangspunkt dieſer 


Tendenz. ) Um, ſoweit irgend möglich, eine internationale Gleich— 
förmigkeit des Kriminalſtrafrechts anzubahnen, muß man alles ver- 


meiden, was nur auf die Verhältniſſe eines Staates zugeſtutzt iſt, 
— und das gilt insbeſondere bezüglich einer umfangreichen Ausdehnung 


der „Begnadigungs “idee. 

Aber nicht nur bezüglich der Strafart, ſondern auch bezüglich des 
Strafmaßes wird der zurechnungsfähige jugendliche Delinquent zu 
privilegieren ſein. Denn die Schuld eines jugendlichen Delinquenten 
iſt in jedem Falle eine an und für ſich geringere. Man darf nicht ver⸗ 


kennen, „daß verbrecheriſche Akte im Jugendälter noch keineswegs auf 


einen verbrecheriſchen Charakter ſchließen laſſen“ . 46) Allerdings kommt 


eine ſolche Relativierung zwiſchen dem bei Erwachſenen und bei Jugend— 


149) Die möglichſt einheitliche Geſtaltung des Rechts aller Länder iſt 


3 ein Ideal, deſſen Verwirklichung zum Heile der Menſchheit wäre. 


150) Foerſter, Schuld und Sühne, S. 151 unten. 


en 


lichen zu verhängenden Strafmaß im Hinblick auf die gegenüber Jugend- 
lichen anzuwendenden beſonderen Strafarten nur in begrenztem Um 
fange in Betracht. Die Freiheitsſtrafen find bei Jugendlichen an- 
gemeſſen zu kürzen, und zwar auch die in der Korrektionsanſtalt zu ver⸗ 
büßende Freiheitsſtrafe von längerer Dauer; denn dieſe iſt ebenſo gut 
Freiheitsſtrafe, wie die gegen einen erwachſenen Delinquenten verhängte 
Freiheitsſtrafe, welche im ordentlichen Strafgefängnis verbüßt wird. 
Nur hinſichtlich des Vollzuges iſt die Freiheitsſtrafe für Jugendliche 
differenziert. Es iſt zwar möglich, daß mit der Kürzung des Strof- 
maßes bei Jugendlichen dem Allgemeinintereſſe nicht gerade gedient 
iſt. Aber andererſeits hat der Jugendliche unter dem Geſichtspunkt von 
Schuld und Vergeltung auch nicht mehr Strafe verdient. Erfordern die 
Intereſſen von Staat und Allgemeinheit nach Verbüßung der Kriminal⸗ 
ſtrafe durch einen Jugendlichen weiteren Schutz, dann beginnt hier das 
Wirkungsgebiet reiner Erziehungs-, Präventiv⸗ bezw. Sicherungsmaß⸗ 
nahmen —, die nicht Strafe ſind. 

Kurz ſtreifen möchten wir noch die Frage der Behandlung ver⸗ 
mindert zurechnungsfähiger Jugendlicher. Schon das jugendliche Alter 
an ſich iſt ein Schuldminderungsgrund. Vermindert zurechnungsfähige 
Jugendliche ſind ſolche, bei denen ſich „erbliche Belaſtung, Degene⸗ 
ration, angeborene oder erworbene pſychopathiſche Dispoſitionen“ geltend 
machen; die regelmäßigen „Erſcheinungsformen der „ 


iind: Schwachſinn — Imbezillität und Idiotie —, Hyſterie und 
Epilepſie. “!) Bei vermindert zurechnungsfähigen l hat 
eine nochmalige Subtraktion an der Schuldgröße — neben der auf 


Grund des jugendlichen Alters — zu erfolgen. Es fragt ſich ernſtlich, 
ob da überhaupt noch von Schuld die Rede ſein kann; in zahlreichen 
Fällen „verminderter Zurechnungsfähigkeit“ Jugendlicher wird das 
Vorliegen von Schuld zu verneinen ſein. Damit entfällt aber die un⸗ 
bedingt notwendige Vorausſetzung für das Eintreten von Kriminal⸗ 
ſtrafe. Wird aber das Vorhandenſein der Zurechnungsfähigkeit bejaht, 
die hier nur gerade eben noch jenſeits der Grenze zwiſchen Unzurech⸗ 
nungsfähigkeit und Zurechnungsfähigkeit auf dem Gebiete der letzteren 
liegen kann, ſo hat Beſtrafung zu erfolgen, wenn auch wegen der ſtark 
verminderten Schuld nur ein geringes Maß von Strafe verwirkt iſt. 
In dieſen Fällen kommt aber wohl nur die Anwendung von Freiheits- 


151) Siehe Fuchs, S. 218. 


Ne. 
ſtrafen in Betracht; von einem Verweiſe z. B. gegenüber einem ver- 
mindert Zurechnungsfähigen wird man ſich nur wenig Erfolg ver— 


sprechen. Hinſichtlich des Vollzuges werden die Freiheitsſtrafen im 
Verhältnis zu denen, wie ſie bei normalen Jugendlichen in Anwendung 


kommen, kaum weiter differenziert werden können. Dagegen erſcheint 


eine Trennung der vermindert zurechnungsfähigen Jugendlichen von 
den anderen jugendlichen Delinquenten durchaus geboten. 


Man wird vielleicht auch hier den Einwand erheben, ein ent— 
ſprechend der geringen Schuld ſtark reduziertes Strafmaß trage weder 
dem Wohle des vermindert Zurechnungsfähigen ſelbſt, der noch mehr 


gefährdet ſei als andere jugendliche Delinquenten, noch auch dem 


Schutzbedürfnis der Allgemeinheit in genügender Weiſe Rechnung. 
Der Sicherung der Geſellſchaft und dem Wohle des vermindert zu— 
rechnungsfähigen Jugendlichen kann aber hier ebenſo wie in den Fällen, 
wo ein „vermindert zurechnungsfähiger“ Jugendlicher tatſächlich als 
im ſtrafrechtlichen Sinne unzurechnungsfähig anzuſehen iſt, Genüge ge- 
ſchehen durch Präventivmaßnahmen — Erziehung ohne Strafcharakter, 
wohlwollende Verwahrung —, die mit Kriminalſtrafe und . 


nichts zu tun haben. 


c 


Auf dieſe in den vorhergehenden Ausführungen im einzelnen 
skizzierte Weiſe erſcheint eine logiſch nicht widerſpruchsvolle Verbindung 
von Vergeltungsprinzip und Zweckidee, eine Verſöhnung zwiſchen den 
ſich widerſtreitenden Intereſſen des Jugendlichen einerſeits und der All⸗ 
gemeinheit andererſeits möglich und erſtrebenswert. 


3. Berückſichtigung des jugendlichen Alters nach Ablauf der Periode 


„bedingter“ Strafmündigkeit. 
§ 15. 


Gegen die Ausdehnung der Periode „bedingter“ Strafmündigkeit, 
wie ſie von mancher Seite in Vorſchlag gebracht wird, haben wir uns 


‚ oben ausgeſprochen. !“) Mit dem vollendeten 18. Lebensjahre iſt das 
Individuum ſoweit entwickelt, daß kriminaliſtiſche Zurechnungsfähigkeit 


und „Straffähigkeit“ im ſtrafrechtlichen Sinne präſumiert werden 
kann. Aber von der „Reife“ des Erwachſenen iſt auch der Achtzehn— 
und Neunzehnjährige regelmäßig noch entfernt. 


152) Vgl. oben § 12 S. 42 ff. 
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Die körperliche Entwicklung des Menſchen ſchließt vollſtändig erſt 
etwa mit dem 23. Lebensjahre ab. Der regelmäßigen Fortdauer der 
körperlichen Entwicklung bis zum vollendeten 23. Lebensjahr wäre im 
Strafrecht von dem Geſichtspunkt aus Rechnung zu tragen, daß der nicht 


voll entwickelte Körper nicht dasſelbe Maß, nicht auch einmal ein Über-- 


maß von Anſtrengung und Entbehrung verträgt, ohne in der Entwick⸗ 
lung möglicherweiſe gehemmt und geſchädigt zu werden. Daraus er⸗ 
gäbe ſich die Frage, ob nicht z. B. Schärfung des Strafvollzuges bis 
zum 23. Lebensjahre ausgeſchloſſen werden ſollte. Doch das betrifft 
nicht die kriminaliſtiſche Zurechnungsfähigkeitsfrage. . 


Aber auch die pſychiſche Entwicklung des Menſchen endet der Regel 
nach — wir müſſen hier die Volksſchichten, aus denen die kriminellen 
Individuen vorwiegend hervorgehen, als Durchſchnitt nehmen — etwa 
mit dem 20. Lebensjahre. Unter dieſem Geſichtspunkt empfiehlt es ſich 
doch wohl, Perſonen im Alter von 18 bis 20 Jahren A: milder 
zu behandeln. 2) 


Manche der 1 Strafgeſetzbücher fixieren auch im u Anſchluß 
an die Periode bedingter Strafmündigkeit noch eine dritte Periode, 


die in irgendeiner Weiſe privilegiert iſt. Zwar fixieren eine ſolche 


Periode vor allem diejenigen Strafgeſetzbücher, welche die obere Grenze 
für die Periode der bedingten Strafmündigkeit ſehr niedrig anſetzen, ) 
und dehnen dann dieſe Periode nur bis zu dem Zeitpunkte aus, den 
wir als obere Grenze der Periode bedingter Strafmündigkeit akzeptiert 
haben. Es finden ſich aber auch Geſetzbücher, welche die volle ſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit erſt mit dem 19.55) 20.186) 21.7 und 
ſelbſt 23. LZebenzjahr!’®) eintreten laſſen. 


153) So verlangte ſchon Berner, Lehrb. 18. Aufl. S. 80, für die 
Zwiſchenperiode eine geringere Milderung; nur wollte er ſie bis zum 
21. Lebensjahre reichen laſſen. 

154) Mit 14 Jahren: Italien Codice penale Art. 55, Portugal Str. G. B. 
Art. 39. Mit 15 Jahren: Spanien Art. 9, Dänemark Str. G. B. § 37, 
Rumänien. 

155) z. B. Zürich, Zug. = 

156) Sſterreich, Portugal, Rumänien; die ſchweiz. Kantone Schaff- 
hauſen, Freiburg, Neuenburg. 

157) Italien, Ungarn, Rußland, Bulgarien, Solothurn. 

158) So Wallis $ 92. | 
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Nun iſt es denkbar, dieſe Periode hinſichtlich der Strafart oder 


des Strafmaßes oder in beiden Beziehungen gegenüber den voll Er— 
wachſenen günſtiger zu ſtellen. Bezüglich der Strafarten ſchließen einige 


Strafgeſetzbücher die Anwendung der Todesſtrafe,“) ferner die lebens- 


G 


lange Zuchthaus⸗ oder Kerkerſtrafe aus.““) In betreff des Straf— 
maßes privilegieren manche Strafgeſetze“!) Perſonen von über 
18 Jahren, indem ſie das Alter bis zum 19., 20., 21. reſp. ſogar 
23. Lebensjahr als Milderungsgrund anerkennen. 

In Rückſicht auf die doch noch nicht voll ausgereifte Perſönlichkeit 
erſcheint uns bei Individuen von 18 bis 20 Jahren eine Begünſtigung 
hinſichtlich der Strafart wie des Strafmaßes angemeſſen. 

Eine Unterbringung in einer Korrektionsanſtalt dürfte für über 
18 Jahre alte Individuen nicht in Frage kommen, auch wenn für ge- 


nügende Abſonderung derſelben von den übrigen Inſaſſen der Anſtalt 


Sorge getragen würde. Wenn Jugendliche, die vor dem 18. Lebens- 
jahre in eine ſolche Anſtalt aufgenommen wurden, über das 18. Lebens— 
jahr hinaus darin angehalten werden, ſo iſt dagegen nichts einzuwenden. 
An irgendeinem Punkte muß aber unbedingt eine Grenze feſtgeſetzt 
werden, bis zu der die Aufnahme in eine Korrektionsanſtalt zuläſſig 
ſein ſoll. Die alleräußerſte Grenze für die Aufnahme in eine ſolche iſt 
das 18. Lebensjahr. Wenn man nach vollendetem 18. Lebensjahr mit 
Straferziehung erſt beginnen wollte, würde man wohl zu ſpät kommen. 
Gegenüber Delinquenten von über 18 Jahren kann die Strafe nur noch 
als reine Repreſſion ihre Wirkung üben. | 

Nun entſteht die Frage: Wie, wenn der jugendliche Täter zur Zeit 
der Begehung der ſtrafbaren Handlung noch nicht, zur Zeit der Ab- 
urteilung aber bereits über 18 Jahre alt war? Wir antworten: In 
bezug auf die Zurechnungsfähigkeit des Jugendlichen und damit für 
die Feſtſtellung der Größe der Schuld und das danach zu bemeſſende 


Strafmaß iſt der Zeitpunkt der Begehung der Tat maßgebend. Die 


159) Und zwar bis zum 19., 20., 21. und ſogar 28. Lebensjahr; vgl. 


ruſſ. Str. G. B. von 1903 Art. 57, bulgar. Str. G.B. Art. 58, öſterr. Str. G. B. 


§ 52; Wallis $ 91, Schaffhauſen § 36, Zug, Abänderungsgeſ. § 5 u. a. 
160) Vgl. italien. Codice penale Art. 52, Oſterreich, Ungarn, Rußland 


1903, ferner Schaffhauſen, Freiburg, Zürich und andere Kantone. 


161) So OSſterreich § 46, Rußland 1903 Art. 57, Italien Art. 56, 


Portugal Art. 39 Z. 3, Wallis § 92, Zug . § 5, Zürich § 62, 
5 Solothurn § 52. 
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Möglichkeit der Unterbringung in einer Beſſerungsanſtalt entſcheidet 


ſich nach dem Zeitpunkte, in dem der Delinquent zur Aburteilung kommt. 


Der Vollzug der Freiheitsſtrafen an über 18 Jahre alten Delin⸗ 
quenten hat alſo in den ordentlichen Strafanſtalten zu erfolgen; eine 
Differenzierung der Art des Vollzugs der Freiheitsſtrafen kommt für 
die Periode von 18 bis 20 Jahren nicht in Betracht. | 


Dagegen erſcheint es um der Gerechtigkeit willen angemeſſen, 
Individuen dieſer Altersperiode, denen regelmäßig noch die volle 
„Reife“ des Erwachſenen fehlt, erwachſenen Delinquenten nicht voll⸗ 
ſtändig gleichzuſtellen. Aus dieſem Grunde iſt der Ausſchluß der Todes⸗ 
und der — lebenslangen wie zeitigen — Zuchthausſtrafe für Perſonen 
bis zu 20 Jahren zu befürworten.“ ) Vorausſetzung für den Aus⸗ 
ſchluß der Zuchthausſtrafe wäre allerdings, daß die Fixierung einer 
Maximaldauer hinſichtlich des in Gee ee möglichen 
Strafvollzugs in Wegfall käme. 


Gegen den Wegfall der Todes⸗ und Zuchthausftrafe bei Delin- 
quenten der Altersklaſſe von 18 bis 20 Jahren wird man ſofort das 
Schutzintereſſe der Geſellſchaft geltend machen. Man wird ferner den 
Einwand erheben, daß Individuen dieſes Alters an der Kriminalität 
ſtark beteiligt ſind, daß nach dem Wegfall dieſer Strafen der Anreiz 
zum Verbrechen ein noch größerer ſein würde.““) 


Nun ſoll zwar nicht geleugnet werden, daß auch die Kriminal. 
ſtrafe den Zwecken der Unſchädlichmachung, der General- und Spezial⸗ 
prävention dienen kann. Aber dieſe Zwecke kann die Vergeltungs⸗ 
ſtrafe nur nebenher verfolgen h ert mu DE 
Kriminalſtrafe gerechte Vergeltung ſein. Art und Dauer derſelben 
richten ſich nach der Größe der Schuld. Nicht immer wird die 
danach bemeſſene Kriminalſtrafe dem Schutzbedürfnis der Geſellſchaft 


genügen. Aber von dem Maßſtab der „Schuld“ kann das über- ; 


kommene Strafrecht trotzdem nicht abgehen, weil das ſeinem 
Weſen widerſprechen würde. Schon von dieſem Geſichtspunkt aus 
erſcheint es gerechtfertigt, nicht nur die Anwendung der Todesſtrafe, 


162) So auch Krohne auf der 3. Verſammlung der J. K. V. (Gruppe 1 
Deutſches Reich), , Ztſchr. f. Str. W. Bd. 13 S. 770, und Olshauſen (3tſchr. 
f. Str. W. Bd. 13 S. 789), allerdings ſogar bis zum 21. Lebensjahr. 

163) In dieſem Sinne Fuchs S. 195, 196. 
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ſondern auch der Zuchthausſtrafe bei Perſonen bis zu 20 Jahren voll— 
ſtändig auszuſchließen. Bezüglich der Zuchthausſtrafe iſt billigerweiſe 
auch in Rückſicht zu ziehen, daß „dem Zuchthäusler ein ehrlicher Brod— 
erwerb, die Erlangung einer geſicherten Exiſtenz, auch wenn er ſeinen 


Fehltritt bereut und es an Fleiß und Arbeitswilligkeit nicht fehlen 


läßt, noch immer trotz aller Fürſorge für die entlaſſenen eee 
nur zu ſehr erſchwert“ iſt.““) 

Der Einwand, daß die menſchliche Geſellſchaft, indene sie „die 
wichtigſte Waffe gegen das Verbrechen, die Strafe, abſtumpfe gegen⸗ 
über Perſonen einer Altersklaſſe, deren hohe und ſchwere Kriminalität 


gerade eine ſchwere Repreſſion notwendig macht“, “s) ſich ſelbſt der 


Möglichkeit eines genügenden Schutzes ihrer Intereſſen beraube, iſt 
aus dem Grunde nicht ſtichhaltig, weil die Kriminalſtrafe nur eines 
der Mittel zur Sicherung der Geſellſchaft iſt. Wo die dem Weſen der 
Kriminalſtrafe entſprechende Begrenzung der Anwendbarkeit derſelben 


dem Sicherungsbedürfnis der menſchlichen Geſellſchaft nicht Rechnung 


+ 


trägt, da ſteht der Anwendung reiner Sicherungsmaßnahmen, die 
durchaus weſensverſchieden von der „Kriminalſtrafe“ ſind, nichts im 
Wege. Neben das „Kriminalſtrafrecht“ ſollte ein „ſoziales Sicherungs— 
recht“ treten, dem aber im Verhältnis zum Strafrecht ſekundäre 
Bedeutung zukäme; die Fixierung und Differenzierung der anwendbaren 
„Sicherungsmaßregeln“ in einem beſonderen Geſetz wäre ſehr wohl 
durchführbar. Auf dieſem Wege wäre dem Schutzbedürfnis der menſch— 
lichen Geſellſchaft in weiteſtgehendem Maße genügt. Auch der „Anreiz 
zum Verbrechen“ würde für Individuen von 18 bis 20 Jahren nicht 
zunehmen, wenn ſie wüßten, daß hinter der ihnen zwar gewährten 
ſtrafrechtlichen Privilegierung ein umfangreiches Syſtem von Sicherungs⸗ 


maßnahmen auch ſie zu faſſen droht. 


Wir möchten daher trotz der vorgebrachten Bedenken die Fixierung 


einer dritten Altersperiode (18 —20) im Anſchluß an die Periode 


bedingter Strafmündigkeit und die Privilegierung dieſer Altersklaſſe 
durch Ausſchluß der Todes- und Zuchthausſtrafe und Milderung des 


Strafmaßes befürworten. Auf dieſe Weiſe wäre auch dem von 


Löffler, Strafrechtliche Behandlung Jugendlicher, S. 13 Anm. 25. 


von Bar angeführten Geſichtspunkte Rechnung getragen, daß der nach 


164) Fuchs, S. 196. 
165) Fuchs, S. 198. Vgl. auch Schmölder, G. S. 49 S. 178 ff. und 
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heutigem Recht mit dem 18. Lebensjahre ſich vollziehende Übergang 
ein zu unvermittelter ſei.“““) Ein logiſcher Fehler ſcheint uns in der 
folgenden Deduktion von Fuchs!) zu ſtecken: „Dem an ſich Schuld 
mindernden Moment des noch nicht völlig ausgereiften Alters tritt 
hier als Schuld erhöhendes Moment die Tatſache gegen⸗ 
über, daß der Jugendliche in dieſem Alter über eine noch ungeſchwächte 
Körperkraft verfügt und es infolgedeſſen für ihn verhältnismäßig leicht 
iſt, ſich einen Erwerb zu verſchaffen, die Erwerbsbedingungen auch 
regelmäßig für den noch jüngeren Arbeiter beſonders günſtig find.” 
Denn die „ungeſchwächte Körperkraft“ — nebenbei: bis zum 23. Lebens⸗ 
jahre noch in der Entwicklung, wie Fuchs ſelbſt an anderer Stelle 
hervorhebt — und die leichte Möglichkeit annehmbaren Erwerbs ſind 
doch Dinge, für die der Jugendliche nichts kann. Wie ſoll alſo darin 
ein die Schuld erhöhendes Moment gefunden werden? 


III. Teil. Zurechnungsfähigkeilsfrage Jugendlicher 
und die neueſten Sfrafgejeßenfwürfe. 
I. In der Schweiz. 
1. Die Entwürfe von 1893 bis 1896. 
S 16. 

Bei der kritiſchen Würdigung der Behandlung der Jugendlichen 
frage in den ſchweizeriſchen Vorentwürfen kann man den Stooßſchen 
Vorentwurf von 1893/94 und den auf Grund der Beratungen und 
Abſtimmungen der erſten großen Expertenkommiſſion revidierten Vor⸗ 
entwurf von 1896 zuſammenfaſſen, da beide bezüglich des Jugend⸗ 
ſtrafrechts im großen und ganzen übereinſtimmen.“) 

Der Stooßſche Vorentwurf von 1893/94 und ebenſo der Vor⸗ 
entwurf von 1896 unterſcheiden eine Periode der N 
und das „jugendliche Alter“. 

Die Periode abſoluter Strafunmündigkeit erſtreckt ſich bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr. Sittlich verdorbene, verwahrloſte und 
ſittlich gefährdete Kinder werden von der Strafverfolgungsbehörde der 
Verwaltungsbehörde zu angemeſſener Verſorgung überwieſen. Ein 

166) von Bar, Geſetz und Schuld, Bd. 2 S. 97/98. Ebenſo auch Geyer, 
Ztſchr. f. Str. W. Bd. 4 S. 199. 

167) Fuchs, S. 200. 

1) Art. 6 und 7 V. E. 1893/94 gleich Art. 9, 10 V. E. 1896. 


— 
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| 2) Protokolle 1896 Bd. 1 ©. 57 und S. 66 unten. 
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fehlbares Kind, das nicht ſittlich gefährdet, verdorben oder verwahrloſt 
iſt, kann fakultativ mit Schularreſt oder mit Verweis beſtraft werden. 

Während der Periode bedingter Strafmündigkeit, die vom 14. bis 
zum 18. Lebensjahre reicht, unterſcheidet der Stooßſche Vorentwurf 
zwiſchen ſolchen Individuen, die in bezug auf „geiſtige und ſittliche 
Reife“ auf der Stufe eines Kindes unter 14 Jahren ſtanden, und 
ſolchen, die auf einer höheren Stufe ſtanden. Die erſteren ſollen wie 
ſtrafunmündige Kinder behandelt werden. Bei den für ſtrafmündig 
befundenen Jugendlichen wird weiterhin unterſchieden zwiſchen ſolchen, 
die einer andauernden ſtrengen Zucht bedürfen, und ſolchen, die dieſer 
nicht bedürfen. Art. 7 Abſ. 4 des Stooßſchen Vorentwurfs unter⸗ 
ſcheidet ferner noch Perſonen von 16 bis 18 Jahren, deren ver— 
brecheriſcher Charakter ihre Aufnahme in eine Beſſerungsanſtalt für 
jugendliche Verbrecher nicht zuläßt. Nach dieſen Unterſcheidungen hat 
der Richter zu entſcheiden, zu welcher der im Art. 7 vorgeſehenen 
Maßnahmen der ſtrafmündige Jugendliche im konkreten Fall verurteilt 
werden ſoll. Als ſolche ſind genannt: Unterbringung in einer 
Beſſerungsanſtalt für jugendliche Verbrecher, eventuell Schularreſt oder 
Verweis, Einzelhaft in beſonderen für den Strafvollzug bei Sugend- 
lichen beſtimmten Anſtalten und letzten Endes auch die ordentliche 
Strafe, die aber gemildert wird. 

Der nach den Beſchlüſſen der Erpertentommiffion korrigierte Vor⸗ 


entwurf von 1896 entſpricht in feinem Art. 10 SS 1—3 dem § 7 


des Stooßſchen Vorentwurfs mit im weſentlichen nur redaktionellen 
Abweichungen. Nur iſt im S 3 bezüglich der für jugendliche Ver⸗ 
brecher, die hochgradig ſittlich verdorben ſind, vorgeſehenen Maßregeln 
eine Ergänzung des Vorentwurfs von 1893/94 erfolgt, indem für ſolche 
jugendliche Delinquenten Überweiſung in eine „Verwahrungsanſtalt 
für jugendliche Verbrecher“ auf 3 bis 15 Jahre vorgeſehen iſt, und 
nur, wo ſolche Anſtalten nicht vorhanden ſind, ſoll die ordentliche 


| Strafe eintreten. 


Die beiden Entwürfe ſtehen im Einklang mit dem überkommenen 
Strafrecht auf dem Standpunkt, daß nach dem Maße der Schuld auch 
bei delinquierenden Jugendlichen Kriminalſtrafe eintreten ſoll, wie 


Gretener bei den Beratungen der erſten großen Expertenkommiſſion mit 


Recht hervorhob.?) 


Ar 
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Mit Anwendung des Satzes: Wo Schuld, da Strafe, ach auf 

Jugendliche mußte ſich als notwendiges Erfordernis ergeben, die 
kriminelle Beſtrafung jugendlicher Delinquenten von dem Vorhandenſein 
der kriminaliſtiſchen Zurechnungsfähigkeit abhängig zu machen. Im 
allgemeinen kann man ſagen, daß in den Vorentwürfen von 1893/94 
und 1896 die Jugendlichenfrage als Frage ihrer ne 
erkannt und behandelt iſt. 
Mit Recht iſt das Alter von 14 Jahren als obere Grenze für 
die Periode der abſoluten Strafunmündigkeit aufgeſtellt. Gegen die 
Altersgrenze von 14 Jahren ſprach ſich bei den Beratungen der erſten 
großen Expertenkommiſſion nur Perrier aus,) zog aber ſeinen Antrag, 
die Grenze auf 12 oder 13 Jahre herabzuſetzen, wieder zurück. Er 
begründete feine Stellungnahme damit, daß ſchon bei über 12 Jahre 
alten Delinquenten das discernement gegeben ſein könne, die Frage 


nach dem discernement alſo geſtellt werden müßte. Der Art. 7, de! 


den Richter zur Berückſichtigung der geiſtigen und ſittlichen Entwicklung 
anweiſt, gebe auch für die Zwölf⸗ und Dreizehnjährigen genügende 
Garantien. Wir haben oben ausgeführt, daß das discernement 
als Kriterium der Strafmündigkeit nicht ausreicht, und daß die frühere 
Reife einzelner Individuen nicht gegen die Grenze von 14 7 
ins Gewicht fällt. 

Zutreffend aber bemerkte Bärlocher“) zu § 6 Abi. 2 190 3, daß 
die Aufgabe eines einheitlichen Strafgeſetzbuches mit der Überweiſung 
an die Verwaltungsbehörde erfüllt ſei. Alles übrige gehe darüber 
hinaus und werde insbeſondere in Rückſicht auf die ſchweizeriſchen 
Verhältniſſe als ein Eingriff in kantonale Rechte angeſehen werden. 
Dieſe Dinge gehörten ins Vormundſchafts⸗, Armenrecht uſw.') Maß⸗ 
nahmen, wie z. B. Schularreſt, ſind Dinge, die mit dem Jugend⸗ 
ſtrafrecht nichts zu tun haben, — ſo notwendig ſie an ſich bei 
delinquierenden Kindern fein mögen. Zwar find wir mit Stooße) 
der Anſicht, daß es nicht angeht, „ein Kind von unter 14 Jahren, 
das eine ſtrafbare Handlung begangen hat, ſich ſelbſt zu überlaſſen“ 
daß vielmehr der Staat gegenüber delinquierenden Kindern das auf 


3) Protokolle 1896 I S. 41. 

2) Protokolle 1896 I S. 48. 

5) Bezüglich des Abſ. 3 vergl. auch die gleiche Anſicht von Scherb, 
Protokolle 1896 I S. 43. 25 

6) Protokolle 1896 J S. 42. 
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die Kindesſeele wirkſame Mittel der Erziehung anzuwenden hat, ſoweit 
Staats⸗ und Allgemeinintereſſe dies erfordern.) Die Aufnahme von 
Beſtimmungen über Maßnahmen, die nicht „Strafe“ im Sinne des 
Kriminalſtrafrechts ſind, lehnen wir für ein Strafgeſetzbuch ſchon 
deshalb ab, weil damit eine Verwiſchung des Unterſchiedes zwiſchen 
„Kriminalſtrafe“ und Erziehungsmaßregel angebahnt, ein Keim ins 
Strafrecht gelegt iſt, der in konſequentem Fortwirken zu einer 
allmählichen Umgeſtaltung zunächſt des Jugendſtrafrechts und ſchließ⸗ 
lich des Strafrechts überhaupt im Sinne der ſoziologiſchen 
Schule hinführen muß, wie folgende Bemerkung Correvons bezüglich 
des Stooßſchen Vorentwurfs erkennen läßt: „Le projet a réussi à 
rxô&ésaliser les progres qui s’imposent en ce domaine du droit penal: 
de nos jours, il faut voir non le crime, mais le criminel, et faire 
une oeuvre de protection sociale.) So ift denn auch bei den 
Beratungen der zweiten großen Expertenkommiſſion Stooß als der 
Inaugurator der Behandlung der Jugendlichenfrage, wie wir ſie in 
den Entwürfen nach 1903 finden, bezeichnet worden.“) 

5 Unſere Stellungnahme ſchließt aber nicht aus, daß in den Fällen, 
in welchen ein verbrecheriſcher Tatbeſtand bei einem Kinde feſtgeſtellt 
wird, die Anordnung etwa notwendiger pädagogiſcher Maßnahmen 
durch den Strafrichter als zweckmäßig angeſehen wird. 0) 

Als Kriterium der Strafmündigkeit „Jugendlicher“ war auf- 
geſtellt: „die geiſtige und ſittliche Reife“ eines Individuums von 
14 Jahren. Die Elemente der Strafmündigkeit, d. i. der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit Jugendlicher, ſind mit der „geiſtigen und ſittlichen Reife“ 
richtig hervorgehoben. Inſofern bedeuten die ſchweizeriſchen Entwürfe 
von 1893/94 und 1896 gegenüber dem Code penal und den von 
dieſem beeinflußten Strafgeſetzgebungen einen großen Fortſchritt. Daß 
das Erfordernis der „geiſtigen und ſittlichen Reife“ nicht die Aufſtellung 
eines neuen Strafmündigkeitsbegriffsn) bedeutet, ſondern nur der 
Tatſache Rechnung trägt, daß „Strafmündigkeit“ ein anderer Ausdruck 
für die Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher iſt, geht aus den eigenen 
Worten des Verfaſſers des Entwurfs von 1893/94 hervor: „Was die 


7) Vgl. auch Cornaz, Protokolle 1896 I S. 46. 

8) Protokolle 1896 I S. 44. 

9) Von Gautier, Protokolle 1912 Bd. 1 S. 55. 

10) Vgl. oben § 10 S. 38 unten, S. 39. 

11) So behauptet von Scherb (Protokolle 1896 I S. 51). 
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Unterſuchung des Jugendlichen betrifft, ſo ſagt Gretener richtig, es ſei 
eine Frage der Zurechnungsfähigkeit.“ ) 

In bezug auf das Organ, welches die Prüfung der „geiſticen 
und ſittlichen Reife“ bei Jugendlichen vornehmen ſollte, äußerte Weber 
die Anſicht, mancher Richter werde vor eine ihm unmögliche Aufgabe 
geſtellt; die hier dem Richter zugemutete Prüfung könne nur vom 
Lehrer, Geiſtlichen, Mediziner vorgenommen werden.“?) Das trifft 
aber inſofern gar nicht zu, als der Begriff „Strafmündigkeit“ ein 
pſychologiſch-juriſtiſcher Begriff iſt. Zutreffend bemerkte 
Gretener,“) die Frage, welche Organe die Prüfung bezüglich der 
geiſtigen und ſittlichen Reife vorzunehmen hätten, ſei verſchieden zu 
beantworten, je nachdem man davon ausgehe, daß die Tat allein ins 
Auge zu faſſen, oder daß dieſelbe nur ein Symptom der Kriminalität 
des Verbrechers ſei. „Im letzteren Falle wäre das geeignete Organ 
eine aus Pſychologen, Pſychiatern und Anthropologen zuſammengeſetzte 
Expertenkommiſſion. Der Entwurf ſteht im großen und ganzen noch 
auf dem erſtern Standpunkt, der dahin führt, daß die Strafe nach dem 
Maße der Schuld auszumeſſen iſt. Dann muß aber die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit auch des Jugendlichen durch ein juriſtiſches Organ feſtgeſtellt 
werden; es braucht dies allerdings nicht das erkennende Gericht zu 
ſein; andererſeits muß aber dem erkennenden Gerichte jedenfalls die 
Befugnis zukommen, nach der Überweiſung eines Jugendlichen die 
Frage ſeiner Zurechnungsfähigkeit zu prüfen und eventuell wegen 
Unzurechnungsfähigkeit freizuſprechen; ...“ 

Nun ſoll aber der Entwicklungsſtand eines Vierzehnjährigen der 
Gradmeſſer für eine hinreichende intellektuelle und moraliſche Reife 
ſein. Dieſer Maßſtab iſt praktiſch nicht brauchbar, führt aber anderer⸗ 
ſeits auch noch zu unbilligen Konſequenzen. Die Entwicklungsſtufe 
eines Vierzehnjährigen iſt keine konſtante Größe; denn die Entwicklung 
iſt individuell verſchieden, ohne die Grenzen des Normalen zu über⸗ 
ſchreiten. Deshalb iſt auch in gewiſſem Sinne die Richtigkeit der 
Stooßſchen Bemerkung anzuzweifeln: „Es darf nun aber doch wohl 
von jedem Richter erwartet werden, daß er über den geiſtigen und 
ſittlichen Durchſchnittsgrad eines Kindes von 14 Jahren ſich ein Urteil 


12) Protokolle 1896 I S. 60, 61. 
13) Protokolle 1896 I S. 55. 
14) Protokolle 1896 J S. 57. 
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bilden kann; geiſtig bezieht ſich auf die intellektuellen, ſittlich auf die 
Charaktereigenſchaften.““) Der Richter kann ſich wie jeder, auch der 
hochſtehendſte Menſch, nur ein ſehr vages Bild machen von dem 
„Durchſchnittsgrad“ eines Vierzehnjährigen, alſo keinesfalls damit 
praktiſch operieren. Aber ſelbſt wenn es ſich dabei um eine konſtante 
Größe handelte, wäre es dann gerecht, ſie in der Weiſe als Maßſtab 
aufzuſtellen, wie es die Entwürfe von 1893/94 und 1896 getan 
haben? Sicherlich nicht, wie folgende Ausführungen Greteners!“ 
erkennen laſſen: „Der Jugendliche gilt als ſtrafunmündig, wenn er 
auf der Stufe eines Kindes unter 14 Jahren zurückgeblieben iſt, 
anderenfalls unterliegt er der ſtaatlichen Beſtrafung. Mit dieſer 
Regelung aber war zunächſt das genaue Gegenteil. von dem erreicht, 
was der Geſetzgeber beabſichtigt hatte; die Möglichkeit einer Ver⸗ 
urteilung Jugendlicher ſollte eingeſchränkt werden, in Wahrheit aber 
wurde fie ausgedehnt: während nach $ 56 deutſchen Strafgeſetzbuches 
für den Zeitraum vom vollendeten 12. bis zum vollendeten 18. Lebens- 
jahre die Vermutung für Zurechnungsunfähigkeit ſtreitet, kann nach 
jener Faſſung ein Jugendlicher von 15 Jahren nur dann für ſtraf⸗ 
unmündig erklärt werden, wenn er auf der Stufe eines Kindes unter 
14 Jahren zurückgeblieben iſt.“ Ferner: „Der Geſetzgeber hat bei der 
Formulierung dieſes Strafmündigkeitskriteriums überſehen, daß der zur 
Strafmündigkeit erforderliche Reifegrad nicht abſolut beſtimmt werden 
kann, ſondern die Reife — insbeſondere die intellektuelle Reife — 
nicht nur von dem allgemeinen geiſtigen Niveau, ſondern auch davon 
abhängig iſt, wie ſich der Täter pſychiſch zu dem begangenen Delikt 
verhielt; denn ob Strafmündigkeit vorliegt oder nicht vorhanden iſt, 
kann nur mit Beziehung auf eine beſtimmte von dem Jugendlichen 
begangene verbrecheriſche Handlung feſtgeſtellt werden Die 
Entwürfe verſagen dem Richter jeden Anhaltspunkt für die Beurteilung 
der Frage, ob die Entwicklungsreife des Jugendlichen mit Rückſicht 
auf die konkrete verbrecheriſche Handlung zur Annahme der Straf— 
mündigkeit ausreicht.“ 
Kommt den im Falle der Bejahung, der Strafmündigkeit nach den 
Entwürfen von 1893/94 und 1896 vorgeſehenen Maßnahmen der 


15) Protokolle 1896 I S. 53 unten. 
16) Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, S. 37. 
17) Fuchs, S. 169, 170, 


12 
Charakter der Kriminalſtrafe zu? Aus der Benennung dieſer 
Maßnahmen in den beiden Entwürfen — beſonders der „Beſſerungs⸗ 
anſtalt“ — iſt dies nicht mit Beſtimmtheit zu entnehmen. Doch wird man 
ihnen wohl den Strafcharakter nicht abſprechen können, ſondern vor allem 
auch in der „Beſſerungsanſtalt“ eine dem jugendlichen Alter angepaßte 
Strafart erblicken müſſen. Gegenüber der bezüglich der „Beſſerungs⸗ 
anſtalt“ geäußerten gegenteiligen Anſicht und der daraus gezogenen 
irrigen Folgerung, „als habe der Entwurf von 1893 der in den 
‚„Grundzügen' niedergelegten Anſchauung feines Verfaſſers folgend 
unter Ausſchaltung der Zurechnungsfähigkeitsfrage dem Richter nur 
die Prüfung und Auswahl einer für den verbrecheriſchen Jugendlichen 
zweckmäßigen Erziehungsmaßregel zur Pflicht gemacht“, hält Fuchs 
mit Recht die Bemerkung der Motive zum Entwurf von 1893 
entgegen:!) „Hat die jugendliche Perſon die ſittliche und geiſtige 
Reife,“) jo unterliegt ſie einer ſtaatlichen Beſtrafung. Dieſe Beſtrafung 
ſoll dem jugendlichen Alter angepaßt ſein und ſoll anderer Art ſein 
als die Strafe für Erwachſene.“ Den kriminellen Charakter der 
„Beſſerungsanſtalt“ folgert Fuchs zutreffend auch daraus, „daß dieſe 
Maßregel in beſtimmten Fällen bei ſittlich ſehr verdorbenen Jugend⸗ 
lichen durch die gewöhnliche Strafanſtalt — ſoweit eine beſondere 
„Verwahrungsanſtalt“ nicht beſteht, erſetzt wird“. 20) Dieſer Art 
„Strafanſtalt“, die im Verhältnis zu den Strafanſtalten für Er⸗ 
wachſene in Rückſicht auf das jugendliche Alter der Inſaſſen differenziert 
iſt, iſt nach dem oben Geſagten?!) durchaus zuzuſtimmen. f 


In bezug auf den Art. 7 des Entwurfs von 1893 hatte Wach”) 

das Bedenken geäußert, daß dieſer eine zu milde Behandlung der 
ſchweren jugendlichen Rechtsbrecher zur Folge haben würde. Im 
gleichen Sinne äußerte Gretener bei den Beratungen der erſten großen 
Expertenkommiſſion:??) „In Abſatz 4 umfaßt der Ausdruck „ver⸗ 
brecheriſcher Charakter“ nicht alles, was er umfaſſen ſollte. Es ſollte 

18) Motive von 1893 S. 20. 

19) Nämlich: eines Vierzehnjährigen. 

20) Fuchs, S. 175. Sogar Zuchthaus! Ein Antrag Gretener, Zucht⸗ 
hausſtrafe bei jugendlichen Delinquenten ganz auszuſchließen, wurde von 
der Expertenkommiſſion abgelehnt; vgl. Protokolle 1896 I S. 62. 

21) Vgl. oben § 14 S. 50 ff. 8 

22) Nach Angabe von Stooß, Protokolle 1896 I S. 51 oben. 

23) Protokolle 1896 I S. 52. 
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nämlich auch ein objektives Moment, die Schwere des Verbrechens, 
hervorgehoben werden. Für ſchwere Fälle iſt in der Tat die 


Beſſerungsanſtalt nicht das, was dem Rechtsbewußtſein des Volkes 
entſpricht. Anderſeits darf doch auch nicht, wie Cornaz will, bis 


zur Zuchthausſtrafe gegangen werden, ſondern es dürfte Gefängnis 
genügen.“ Wir halten demgegenüber in Einklang mit unſeren früheren 
Ausführungen?) die Unterbringung in einer Korrektionsanſtalt in 
allen Fällen für eine genügende Repreſſion gegenüber jugend— 


lichen Delinquenten. Eine ſtrengere Beſtrafung erſcheint auch im 


Allgemeinintereſſe unter der Vorausſetzung nicht geboten, daß für den 
Fall der Gefährlichkeit des Individuums die Anwendung geeigneter 
Sicherungsmaßnahmen möglich gemacht wird. 


2. Die ONE von 1903 bis 1912 und die neueſten Reformarbeiten. 
Ss 17. 

Bewegten ſich die Entwürfe von 1893/94 und 1896 noch in den 
Bahnen einer Reform des überkommenen Jugendſtrafrechts, ſo bedeutet 
eine Revolution auf dieſem Gebiete der Weg, den die ſchweizeriſchen 
Entwürfe von 1903 ab eingeſchlagen haben. 

Der Entwurf von 1903 hat das Kriterium der „geiſtigen und 
ſittlichen Reife“ ganz fallen gelaſſen und an ſeiner Stelle in Rückſicht 
auf die Sicherung der Geſellſchaft einerſeits und das Wohl jugendlicher 
Delinquenten andererſeits entſcheidend für die Behandlung der Jugend— 


lichen die Frage ſein laſſen: Wie iſt der ſozialen Sicherung mit 


Ausſchluß der Kriminalſtrafe und mit Hilfe einer rein erziehlichen 


Behandlung des jugendlichen Delinquenten zu genügen? Eine be— 


friedigende Antwort auf dieſe Frage glaubte er mit folgender Löſung 
zu geben: 
Der Entwurf unterſcheidet bei den verbrecheriſchen Jugendlichen 
vier Kategorien:?) 
1. Verwahrloſte und ſittlich Verdorbene. 
2. Hochgradig ſittlich Verdorbene. 8 
3. Jugendliche, die einer beſonderen⸗ Behandlung bedürfen, ins- 
beſondere Geiſteskranke, Schwachſinnige, Epileptiſche und ſolche, 
die in ihrer geiſtigen oder ſittlichen enz ungewöhnlich 
zurückgeblieben ſind. 


24) Vgl. oben ©. 51 ff. 
23) Art. 14 VE. 1908. 
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4. „Normale“ Jugendliche, d. h. folche, die nicht verwahrloft 


oder ſittlich verdorben ſind und keiner beſonderen nn 1 


bedürfen. 


Für jugendliche Delinquenten iſt je nach der Zugehörigkeit zu 
einer dieſer vier Gruppen eine verſchiedene „Behandlung“ vorgeſehen. 
Bei Verwahrloſten und ſittlich Verdorbenen erfolgt Einweiſung in eine 
Zwangserziehungsanſtalt, bei hochgradig ſittlich Verdorbenen Ein⸗ 
weiſung in eine Beſſerungsanſtalt. Jugendliche der dritten Gruppe 
werden vom Richter nach freiem Ermeſſen der durch ihren Geiſtes⸗ 
zuſtand erforderten „beſonderen Behandlung“ überwieſen. Bei 
„normalen“ Jugendlichen kommt zur Anwendung Verweis oder 
„abgeſonderte Einſchließung“, der Dauer nach begrenzt durch das 
Mindeſtmaß von 3 Tagen und das Höchſtmaß von 2 Monaten. 

Im großen und ganzen entſprechen dieſe vier Gruppen den im 


Art. 13 des Vorentwurfs von 1903 auch bei 1 Kindern | 


unterſchiedenen Kategorien. 


Der von derſelben kleineren Erpertenkommiſſion, Deren Werk das 
Jugendſtrafrecht im Vorentwurf von 1903 iſt, hergeſtellte Vorentwurf 
vom April 1908 ſtimmt in ſeinem Art. 10 bis auf eine kleine 
redaktionelle Anderung mit dem Art. 13 des Vorentwurfs von 1903 
wörtlich überein. Der Art. 11 des Vorentwurfs von 1908 entſpricht 


ſachlich durchaus dem Art. 14 des Vorentwurfs von 1903. Der letzte 4 


Abſatz des Art. 14 § 1 Vorentwurf von 1903 fehlt jedoch, ee) und 
der dort ausgedrückte Gedanke hat im Art. 12, der die Marginale 
„Ausnahme für Jugendliche“ trägt, ſeine Fixierung erhalten. Im 
Art. 13 iſt unter der Marginale „Andere Unmündige“ für die Alters⸗ 
ſtufe von 18 bis zu 20 Jahren Strafmilderung vorgeſehen. 

Dieſer letztere Vorentwurf hat durch die zweite große Experten⸗ 
kommiſſion eine Geſtaltung bekommen, die eine konſequente Weiter⸗ 
führung des bezüglich der Jugendlichenfrage von dem Vorentwurf 
von 1903 zuerſt eingeſchlagenen Weges bedeutet. Die auf Grund 
der Erörterungen und Beſchlüſſe dieſer Kommiſſion nach der erſten 
Leſung ausgearbeitete Vorlage der Redaktionskommiſſion vom 


26) Art. 14 8 1 Abſ. 6: „Hat der Täter am Tage der richterlichen Ent⸗ 
ſcheidung das 18. Lebensjahr zurückgelegt, ſo verurteilt ihn der Richter zu 
der geſetzlichen Strafe, die jedoch gemildert wird (Art. 49).“ | 
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Auguſt 191222) hat im 2. Abſchnitt, der überſchrieben iſt „Das 
Vergehen“, an der Spitze den Art. 14 mit folgendem Wortlaut ſtehen: 
„1. Zurechnungsfähigkeit. 14. Strafbar iſt, wer zur Zeit 
Zurechnungsfähige Perſonen. der Tat das 18. Alters 
jahr zurückgelegt hatte 
und ſich nicht in einem die Zu⸗ 
rechnung ausſchließenden Geiſtes⸗ 

zuſtand befand.“ 


In einer aus dem Wortlaut des Art. 14 bereits erkennbaren 
Weiſe befaßt ſich der 4. Abſchnitt mit der Jugendlichenfrage. Er iſt 
überſchrieben: „Behandlung der Kinder, der Jugendlichen und der 
Unmündigen.“ Die Beſtimmungen der Redaktionsvorlage weichen von 
den entſprechenden Beſtimmungen des Vorentwurfs von 1908 haupt— 
ſächlich dadurch ab, daß allen Maßnahmen ausdrücklich jeder Straf- 
charakter genommen iſt, Jugendliche bis zu 18 Jahren ausnahmslos 
nicht kriminell geſtraft werden ſollen. Die im Art. 13 des Vorentwurfs 
von 1908 aufgeſtellte Zwiſchenſtufe von 18—20 Jahren wird unter 
Streichung der Ziff. 4 des Art 1328) und einer kleinen redaktionellen 
Abänderung entſprechend einem Antrage Hartmann's) feſtgehalten. 

Die Vorentwürfe von 1903/08 und 1912 gehen von dem modernen 
Grundſatz aus, daß jugendliche Perſonen, ſolange ſie noch erzogen, 
„behandelt“ werden können, von der Anwendung des für Erwachſene 
geltenden Strafgeſetzes zu eximieren ſind. In Zürchers Erläuterungen 
zum Vorentwurf von 1908 iſt gejagt:”) „Dieſelben Erwägungen, 
welche für die Loslöſung des Kindesalters vom Strafrecht geſprochen, 
wirken eben weiter: die noch nicht abgeſchloſſene Entwicklung in körper⸗ 
licher, intellektueller und moraliſcher Beziehung bedingt eine erhöhte 
Möglichkeit, durch gute Einflüſſe und Eindrücke geſtaltend einzuwirken, 
aber auch die erhöhte Gefahr, daß ſchlechte Einflüſſe und Eindrücke 
dauernde Nachwirkung haben. Alſo einerſeits Erziehung, Erziehung 
der Verwahrloſten und Erziehung der Gebrechlichen — auch die 
Warnungsſtrafen ſollen erzieheriſch wirken —, und anderſeits Be— 


27) Protokolle 1912 Bd. 2 S. 5. 5 

28) Art. 13 Ziff. 4 V. E. 1903 lautet: „Der Verurteilte wird nicht in 
der bürgerlichen Ehrenfähigkeit eingeſtellt.“ 

29) Protokolle 1912 Bd. 1 S. 109. 

30) Zürcher, Erläuterungen zum Vorentwurf von 1908, S. 33. 
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wahrung des jungen Menſchen, den wir ſoeben einer gefährlichen 
Umgebung entzogen haben, vor der Anſteckung durch erwachſene Ver⸗ 
brecher.“ Schon in den Entwürfen von 1903 und 1908 kommt 
den gegenüber jugendlichen Delinquenten vorgeſehenen Maßnahmen 
Strafcharakter nicht zu, ſie ſind nur im Verhältnis zu den gegenüber 
delinquierenden Kindern anwendbaren Maßnahmen differenziert.“) 
Bei den Beratungen der zweiten großen Expertenkommiſſion legte 
Lange) ähnlich den Zweck der Anſtaltsbehandlung dahin dar, ſie ſolle 
einerſeits der ſittlichen Erziehung und Charakterbildung und anderer⸗ 
ſeits der Ausbildung des Zöglings in einem Beruf und der Aus⸗ 
ſtattung mit denjenigen Kenntniſſen und Fähigkeiten dienen, welche 
ihm das Fortkommen in der Freiheit ermöglichen. Bei vielen ver⸗ 
wahrloſten Jugendlichen handle es ſich nur darum, daß ſie aus dem 
ſchlechten, verdorbenen Milieu herausgenommen werden; beſondere und 
ſtrenge Erziehungsmaßregeln ſeien dann gar nicht erforderlich. Silber⸗ 
nagel aber ſagte klipp und klar:) „M. E. haben die Maßnahmen 
nach Art. 11 nicht als Strafen zu gelten und müſſen daher nicht ins 
Strafregiſter aufgenommen werden.“ Da dieſer Bemerkung von keiner 
Seite widerſprochen wurde, ſo bringt ſie auch die Anſicht der zweiten 
großen Expertenkommiſſion zum Ausdruck, daß den gegenüber jugend⸗ 
lichen Delinquenten im Vorentwurf von 1908 vorgeſ ie nen 
Strafcharakter nicht zukommt. 


Von dieſem Standpunkt aus entfällt die 2 nach der Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit bei Jugendlichen. Konſequenterweiſe hat man 
deshalb auch das discernement uſw. erſatzlos beſeitigt. Zürcher ſagt 
zum Vorentwurf von 1908: „Der Vorentwurf hat daher den Schritt 
getan, auch die zweite Altersſtufe vom Strafrecht des Erwachſenen los⸗ 
zulöſen und den Richter vor die einzige Frage zu ſtellen, welches iſt 
in Anſehen des Täters die Maßregel, von der wir am eheſten erwarten 
können, daß der junge Menſch gerettet oder, von einem andern Stand⸗ 
punkt aus geſehen, für ſeine Mitmenſchen ungefährlich gemacht werde.“ 
Bei den Beratungen der zweiten großen Expertenkommiſſion bemerkte 


34) Nach dieſer Richtung hin zu vergleichen die Ausführungen in 
Zürchers Motiven zum Vorentwurf 1908, S. 34, 35. 


32) Protokolle 1912 Bd. 1 S. 84. 
33) Protokolle 1912 Bd. 1 S. 96. 
33) Zürchers Motive S. 33. 
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er ss) „Das bisherige Recht nahm an, daß es ſich bei dieſer Stufe 


der Entwicklung um ein Übergangsalter handle; ſo zeige dieſe Kategorie 
zum Teil junge Leute, die ſchon erwachſen ſind, zum Teil ſolche, die 
es noch nicht find. Man hat als Kriterium genommen ‚die zur 


Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einſichtt. Man hat aber 
dieſes Kriterium als unzutreffend bezeichnet. Die Prüfung der 


Intelligenz des Jugendlichen geht nicht zurück auf die Baſis ſeiner 
Miſſetaten. Der ganze heutige Aufbau im materiellen und im 
formellen Strafrecht iſt nicht dem jugendlichen Alter angepaßt. Es 


iſt unrichtig, ein Kriterium zur Scheidung der Jugendlichen in zwei 


Abteilungen zu ſuchen. Die Leute auf dieſer Entwicklungsſtufe ſind 
alle unerwachſen. Wenn es einerſeits außerordentlich traurig iſt, daß 


ſchon in dieſem Alter die Leute zu ſinken anfangen, ſo müſſen wir 


uns anderſeits doppelt fragen, womit wir helfen können. Und da 
heißt es: Nicht mit ſo und ſoviel Monaten Zuchthaus, ſondern mit 
Nachholen der Erziehung. Deshalb hat der Vorentwurf — und das 
iſt ein Gedanke, der ganz urſprünglich von Stooß herſtammt — vor— 
geſehen, dieſe zweite Stufe aus dem Strafrecht auszuſcheiden und für 
ſie Maßnahmen zu treffen, welche die Geſellſchaft ganz anders ſichern, 
als kurzzeitige Freiheitsſtrafen.“ Eine Periode der „bedingten“ Straf— 
mündigkeit kennen die ſchweizeriſchen Entwürfe nach 1903 nicht und 


haben „mit der Beſeitigung der bedingten Strafmündigkeit nur die 


logiſche Konſequenz aus ihrer Grundauffaſſung gezogen“, e) daß 


Jugendliche nur zweckentſprechend behandelt werden ſollen. 


Gegen dieſe Art der Behandlung der Jugendlichenfrage haben wir 
oben Stellung genommen.?) In den Zürcherſchen Motiven und bei 
den Beratungen der zweiten großen Expertenkommiſſion ſuchte man ſie 
mit dieſen und jenen kriminalpolitiſchen Erwägungen zu rechtfertigen. 
Aber die Kriminalpolitik ſpricht eher gegen als für die „Behandlung“ 
Jugendlicher im Sinne der neuen Schweizer Entwürfe. Man ſetzt 


ſich mit dem durchaus geſunden Volksempfinden in gröblichen Gegen— 
ſatz. Im Volke wird man kein Verſtändnis dafür haben, wenn ein 


17 jähriger Student, dem man im allgemeinen ſelbſt für verwickelte 
ſtrafbare Tatbeſtände, die immerhin einen gewiſſen Denkprozeß voraus— 


35) Protokolle 1912 Bd. 1 S. 74 unten. 
86) Gretener im 6. Jahrbuch der Er Gefängnisgeſellſchaft, S. 33. 
37) Vgl. oben 610 ff. 
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ſetzen, hinreichendes Verſtändnis zuſchreiben darf, ausnahmslos nicht 
geſtraft, ſondern nur „behandelt“ werden ſoll. Ebenſo unbegreiflich 
iſt es, „einen 17 jährigen Mörder oder Brandſtifter“ — mag er auch 
einem geiſtig über den Durchſchnitt ausgebildeten Jugendlichen nicht 
gleichkommen — nie als „Verbrecher im Sinne des Strafgeſetzbuches“, 
ſondern ſtets nur als „ein beſonders geartetes Erziehungsobjekt“ an⸗ 


zuſehen. “s) 


So kam auch bei den Wen der zweiten großen Experten⸗ 4 
kommiſſion hier und da das Bedenken zum Vorſchein, daß man fh 


doch zu radikal von den Grundlagen des überkommenen Jugendſtraf⸗ 
rechts entferne. In dieſem Sinne iſt der Antrag Silbernagel auf⸗ 
zufaſſen, der dem Art. 11 des Vorentwurfs von 1908 eine Faſſung 
geben wollte, wonach wenigſtens Mörder, Notzüchter und Brandſtifter 
von der durch den Vorentwurf für Jugendliche vorgeſehenen „Be⸗ 


handlung“ ausgenommen ſein ſollten, wenn ſie im Alter von 16 bis 


18 Jahren ſtänden, ebenſo ſolche Individuen von 16 bis 18 Jahren, 


deren Delikt auf eine in hohem Grade verrohte Geſinnung zurüd- 


zuführen ſei. Auf gleicher Bahn bewegten ſich ein Antrag Müller 
und ein Antrag Thormann. Silbernagel bemerkte,?) in der Schweiz 
beſtehe eine ſtarke Strömung für die Einführung ſtrengerer Maßnahmen 
bei ſchweren Roheitsdelikten und bei Mord. Zwei Monate Ein⸗ 


ſchließung für einen jugendlichen Mörder oder Brandſtifter — ein | 


Fall, der nach dem Vorentwurf von 1908 denkbar iſt — entſpricht 
tatſächlich weder der Gerechtigkeit, noch genügt dieſe Maßnahme dem 
Schutzbedürfnis der Geſellſchaft. So kam denn auch in den Kommiſſions⸗ 
entwurf von 1912 als Art. 11 oeties die Beſtimmung: „Ausnahms⸗ 
weiſe kann bei Gemeingefährlichkeit des Täters oder 
bei ſehr ſchweren Vergehen auch gegenüber Jugendlichen 
die ordentliche Beſtrafung eintreten. In dieſem Falle mildert der 
Richter die Strafe wie bei einem Unmündigen (Art. 13).““ ) Damit 
ſetzt ſich der neueſte Entwurf in offenbaren Gegenſatz zu den Grund- 
lagen des eigenen ſogenannten Jugendſtrafrechts. | 


3s) Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, S. 33. 

30) Protokolle 1912 Bd. 1 S. 81. 

20) Man erinnert ſich unwillkürlich an den Abſ. 4 des Art. 7 V. E. 
1893 und den in bezug auf dieſen in der erſten großen Expertenkommiſſion 
von Gretener geſtellten Antrag. | 
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Im großen und ganzen haben die Schweizer Entwürfe nach 1903 
ihre Grundauffaſſung bezüglich des „Jugendſtrafrechts“ konſequent 
durchgeführt. Im einzelnen aber iſt dieſer Satz doch etwas ein- 


zuſchränken. Das gilt vor allem hinſichtlich der Fixierung von Alters- 


perioden und Altersgrenzen. Wenn man den Geſichtspunkt der 
„Behandlung“ dominieren läßt und die Strafmündigkeitsfrage, 
d. h. die Zurechnungsfähigkeitsfrage Jugendlicher ausſchaltet, dann 


kann die Fixierung der Grenze von 14 Jahren, welche die „Kinder“ 


und „Jugendlichen“ voneinander ſcheidet, nicht begründet werden. Der 
„Jugendliche“ ſoll ja ebenſo wie ein delinquierendes „Kind“ nur 
behandelt werden.“) Wenn man delinquierende „Kinder“ wie 
„Jugendliche“ erziehlich behandeln will, dann find die Erziehungs- 


mittel für beide Klaſſen die gleichen, — nämlich diejenigen, die 


überhaupt zur pfychifchen Beeinfluſſung noch unentwickelter Seelen 
gegeben ſind. Danach kann ſich auch die Behandlung „Jugendlicher“ 
nicht ſehr weſentlich von der „Behandlung“ unterſcheiden, welche die 
Entwürfe nach 1903 für „Kinder“ vorſehen. Die bezüglichen Be— 


ſtimmungen zeigen auch eine ſolche Ahnlichkeit, daß es ein Leichtes 


wäre, ſie „für verbrecheriſche Kinder und Jugendliche zuſammen⸗ 
zufaſſen, da nirgends Gründe für eine prinzipiell andere Behandlung 
dieſer beiden Gruppen hervortreten“.“) Mittermaier hat die Scheidung 
zwiſchen Jugendlichen und Kindern damit zu begründen geſucht, daß 
man nach heutiger Anſchauung bei Kindern von Verbrechen ſchlechthin 


nicht reden könne; bei Jugendlichen müſſe man von Verbrechen objektiv 


D 


doch reden: was ſie tun, ſei eine Tat, die bei Erwachſenen ſtrafbar 


wäre. Die logiſche Unhaltbarkeit dieſer Argumentation hat Fuchs!) 
deutlich aufgezeigt. Nur im überkommenen Jugendſtrafrecht hat die 


Grenze von 14 Jahren unter dem Geſichtspunkt der Zurechnungs⸗ 


fähigkeitsfrage einen guten Sinn. Wenn man die Fixierung dieſer 
Grenze in den Schweizer Vorentwürfen nach 1903 damit zu recht⸗ 


fertigen ſucht, daß für die über 14 Jahre alten „Jugendlichen“ andere 


41) Zürcher gibt ſelbſt zu (Motive zum V. E. 1908 S. 29): „übrigens 
hat dieſe Altersgrenze keine ſehr einſchneidende Bedeutung, da auch noch auf 
der folgenden Altersſtufe eine dem Alter angemeſſene Behandlung ein- 
treten ſoll.“ 

42) Fuchs, S. 183. Vergleiche diesbezüglich für den Vorentwurf von 
1903 Fuchs, S. 182. Für die ſpäteren Entwürfe iſt es nicht anders. 

43) Fuchs, S. 184 oben. 


8) 


Anſtalten in Betracht kommen, weil man fie doch nicht mit Kindern 4 


zuſammenbringen könne, ſo iſt demgegenüber zu bemerken, daß dann 


auch eine Beſtimmung über die Abſonderung jugendlicher Delinquenten 
von delinquierenden Kindern genügt hätte. Die Grenze von 14 Jahren 
bedeutet in den Schweizer Entwürfen nach 1903 entweder eine un⸗ 
bewußte Inkonſequenz oder aber eine abſichtlich inkonſequente Konzeſſion 
an die überlieferten Anſchauungen von Strafmündigkeit und relativer 
Strafmündigkeit aus — „kriminalpolitiſchen“ Gründen. Wie Gretener 
hervorhebt,“) „verwerfen denn auch die hervorragendſten Vertreter der 
kriminalſoziologiſchen Schule ſolche Altersſtufen, indem ſie betonen, 
daß, je früher ſich im Kinde böſe Neigungen zeigen, deſto energiſcher 
die entſprechenden Abwehrmaßregeln einzuſetzen haben.“ 
Inkonſequent waren des weiteren die Entwürfe nach 1903 in⸗ 
ſofern, als ſie die Beſtimmungen über die „Behandlung“ jugendlicher 
Delinquenten im Strafgeſetz belaſſen haben. Denn bezüglich der 
erwachſenen Delinquenten verlaſſen die neueſten Schweizer Entwürfe 


die Grundlagen des überkommenen Strafrechts nicht: Ihnen gegenüber ; 


will man die Kriminalſtrafe beibehalten und unter der Vorausſetzung 
der Zurechnungsfähigkeit entſprechend der Größe der Schuld zur 
Anwendung bringen. Entweder gehören die bezüglich der jugendlichen 
Delinquenten in den Schweizer Entwürfen nach 1903 gegebenen 


Beſtimmungen nicht ins Strafrecht, oder — man ſoll konſequent ſein 4 


und das ganze Strafrecht im Sinne der ſoziologiſchen Schule 
umgeſtalten, d. h. Kriminalſtrafe generell durch Sicherungsmaßnahmen 
erſetzen. 8 | 
| Die Unvereinbarkeit des Strafrechts im überkommenen Sinne, das 
man für Erwachſene beibehält, und des neuen ſogenannten „Jugend⸗ 
ſtrafrechts“ tritt nirgends ſo deutlich zutage wie dort, wo die Grenze 
gezogen iſt zwiſchen Erwachſenen, die geſtraft, und Jugendlichen, die 
nur „behandelt“ werden ſollen. Wie nämlich, wenn ein Täter, der 
mit 17% Jahren delinquiert hat, nach Vollendung des 18. Lebens⸗ 
jahres zur Aburteilung kommt? Im überkommenen Strafrecht hat man 
keine Schwierigkeiten: Die Begriffe Schuld und Schuldfähigkeit ſind 
maßgebend für die Beſtrafung; die Art des Strafvollzugs — wenn 
dieſer für Jugendliche differenziert iſt — richtet ſich ſelbſtverſtändlich 


4%) Gretener im 6. Jahrbuch der Schleſ. Gefängnisgeſellſchaft, S. 33 1 
unten. | 
N 
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nach dem Zeitpunkt der Aburteilung. Die ſchweizeriſchen Vorentwürfe 
von 1903 ab müßten in dieſem Falle die Folgerung ziehen: Es darf 
weder Strafe noch Erziehungsmaßnahme verhängt werden. Strafe 
nicht, denn der Täter war zur Zeit der Tat“) nicht ein „Erwachſener“ 
im Sinne der Entwürfe. Erziehungsmaßnahmen nicht, denn Erziehungs- 
fähigkeit wird bei ihm nicht mehr präſumiert! Dieſe Folgerung, die 
ſich aus den von den Vorentwürfen aufgeſtellten Prämiſſen ergibt, 
zeigt deutlich deren Unhaltbarkeit. Um die daraus ſich ergebende 
Schwierigkeit wenigſtens praktiſch aus dem Wege zu räumen, ſoll nach 
Art. 12 des Vorentwurfs von 1908 in ſolchen Fällen zunächſt geprüft 
werden, „ob nicht doch noch die Einweiſung in eine Erziehungs- oder 
Korrektionsanſtalt möglich iſt“. Sie ſei möglich, „wenn Anſtalten 
beſtehen, die noch Zöglinge im gegebenen Alter aufnehmen und der 
Täter vermöge ſeiner Reife nicht der Anſtalt ſchon entwachſen oder 
in Bälde entwachſen zu ſein ſcheint“. Sei ſie nicht möglich, ſo werde 
der Jugendliche wie ein „Unmündiger“ behandelt.“) Als Folge aber 
ergibt ſich dann, daß gerade der Beſſere ſchlechter geſtellt iſt, als der 
verdorbene Delinquent, wie Gabuzzi““) zutreffend hervorhob: „En 
tout cas, il me semble que cet article prive du traitement special 


et plus favorable prevu par l'article 11 avant tout l’adolescent qui 


n'est pas moralement abandonné ou perverti et l’adolescant qui 
n'est pas profondöment perverti. L’adolescent profondément per- 
verti, condamne apres l’äge de 18 ans, a la chance de jouir plus 
longtemps du traitement special des adolescents.“ Zutreffend iſt 
auch die Bemerkung Studers,“ ) nach dem Artikel 12 müßte derjenige, 


der mit 15, 16 Jahren etwas verbrochen habe, aber erſt mit 


19, 20 Jahren erwiſcht werde, nachdem er ſein Vergehen längſt 
vergeſſen und ſich in jeder Beziehung gebeſſert und gut geführt habe, 
dennoch eventuell mit Gefängnis oder Zuchthaus beſtraft werden, 
weil er nicht rechtzeitig erwiſcht wurde, um noch 
e sugenpline. unterworfen zu 


35) Vgl. Art. 14 im neueſten Vorentwurf von 1912: „Strafbar iſt, 

wer zur Zeit der Tat das 18. Lebensjahr zurückgelegt hatte ...“ 
46) Vgl. Zürchers Motive S. 388. „Unmündige“ im techniſchen Sinne 

ſind hier: Individuen der Zwiſchenperiode von 18—21. 

47) Protokolle 1912 Bd. 1 S. 101. 

48) Protokolle 1912 Bd. 1 S. 104. 

0) „Strafe“ hier im vulgären Sinne ohne Unterſcheidung zwiſchen 
Kriminalſtrafe und pädagogiſcher Strafe gebraucht. 
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werden. Das erſcheine doch an unglaublich, 9 0 schen 
falls jeder Logik. Der Nonſens beruht darauf, daß das Jugend⸗ 
ſtrafrecht im überkommenen Sinne und damit auch die Frage nach 
der Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher gefallen iſt. Mit Recht hat 
deshalb auch Stoo$”) ausgeführt: „Es iſt ein allgemein anerkannter 
Grundſatz des Strafrechts . . ., daß die Zurechnungsfähigkeit des 
Täters nach ſeinem Zuſtand zur Zeit der Tat zu beurteilen 
ſei. Art. 12 begründet aber die ſeltſame Ausnahme, daß der un⸗ 
zurechnungsfähige Jugendliche nicht als Jugendlicher, ſondern als 
Zurechnungsfähiger zu behandeln ſei, wenn er am Tage der richter⸗ 
lichen Beurteilung das 18. Lebensjahr zurückgelegt hat und es 
‚unangemejjen erſcheint, ihn wie einen Jugendlichen zu behandeln! .. 
Der Unzurechnungsfähige verwandelt ſich alſo durch den zufälligen 
Umſtand, daß er im Urteilstermin das 19. Jahr erreicht hat, und 
daß der Richter es ‚unangenehm‘ findet, ihn als Unzurechnungs⸗ 
fähigen zu behandeln, von Rechts wegen in einen Zurechnungsfähigen. 
Man iſt verſucht, von einer Willkür des Geſetzes zu ſprechen. Mit 
demſelben Rechte könnte ein Täter, der zur Zeit der Tat geiſtig geſtört 
war, aber am Tage des Urteils bei klarem Bewußtſein iſt, als 
Zurechnungsfähiger beurteilt werden, wenn dies dem Richter an⸗ 
gemeſſen erſcheint.“ 8 

Man wollte mit dem neuen „Jugendfnaftecht⸗ eine beſonders 
milde Behandlung jugendlicher Delinquenten herbeiführen. Daß aber 
die Beſtimmungen der Schweizer Vorentwürfe nach 1903 in Wirklich⸗ 
keit neben zu großer Milde auch zu Härten führen,“) ergibt ſich des 


weiteren aus der Tatſache, daß, wie Fuchs in Wiederholung eines 


zuerſt von Mittermaier geäußerten Gedankens hervorhebt,?) die 
Möglichkeit einer Freiſprechung nicht beſteht. Daraus ergeben ſich 
unhaltbare Folgerungen einmal für den Fall, daß „der Jugendliche 
bei Begehung der Tat zweifellos unzurechnungsfähig war und der 
Zuſtand des Jugendlichen eine beſondere Behandlung nicht erfordert, 
3. B. wenn der Jugendliche ein Verbrechen im Zuſtande der Bewußt⸗ 
loſigkeit begangen hat“, und weiterhin dann, wenn „der Jugendliche 
ein Delikt begangen hat, zu dem er eine ausreichende Verſtandesreife 


50) In der Schwz. Ztſchr. f. Str. R., 28. Jahrg., S. 288. - 

51) Vgl. die Bemerkung Silbernagels, Protokolle 1912 Bd. 45 
S. 79 oben. 

52) Fuchs, S. 179. 
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nicht beſaß, deren Bedeutung und Strafbarkeit er ſich nicht bewußt 
war, etwa eine Fundunterſchlagung, eine Verletzung des Brief— 
geheimniſſes“. “) 

Nun unternimmt es Hafter, der ſcheinbar den ganzen Entwicklungs 
gang der Jugendſtrafrechtsreform in der Schweiz zurückſchrauben möchte, 
dem neueſten Schweizer Kommiſſionsentwurf eine Deutung zu geben, 
die wohl nicht im Geiſte dieſes Entwurfes liegt. Er behauptet nämlich: 
„Der 4. Abſchnitt enthält ein Sonderrecht. Nach meiner Überzeugung 
wäre es aber unrichtig, zu ſagen, von einem Strafrecht könne 
hier überhaupt nicht mehr die Rede ſein. Richtig iſt nur, daß bei der 


Behandlung jugendlicher Rechtsbrecher die ſichernden und vorſorglichen 


Maßnahmen überwiegen ſollen. Die Durchſicht des Abſchnittes zeigt 
ſofort, daß auch gegenüber Kindern und Jugendlichen die 
Begriffe Schuld und Strafe nicht wegfallen, wenn man auch hier in 


der Proklamierung einer Schuld zurückhaltender und milder iſt.“““) 
Hafter weiſt zwar ſelbſt auf den ſeiner Anſicht offenkundig wider⸗ 


ſprechenden Satz hin, der an der Spitze der Vorſchriften für Kinder 
ſteht, „daß ein Kind unter 14 Jahren, wenn es eine als Vergehen 


bedrohte Tat begeht, nicht ſtrafrechtlich verfolgt wird (Art. 10)“, ſagt 


aber im Anſchluß daran: „Im Hinblick auf den gleich zu erörternden 
Art. 10 quater bedeutet das nicht, daß jede ſtrafweiſe Behandlung 
des Kindes ausgeſchloſſen ſein ſoll, ſondern nur, daß die Anwendung 
des regulären Strafrechtes und Prozeßrechtes hier nicht in Frage 
kommt.“ Bezüglich der Jugendlichen im techniſchen Sinne bemerkt 
er: „Nach meiner Überzeugung handelt es ſich in allen dieſen Fällen 
um die Durchführung eines Stra fprozeſſes, freilich nicht eines 
ordentlichen, ſondern eines Sonderverfahrens.““) Den Ausführungen 
Hafters ſcheint ein promisquer Gebrauch der unterſchiedlichen Begriffe 
„Kriminalſtrafe“ und „pädagogiſche Strafe“ zugrunde zu liegen, der 
überhaupt vielfach dazu führt, daß man bezüglich des Jugendſtrafrechts 
gegeneinander polemiſiert und — aneinander vorbeiredet. Eine voll- 


53) Vgl. darüber des Näheren Fuchs, S. 179. 
54) Schwz. Ztſchr. f. Str. R., 27. Jahrg., Heft 1 S. 33 f. von Overbeck 


„Jugendfürſorge und Strafrechtspflege“, in der Feſtſchrift für Georg 


von Hertling, München 1913 (S. 8), hatte nämlich zu Recht behauptet, „daß 
der ſchweizeriſche Vorentwurf in ſeinem Jugendſtrafrecht“ die Vergeltung 
zugunſten der Prävention völlig zurücktreten läßt“. 
55) Schwz. Ztſchr. f. Str. R., 27. Jahrg., ©. 35. 
6 * 
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ſtändige Klarſtellung der Begriffe „Kriminalſtrafe“ und „pädagogiſche 
Strafe“ würde der Reform des Jugendſtrafrechts, bezüglich deſſen 
gegenwärtig zwei Anſichten ſich unvermittelt gegenüberſtehen, nur 
förderlich ſein. Von Kriminalſtrafe kann unſerer Anſicht nach bei den 
für Kinder und Jugendliche im neueſten Schweizer Vorentwurf vor⸗ 
geſehenen Maßnahmen nicht die Rede ſein, man hat ſich ja gerade 
bewußt in Gegenſatz geſtellt zum überkommenen Jugendſtrafrecht. Da⸗ 
gegen wird niemand leugnen, daß es ſich bei den Maßnahmen um 
„Strafe“ im Sinne der Pädagogik handelt und man deshalb ſchließlich 


auch von einem ſogenannten „Strafprozeß“ gegenüber Kindern und 


Jugendlichen reden kann. Die Anwendung dieſer Art von Strafe hat 
aber ganz andere Vorausſetzungen als die Anwendung von Kriminal⸗ 
ſtrafe, hängt nicht, wie die letztere, von der Zurechnungsfähigkeit des 
Individuums, ſondern von der Formbarkeit der jugendlichen Pſyche 
ab. Der ſpringende Punkt iſt der, ob man Jugendliche mit „Kriminal⸗ 
ſtrafe“ belegen oder pädagogiſch behandeln will. Wir haben uns oben 
unter der Vorausſetzung ihrer Zurechnungsfähigkeit für die Anwendung 
der Kriminalſtrafe auch gegenüber Jugendlichen entſchieden. 

Stooß, der noch mit dem Vorentwurf von 1908 — bis auf den 
oben beſprochenen Art. 12 — prinzipiell einverſtanden iſt, lehnt den 
neueſten Kommiſſionsentwurf von 1912 wegen des Art. 14 ab, der 


die Zurechnungsunfähigkeit Jugendlicher bis zum 18. Lebensjahre 


ſtatuiert. Er führt aus:“) „Nach dem Entwurf von 1908 begründet 
das Alter des Jugendlichen nicht ſeine Unzurechnungsfähig⸗ 


keit; aber der Entwurf von 1908 unterwirft ſittlich verwahrloſte und 


ſittlich verderbte Jugendliche trotz ihrer Zurechnungsfähigkeit nicht 
der Strafe, die auf ihr Verbrechen angedroht iſt. An die Stelle 
der Strafe tritt von Rechts wegen Erziehung oder die dem Zuſtand 
des Jugendlichen angemeſſene Behandlung, alfo ſichernde Maß⸗ 
nahme. Der Vertreter der ſchroffen Vergeltung wird zwar gegen 
zurechnungsfähige Jugendliche Strafe fordern. Der Kriminalpolitiker, 
der in der Nacherziehung und in der Behandlung des fittlich ver⸗ 
wahrloſten oder verderbten oder ſonſt fürſorgebedürftigen Jugendlichen 
ein wirkſameres Mittel zur Bekämpfung des Verbrechens erkennt als 


in der Strafe, gibt der ſichernden Maßnahme den Vorzug. ... Iſt | 


der Jugendliche weder verwahrloſt noch fittlich verderbt und erfordert 


56) Schwz. Ztſchr. f. Str. R., 28. Jahrg., S. 233, 284 unten, 285. 
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ſein Zuſtand keine beſondere Behandlung, ſo tritt gegen den Zu— 
rechnungsfähigen die Strafe in ihr Recht, aber in der Geſtalt eines 
beſonderen Ju gen dſtrafrech ts Zurechnungsfähigkeit 
bedeutet Schuldfähigkeit. Wer unzurechnungsfähig iſt, kann ſich keines 
Vergehens ſchuldig machen, und er kann nicht zu Strafe verurteilt 
werden. Er iſt, ſoweit es das Strafrecht betrifft, ex lex. Nach dem 
neuen Kommiſſionsentwurf haben die Jugendlichen das Alter der Zu— 
rechnungsfähigkeit nicht erreicht; ſie können ſich daher keines Vergehens 
ſchuldig machen und nicht zu Strafe verurteilt werden.““) Man wird 
es verſtehen können, wenn Stooß gegen den Art. 14 im neueſten Vor⸗ 
entwurf Stellung nimmt; denn die dort aufgeſtellte Präſumption der 
Zurechnungsunfähigkeit Jugendlicher bis zum 18. Lebensjahr wider⸗ 
ſpricht aller Erfahrung. Freilich liegt der Art. 14 des neueſten 
Entwurfs in der Konſequenz des von den Schweizer Entwürfen nach 
1903 bezüglich des Jugendſtrafrechts eingeſchlagenen Weges. 

Das will Stooß allerdings nicht zugeben. Zuſammenfaſſend darf 
man wohl aus den Stooßſchen Ausführungen folgenden Standpunkt 
entnehmen: Jugendliche im Alter von 14—18 Jahren können zu- 
rechnungsfähig im ſtrafrechtlichen Sinne ſein, aber wir ſtrafen ſie 
trotzdem nicht, weil ſie nicht ſtraffähig ſind. Wir haben bereits oben 
hervorgehoben, daß der Zeitpunkt, von dem ab der Jugendliche ſtraf— 
rechtlich zurechnungsfähig iſt, zuſammenfällt mit dem Zeitpunkt, von 
dem ab er als ſtraffähig zu präſumieren iſt. Die Elemente des Begriffs 
der „Zurechnungsfähigkeit“ und des Begriffs der „Straffähigkeit 
Jugendlicher“ ſind dieſelben. Bei Jugendlichen iſt — obwohl 
an ſich die beiden Begriffe auseinanderzuhalten ſind — ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Zurechnungsfähigkeit und ihrer Straffähig⸗ 
keit tatſächlich nicht vorhanden, kann alſo auch nicht zur Recht⸗ 
fertigung der „Behandlung“ Jugendlicher im Sinne der Vor⸗ 
entwürfe 1903/08 herangezogen werden. So wie Stooß es will, läßt 
ſich alſo das „Jugendſtrafrecht“ auch der Entwürfe von 1903 und 
1908 nicht begründen, und weil man es nicht anders begründen konnte, 
hat man es auf die Präſumption der Zurechnungsunfähigkeit 
Jugendlicher bafiert. Der Art. 14 des neueſten Kommiſſionsentwurfs 
bildet das Endglied in der Entwicklung der Schweizer Jugendſtrafrechts— 


7) Mit dem Art. 11oeties ſetzt ſich der V. E. 1912 mit feiner eigenen 
Grundlage bezüglich des Jugendſtrafrechts in Widerſpruch. 
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reform. Streicht man den Art. 14 — wie nach Stooß' Angabe 
neueſtens geſchehen ſein ſoll —, dann entfällt jede logiſche Begründung 
für die im 4. Abſchnitt vorgeſehene Sonderbehandlung Jugendlicher. 
Die im großen und ganzen konſequente Weiterführung des 
Prinzips: Nur „Behandlung“ bei Jugendlichen, hat das Verdienſt, 
gezeigt zu haben, zu welch' unhaltbaren Ergebniſſen dieſer Weg 
führen muß. 


II. Die öſterreichiſche Reform des Jugendſtrafrechks: Gejeß- 
enkwurf befr, die ſtrafrechkliche Behandlung und den ſtraf⸗ 
rechtlichen Schutz Jugendlicher von 1907, Strafgeſetzenkwurf 
von 1909, Regierungsenkwurf von 1912. 
§ 18. | 

Eine wertvolle Vorarbeit zur Reform des öſterreichiſchen Jugend⸗ 
ſtrafrechts war der öſterreichiſche „Geſetzentwurf betreffend die ſtrafrecht⸗ 
liche Behandlung und den ſtrafrechtlichen Schutz Jugendlicher“ vom 
Jahre 1907. Dieſer Entwurf wurde im November 1909 dem 
Herrenhauſe des Reichsrats vorgelegt; eine Spezialkommiſſion des 
Herrenhauſes, beſtehend aus den Mitgliedern Baernreither, Lammaſch, 
Ruber erſtattete im Herrenhauſe im Mai 1910 über den Entwurf 
Bericht. Das Herrenhaus ſtimmte dem Entwurf zu, — das Ab⸗ 
geordnetenhaus verabſchiedete ihn nicht. Im April 1911 wurde der 
Reichstag aufgelöſt und damit der Entwurf gegenſtandslos. Die 
Regierung legte ihn aber wiederum im Herrenhauſe vor. 

Die Jugendlichenfrage iſt in dem Entwurf in folgender Weiſe 
behandelt: Nach 8 Aa desſelben reicht die Periode der Straf⸗ 
unmündigkeit bis zum 14. Lebensjahre. Der Unmündige wird der 
häuslichen Zucht und, falls dieſe nicht ausreicht, der Fürſorgeerziehung 
überwieſen ($S Aa Abſ. 2). Unter „Jugendlichen“ werden Perſonen 
vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 18. Lebensjahre verſtanden. 
Eine Perſon dieſer Altersperiode iſt nicht ſtrafbar, wenn ſie infolge 
zurückgebliebener Entwicklung unfähig war, das 
Unrecht ihrer Tat einzuſehen oder ihren Willen 
dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen. Nach Art. IV 
§ 1 des Geſetzentwurfs iſt das Alter von Perſonen, bei denen ein 
Alter unter 20 Jahren anzunehmen iſt, von Amts wegen feſtzuſtellen, 
und nach Art. IV S 2 von Amts wegen eine Erhebung anzuſtellen 
über „die Umſtände, die zur Beurteilung der geiſtigen und ſittlichen 
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Reife“ einer Perſon dienen, über „die Verhältniſſe, unter denen ſie 
aufgewachſen find, namentlich ſolche Tatſachen, die über eine Ver⸗ 
wahrloſung Aufſchluß geben können, ſowie ihre bisherige Aufführung“. 
Zurechnungsunfähige Jugendliche werden ebenſo, wie Unmündige, der 
häuslichen Zucht bezw. der Fürſorgeerziehung überwieſen. Dies gilt 
bei Verbrechen, Vergehen und Übertretungen.) Für zurechnungs⸗ 
fähige Jugendliche find folgende Begünſtigungen vorgeſehen: Rehabili- 
tation bei nicht mit Kerker von 10 bis 20 Jahren oder ſtrenger 
bedrohten ſtrafbaren Handlungen im Falle erſtmaliger Verurteilung; “) 
bedingter Straferlaß bei Verurteilung zu einer Geldſtrafe oder einer 
3 Monate nicht überſteigenden Freiheitsſtrafe,so) eventuell in Ver⸗ 
bindung mit Anordnung einer Schutzaufſicht; Erlaß des Strafreſtes 
nach Verbüßung von zwei Dritteln der verhängten Strafe.“) Bei nur 
mit Geldſtrafe oder Freiheitsſtraſe bis zu 3 Monaten bedrohten ſtraf⸗ 
baren Handlungen Jugendlicher kann das Gericht in beſonders leichten 
Fällen nach Feſtſtellung des Tatbeſtandes und des Verſchuldens an 
Stelle einer Strafe eine Ermahnungé?) ausſprechen, ſofern der Ver⸗ 
urteilte bisher noch keine Strafe nach dem Strafgeſetze verbüßt hat 
und nach ſeiner bisherigen Aufführung in Haus und Schule, Lehre 
oder Arbeit, nach den Beweggründen und Umſtänden der Tat, ſowie 
dem Verhalten nach der Tat anzunehmen iſt, daß er auch ohne Voll⸗ 
ſtreckung der Strafe weitere ſtrafbare Handlungen nicht begehen wird.““) 
Nach Art. des Geſetzes ſind bei jugendlichen Delinquenten bis zu 
18 Jahren, „die ſonſt mit einem ſtrafgerichtlichen Erkenntniſſe nach 
dem Strafgeſetze (S 26 Str. G.B.) oder kraft anderer geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften verbundenen nachteiligen Folgen“ — das betrifft vor allem 


die Ehrenfolgen — ausgeſchloſſen. Nach Art. VI des Entwurfs ſollte 


in Ergänzung des § A des Geſetzes vom 10. Mai 1873 gegen 
jugendliche Delinquenten die Stellung unter Polizeiauſſicht nicht zur 
Anwendung kommen. 


58) Neuer § 269 an Stelle der §§ 237, 269—273 des alten Str. G. B. 

59) Einſchaltung nach § 27 Str. G. B.: §§ 28, 29. 

60) Einſchaltung nach § 55 Be §§ 55 af. 

ei) § 55 d Abi. 1 und 2. 

62) Die Erl. Bemerkungen zum Jugendgeſetzentwurf 1907 heben noch 
ausdrücklich hervor, daß der „Ermahnung“ Strafcharakter abgehen und fie 
nur die Bedeutung einer väterlichen Erinnerung zur Befolgung des Ge— 
ſetzes haben ſoll (S. 35). 

ss) § 270 in Verbindung mit § 55 a des Geſetzentwurfs. 
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Der Vorentwurf eines öſterreichiſchen Strafgeſetzbuchs von 1909 


weicht bezüglich der Behandlung der Jugendlichenfrage nicht weſentlich 
von dem Jugendlichengeſetzentwurf von 1907 ab. Die SS 5 und 6 
des Vorentwurfs von 1909 ſtimmen ſachlich im weſentlichen mit dem 
§ 4a des Entwurfs von 1907 überein. Nur ſtellt der Vorentwurf 
von 1909 neben der zurückgebliebenen Entwicklung auch noch den 
Mangel der geiſtigen Reife als Grund auf, der die Straf⸗ 
mündigkeit ausſchließen kann.“) Die Kriterien der Strafmündigkeit 
ſind dieſelben wie in dem Entwurf von 1907. Die Grenzen von 14 
und 18 Jahren ſind beibehalten. Die Behandlung der Jugendlichen 
im Falle der Bejahung wie Verneinung der Zurechnungsfähigkeit iſt 
im weſentlichen dieſelbe wie nach dem Jugendgeſetzentwurf von 1907.5) 
S 47 läßt ein „Abſehen von Strafe“ zu. Im § 44 wird unter den 
mildernden Umſtänden noch das Alter von 18 bis 20 Jahren 
genannt. 

Der öſterreichiſche Regierungsentwurf von 1912 weiſt gegenüber 
dem Vorentwurf von 1909 bezüglich des Jugendſtrafrechts nur 
redaktionelle Anderungen auf. Die SS A und 5 find fachlich gleich 
den SS 5 und 6 des Vorentwurfs von 1909. Nur ſpricht der 
Regierungsentwurf nicht mehr von der Fähigkeit, „den Willen der 


Einſicht gemäß zu beſtimmen“, ſondern nur von der Fähigkeit, 8 


Einſicht gemäß zu handeln“. 

Wie der Jugendſtrafrechtsentwurf von 1907 ſtehen auch die 
Entwürfe zum Strafgeſetzbuch von 1909 und 1912 grundſätzlich auf 
dem Boden des überlieferten Rechts. Das öſterreichiſche Strafrecht, 
auch das Jugendſtrafrecht, baſiert auf der Wechſelbeziehung der Begriffe 
„Schuld“ und „Strafe“. In den Motiven zum Vorentwurf von 1909 
iſt ausdrücklich betont, daß man die Beziehung des überkommenen 


64) In dieſem Punkte füllt der V. E. 1909 unſtreitig eine Lücke des 
Entwurfs von 1907 aus. 

65) Eine Anderung gegenüber dem Jugendgeſetzentwurf 1907 liegt in 
gewiſſem Sinne in der zuerſt vom Vorentwurf von 1909 für Jugendliche 
vorgeſehenen Minderung der Strafen. Aber die Novelle (1907) ſtellt ja nur 
ein Proviſorium dar. „Sie war einerſeits durch das Strafenſyſtem des 


0 
A pen 


geltenden Geſetzes gebunden und rechnet andererſeits mit dem außerordent⸗ 7 


lichen 15 100 und der Beſtimmung des Es 52 Str. G.“ (Erl. Bem. 
zum V. E. 1909, S. 99 unten). 5 
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Strafrechts zur Ethik, weil wertvoll, beibehalten wolle. Die Beſſerung 
des Fehlerhaften ſei nur ein Nebenzweck der Strafe.“) 
Es wäre falſch, den Anſchein zu erwecken, „als ob die Jugend— 
lichen nach ganz anderen Geſichtspunkten behandelt würden wie 
die Erwachſenen “.?) Dieſe prinzipielle Stellungnahme der öſter⸗ 
reichiſchen Vorentwürfe bezüglich des Jugendſtrafrechts, die einem 
geſunden Volksempfinden entſpricht, bedeutet eine Abſage gegenüber 
den anderwärts bei der Jugendſtrafrechtsreform ſich geltend machenden 
modernen Tendenzen. 

Von dem prinzipiellen Standpunkt aus, den die öſterreichiſchen 
Vorentwürfe einnehmen, beſteht nur die eine Möglichkeit, die 
Jugendlichenfrage unter dem Geſichtswinkel und analog der Zu⸗ 
rechnungsfähigkeitsfrage zu regeln. Das iſt auch in den öſterreichiſchen 
Entwürfen von 1909 und 1912 geſchehen. Mit Recht haben die 
öſterreichiſchen Vorentwürfe bei der Behandlung der Zurechnungs⸗ 
fähigkeitsfrage der ſogenannten gemiſchten Methode den Vorzug 
gegeben. Die poſitive Umſchreibung des Begriffs der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit bringt die Elemente des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit 
— Intelligenz und Willensmoment — richtig zum Ausdruck. Freilich, 

die Form, in der die Entwürfe das Intelligenz, und Willensmoment 
zum Ausdruck bringen, läßt zu wünſchen übrig. Zunächſt muß der 
Täter, um kriminell ſtrafbar zu ſein, die Fähigkeit beſeſſen haben, das 
„Unrecht“ der Tat einzuſehen. Der Ausdruck „Unrecht“ iſt her⸗ 
kömmlich und üblich. Aber er wird in verſchiedener Bedeutung 
gebrauchtes) und iſt darum vieldeutig. Doch die Motive zum Vor⸗ 
entwurf von 1909 geben ja an, wie der Begriff „Unrecht“ verſtanden 
ſein joll:°) „Wenn der Entwurf von der Einſicht in das Unrecht! 
der Tat ſpricht, ſo ſoll damit ausgedrückt werden, daß es nicht auf 
die Kenntnis oder Erkenntnismöglichkeit der geſetzlichen Beſtimmungen 
ankomme. Die Einſicht in die Normwidrigkeit der Tat kommt gar 
nicht in Frage, ſondern nur ein ſolches Maß der Einſicht, das 


f 


66) Erläuternde Bemerkungen zum V. E. 1909, Einl. pag. VI und VII, 
und ferner die Erl. Bem. zum Jugendgeſetzentwurf von 1907, S. 21, auf 
die ſich die Erl. Bem. zum V. E. 1909 (S. 18) ausdrücklich berufen. 

67) Erl. Bem. V. E. 1909, Einl. pag. XIII. 

6s) Ethiſches Unrecht, „Unrecht“ des Kindes im Sinne von Ungezogen⸗ 
heit, Unrecht im zivilrechtlichen, Unrecht im ſtrafrechtlichen Sinne. 

Erl, Lem V.. 1909, S. 9. 
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den Täter befähigt, den gemeinhin ont. 
ſozialen Charakter der Tat zu erkennen. Dazu wird 
erforderlich ſein, daß ſich beim Täter Vorſtellungen von der Außenwelt 
und ſeiner Tat bilden können, die mit den allgemeinen Vorſtellungen 
im weſentlichen übereinſtimmen, und daß er auch ebenſolche Vor⸗ 
ſtellungen über die Beziehungen ſeiner Tat zu den Bedingungen des 
Zuſammenlebens der Menſchen beſitzt.“ Mit Recht bringen die Motive 
hier zum Ausdruck, daß es auf Kenntnis der Norm nicht ankommen 
kann. Wie aber die Motive andererſeits hervorheben, iſt mit der 
„Fähigkeit, das Unrecht der Tat einzuſehen“ gemeint: die Fähigkeit 
zur Erkenntnis des antiſozialen Charakters der Tat. Dieſer Grad 
von Einſicht genügt aber zur kriminaliſtiſchen Zurechnungsfähigkeit 
nicht. Der Täter muß auch die Fähigkeit beſeſſen haben, die ethiſche 
Bedeutung der Tat, ihre ethiſche Verwerflichkeit, m. a. W. nicht bloß 
den Gegenſatz der Tat zu den ſozialen Forderungen, ſondern auch 
ihren Gegenſatz zu dem Geſetz in ſeinem Innern ſich klar zu machen. 
Das ſittliche Verſtändnis iſt ebenfalls Vorausſetzung der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit. Allerdings könnte das auch aus dem weiten Begriff: 
Einſicht in das „Unrecht“ herausgeleſen werden. Die Motive zum 
Vorentwurf von 1909 aber ſagen nicht, daß ſie es ſo i 
wiſſen wollen. 

Das Willensmoment als Element der Zurechnungsfähigkeit iſt in 
dem Regierungsentwurf von 1912 beſſer formuliert als in dem Vor⸗ 
entwurf von 1909. Nach dem Vorentwurf von 1909 muß der Täter 
die Fähigkeit beſeſſen haben, „den Willen der Einſicht gemäß zu 
beſtimmen“. Wir haben uns auf den Standpunkt geſtellt, daß der 
pſpychologiſche Wille zur Zurechnungsfähigkeit genügt. Hier aber wird 
— entgegen der Behauptung der Motive‘) — für den Indeterminismus 
im metaphyſiſchen Sinne Stellung genommen; denn der Täter muß 
die Fähigkeit beſeſſen haben, den Willen (Akkuſativ) der Einſicht 
gemäß zu beſtimmen. Damit wird eine über dem „Willen“ (im 
pſychologiſchen Sinne) ſtehende, ihn beſtimmende Potenz des Täters 
vorausgeſetzt. Mit Recht hat deshalb der Regierungsentwurf die 
Formulierung vorgezogen: „. .. und der Einſicht gemäß zu handeln.“ 

Zutreffend haben die Entwürfe von 1909 und 1912 „zurück⸗ 
gebliebene Entwicklung und mangelnde Reife“ zu den Gründen, welche 


70) Erl. Bem. V. E. 1909, S. 9. 
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die kriminaliſtiſche Zurechnungsfähigkeit ausſchließen können, Hinzu- 
geſellt. Richtig iſt es ferner, wenn die Entwürfe den Begriff der 
Strafmündigkeit ebenſo wie den der Zurechnungsfähigkeit poſitiv 
umſchreiben. Bezüglich der Formulierung des Intelligenz 
und Willensmoments gilt das oben Geſagte. 

Nun haben aber die öſterreichiſchen Entwürfe auch die modernen 
Tendenzen auf dem Gebiete des Strafrechts, ſoweit ſie Berechtigung 
haben, nicht ignorieren wollen. Die Motive zum Vorentwurf von 1909 
bemerken:“) „Die Strafe muß . . . fo gejtaltet werden, daß ſie ſich 
den nach der Eigenart des Täters verſchiedenen näheren Zielen der 
Spezialprävention — Abſchreckung, erziehliche, beſſernde Ein- 
wirkung — und dem ethiſchen und ſozialen Unwerte nach Art und 
Dauer im einzelnen Fall anpaſſen kann, damit der Täter nach Maß 
ſeiner Schuld beſtraft werden könne.“ Auch die „Erläuternden Be⸗ 
merkungen“ zu dem Spezialentwurf von 1907 betonen für das Jugend⸗ 
ſtrafrecht den Erziehungsgedanken neben dem Vergeltungsgedanken.“) 
Im großen und ganzen iſt es den öſterreichiſchen Entwürfen gelungen, 


in widerſpruchsloſer Weiſe Vergeltungsprinzip und Zweckidee zu ver⸗ 


binden. Insbeſondere wird man auch dem Inſtitut des „Abſehens 
von Strafe“ für jugendliche Delinquenten zuſtimmen müſſen, namentlich 
dann, wenn, wie es die Entwürfe tun, ſeine Anwendbarkeit eingeſchränkt 
wird auf die Fälle, in denen „der Jugendliche aus Übermut, Un⸗ 
überlegtheit oder einem ähnlichen Grunde handelt, der nicht auf 


verderbte Geſinnung hinweiſt, ſo daß der Richter annehmen kann, es 


genüge ſchon die Ermahnung zum Wohlverhalten für die Zukunft“.“) 
In dieſen Fällen läßt ſich auch mit Leichtigkeit ein Minus bezüglich 


der zur Zurechnungsfähigkeit erforderlichen intellektuellen Reife und 


Wollensfähigkeit konſtruieren. 
Im allgemeinen kann man jagen, daß die öſterreichiſchen Vor— 
entwürfe ihrem prinzipiellen Standpunkt bezüglich des Jugendſtraf⸗ 


rechts zu einem adäquaten Ausdruck verholfen haben, daß ſich ihr 
Jugendſtrafrecht als ein widerſpruchsloſes Syſtem darſtellt. Es erfüllt 


71) Erl. Bem. V. E. 1909, Einl. pag. VII. 

72) Erl. Bem. zum Geſetzentwurf 1907, Nr. 25 der Te außer⸗ 
deutſcher Strafgeſetzbücher, S. 26 f. 

73) Erl. Bem. V. E. 1909, S. 98. Ebenda wird lg hervorgehoben, 
was ſchon in den Erl. Bem. zum Geſetzentwurf 1907 gejagt war: „Dieſe 
Ermahnung iſt keine Strafe.“ 
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mit Genugtuung, daß die Entwürfe Beſtimmungen über die Anordnung 3 
von Fürſorgemaßnahmen gegenüber ſtrafunmündigen Delinquenten nicht 
ins Strafgeſetz aufgenommen haben, weil ſie „außerhalb des Geſetzes 


über Fürſorgeerziehung aus dem fachlichen Zuſammenhange geraten“ e 


Die öſterreichiſchen Entwürfe bieten — wenn auch im einzelnen noch 
verbeſſerungsfähig — eine geeignete Grundlage, von der aus eine 1 
wirkliche Reform des Jugendſtrafrechts möglich iſt. 4 


III. Die Reform des Jugendſtrafrechts in Deulſchland. 
1. Der Vorentwurf von 1909. 
a § 19. 

Die im Jahre 1906 vom Reichsjuſtizamt mit der Ausarbeitung 
eines Entwurfs zum Reichsſtrafgeſetzbuch betraute Juriſtenkommiſſion 
war im Jahre 1909 mit einem Vorentwurf vor die Offentlichkeit 
getreten, der bezüglich des Jugendſtrafrechts weitgehende Abweichungen 
von dem geltenden Strafrecht aufweiſt. 8 

Der Entwurf ſtellt bis zum 14. Lebensjahre eine Periode der 
abſoluten Strafunmündigkeit auf (S 68). Eine Periode der „relativen“ 
Strafmündigkeit — wenn man ſie überhaupt ſo nennen kann — reicht 
vom 14. bis zum 18. Lebensjahr. Mit der üblichen Terminologie 
bezeichnet der Vorentwurf als „Jugendliche“ im techniſchen Sinne nur 
die Perſonen vom 14. bis zum 18. Lebensjahr (§ 12 Nr. 2). Der 
§ 69 unterſcheidet bei den Jugendlichen in dieſem Sinne zwiſchen 
ſolchen, deren Tat „hauptſächlich als Folge mangelhafter Erziehung 
erſcheint, oder bei denen ſonſt anzunehmen iſt, daß Erziehungsmaßregeln 
erforderlich ſind, um den Täter an ein geſetzmäßiges Leben zu ge⸗ 
wöhnen“, und ſolchen, bei denen dies nicht der Fall iſt. Wird 
Erziehungsmangel reſp. Erziehungsbedürftigkeit nicht feſtgeſtellt, jo 
finden hinſichtlich der Beſtraf ung die Vorſchriften über den 
Verſuch ($ 76) Anwendung.“) Im Falle der Beſtrafung gilt alſo 


74) Erl. Bem. V. E. 1909, S. 18 zu §S 5. Ebenda: „Die Beſtimmung des 
zweiten Abſatzes des § 5 enthält nur einen Hinweis auf die ſtaatlich 
geregelte Fürſorgeerziehung, um auch an dieſer Stelle hervorzuheben, daß 
die Aufgabe des Staates nicht damit erſchöpft iſt, die ſtrafrechtliche Un 
verantwortlichkeit der Unmündigen feſtzuſtellen.“ 

75) Was nach dem Wortlaut des § 69 Abſ. 2 aber wiederum auch gelten 
könnte, wenn ein Mangel in der Erziehung feſtgeſtellt iſt. Vgl. des 
Näheren unten! 8 5 4 
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das jugendliche Alter als Strafmilderungsgrund. Die Beſtrafung 
erfolgt nach folgenden Grundſätzen:“e) Ausgeſchloſſen ſind die Todes 


ſtrafe (§ 76), lebenslange Freiheitsſtrafe, Zuchthausſtrafe (5 69 Abſ. 1), 
und ferner Verſchärfung des Strafvollzuges, Arbeitshaus, Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte und Aufenthaltsbeſchränkung. Zuläſſig iſt 
nach § 76 Abſ. 3 Herabſetzung des Strafmaßes nach richterlichem 
Ermeſſen und Anordnung von Nebenſtrafen und ſichernden Maß⸗ 
nahmen. In „beſonders leichten Fällen“ iſt, worauf die Verweiſung 
auf $ 83 in dem § 76 noch ausdrücklich hinlenkt, die Möglichkeit 


der Strafloſigkeit überhaupt gegeben.“) Schließlich kommen für 


Jugendliche in Betracht die auch bei Erwachſenen zugelaſſene Strafe 
des Verweiſes ($ 37) und die Strafausſetzung während einer Probe— 
friſt zum Zwecke des Straferlaſſes bei Bewährung (SS 38—41). 
Nach § 39 Abſ. 2 ſoll die Strafausſetzung hauptſächlich jugendlichen 
Verurteilten zuteil werden. Ferner iſt noch die „vorläufige Entlaſſung“ 
(SS 26— 29) zum Zwecke des Erlaſſes des Strafreſtes bei Bewährung 
während einer beſtimmten Probefriſt und die unter beſtimmten Voraus- 
ſetzungen mögliche Löſchung der Strafe im Strafregiſter (Rehabilitation) 
zu erwähnen. Freiheitsſtrafen gegen Jugendliche ſollen „in beſonderen, 
für ſie ausſchließlich beſtimmten Anſtalten oder Abteilungen“ vollſtreckt 
werden. Ferner ordnet § 70 Abſ. 1 noch Abſonderung der voll 
zurechnungsfähigen von den vermindert zurechnungsfähigen Jugend— 
lichen an.“) | 

Gegen Jugendliche, bei denen mangelhafte Erziehung als Urſache 
der Tat oder ſonſt Erziehungsbedürftigkeit im Intereſſe der Gewöhnung 
des Täters an ein geſetzmäßiges Leben feſtgeſtellt wird, kann eben⸗ 


falls Strafe verhängt werden, es kann neben einer Freiheitsſtrafe 


auf Überweiſung zur ſtaatlich überwachten Erziehung erkannt werden. 
Es kann aber auch an Stelle einer Freiheitsſtrafe auf Erziehungs⸗ 
maßregeln erkannt werden. Es ſteht alſo im diskretionären Ermeſſen 
des Richters, ob er bei ſolchen Jugendlichen auf Strafe erkennen, und 


76) 8 69 in Verbindung mit § 76. 

77) Es muß ſich um eine objektiv und ſubjektiv geringfügige Tat 
handeln. 

78) Wenn alſo ein vermindert zurechnungsfähiger Jugendlicher nicht 
erziehungsfähig und erziehungsbedürftig iſt, dann muß er wie jeder andere 
Jugendliche geſtraft werden. Nur beim Vollzug ſoll er abgeſondert werden. 
Siehe aber § 70 Abi. 2. 
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ob er dann neben einer Freiheitsſtrafe auf Erziehungsmaßnahmen 
erkennen will, andererſeits, ob er von Strafe abſehen will. Im letzteren 
Falle muß er Erziehungsmaßnahmen anordnen.“) | 
Die Verfaſſer des Vorentwurfs haben gegenüber dem nn 3 
Strafgeſetzbuch Anderungen in drei Punkten vorgenommen: Hinauf- 
rückung der Altersgrenze der Strafunmündigkeit auf das 14. Lebens- 1 
jahr, Beſeitigung des Erforderniſſes der zur Erkenntnis der Stra 
barkeit erforderlichen Einſicht, eventuelle Überweiſung zur ſtaatlich 
überwachten Erziehung anſtatt oder neben einer Freiheitsſtrafe.se) 
Bezüglich der Grenze von 14 Jahren für die Periode abſoluter Stra ⸗ 
unmündigkeit iſt kein Wort zu verlieren.s:) Wie aber verhält es ſich 
mit der Beſeitigung des Erforderniſſes der Einſicht und dem Variieren 
von Strafe und Erziehungsmaßnahmen? 
Die Motive zum Vorentwurf ſtehen grundſätzlc auf 1 5 Boden 
des Vergeltungsſtandpunkts, wollen auch Jugendliche nicht vollſtändig 
von Kriminalſtrafe befreit wiſſen. Sie führen ſelbſt eine Reihe von 
Gründen an, die dagegen ſprechen, bei Jugendlichen die Kriminal- 
ſtrafe vollſtändig auszuſchließen. Es ſoll aber damit nur begründet 
werden, daß der Entwurf ſich auf dem von ihm bezüglich des Jugend- 
ſtrafrechts eingeſchlagenen Wege vor „radikalen Schritten“ hüten 
mußte.?) Der Vorentwurf läßt eventuell Überweiſung zur ſtaatlich 
überwachten Erziehung neben oder anſtatt Strafe zu. Gegen die 
Anordnung von Erziehungsmaßnahmen neben der Strafe iſt nichts 
einzuwenden, da damit dem logiſchen Erfordernis der Trennung von 


79) Das ergibt der Wortlaut des § 69. 

80) Vgl. Motive zum V. E. 1909, S. 256 oben. 

81) Die Gründe, welche die Motive (S. 256) hierfür vorbringen, decken 
ſich mit den von uns oben für die Grenze von 14 Jahren vorgebrachten 
Gründen. Dieſelben ſind auch in den Erl. Bem. zum öſterr. Entwurf einer 
Novelle von 1907 genannt. Vgl. auch Frank in Ref. des R. Str. G. B. S. 269. 
— Dagegen van Calker (Ztſchr. f. Str. W. 30, 288); er hegt Bedenken gegen 
Verzicht auf Strafe innerhalb der Periode von 12—14 Jahren. Dagegen 
auch Birkmeyer (Beiträge I S. 56 ff.) vom Vergeltungsſtandpunkt aus, und 
Köhler (Hirths Annalen 43, 194 ff.). 

Bezüglich der oberen Grenze der Periode der relativen Straf⸗ 
mündigkeit ſprach ſich Weinberg für die Erhöhung auf das 20. oder 
21. Lebensjahr aus (vgl. Zuſammenſtellungen e Außerungen zum 
Vorentwurf, S. 172). 

82) Vgl. Motive zum V. E. 1909, S. 259 u. 260. 
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Strafe und Sicherungsmaßregel Rechnung getragen iſt. Die Anordnung 
von Erziehungsmaßregeln neben der Strafe würde ſich aber in zahl— 
reichen Fällen erübrigen, wenn man in der oben dargelegten Weiſe““) 
Kriminalſtrafe und Erziehung verbinden würde. 

Bei weitem bedenklicher aber iſt die Zuläſſigkeit der Verhängung 
von Erziehungsmaßnahmen ſtatt Strafe. Erſatz der Strafe durch 
reine Erziehungsmaßregeln, welche nur nach dem Geſichtspunkt des 
Wohles des jugendlichen Delinquenten orientiert ſind, widerſpricht 
dem Weſen der Kriminalſtrafe. Eine Erſetzung der Strafe durch 
Erziehung müßte ferner den Erziehungsanſtalten großen Schaden zu- 
fügen, zumal wenn Jugendliche in ihnen untergebracht würden, die 
ſchwere Verbrechen begangen haben.““) Auf ein weiteres Bedenken 
macht Frank aufmerkſam :s?) „Die Eltern, die ihre Kinder nicht oder 
nur ſchlecht erziehen, brauchen nur dafür zu ſorgen, daß dieſe eine 
ſtrafbare Handlung begehen. Dann werden ſie nicht nur der Sorge 
für die Kinder überhoben, ſondern verſchaffen ihnen auch eine beſſere 
Erziehung und Ausbildung, als ſie es ſonſt vielleicht vermöchten.“ 

Andererſeits können die Beſtimmungen des § 69 auch zu Härten 
führen. Daß dem Richter die Möglichkeit gegeben wird, bei gering— 
fügigen Delikten Jugendlicher, die auf jugendlichen Leichtſinn oder 
jugendliche Unerfahrenheit zurückzuführen ſind, von Strafe ganz ab- 
zuſehen, ſteht in Einklang mit der Volksanſchauung und mit einer 
wohl verſtandenen Vergeltungsidee, wofern man den Gedanken der 
Vergeltung nicht forciert. Das Abſehen von Strafe läßt ſich für dieſe 
Fälle durchaus unter dem Geſichtspunkt der „Strafmündigkeit“ erklären. 
Die Motive find ſelbſt der Anſicht, daß bei dem Delikt eines Jugend- 
lichen aus „Unerfahrenheit“ oder „Leichtſinn“ Strafe ungerecht⸗ 
ſeitigt iſt. Der Begriff „Unerfahrenheit“ bedeutet: mangelndes 
Erfahrungswiſſen. Dabei fehlt alſo dem Täter die Einſicht in die 
ſoziale und ethiſche Bedeutung der Tat. Der „Leichtſinn“ beſteht in 
einer ſchnellen, voreiligen Entſcheidung für irgend etwas, was einen 
Augenblickswert hat, ohne Abwägen der dagegen ſprechenden Gründe, 
ohne Durchdenkung all' der möglichen Folgen. Eine Handlung aus 


8s) Vgl. oben $ 14 S. 50 ff. | 
84) Leonhard in „Das Recht“ 14 ©. 789— 799; vgl. Zuſammenſtellung 
gutachtlicher Außerungen, S. 177, 178. 
85) Siehe Zuſammenſtellung gutachtlicher Außerungen, S. 179. 
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Leichtſinn ift eine impulſive, triebmäßige Handlung, nicht aber eine 
„gewollte“ Handlung. Unerfahrenheit und Leichtſinn bei Jugend. 
lichen ſind ein Beweis 15 ein Minus bezüglich der geiſtigen oder 
ſittlichen Reife. 


Aber in dieſen Fällen wird auch die Anordnung von Erziehungs⸗ E 
maßnahmen, die doch, um Zweck und Sinn zu haben, ſtets von 
längerer Dauer ſein müſſen, vielfach überflüſſig ſein. Eine Ermahnung 
und Belehrung über die ſoziale Schädlichkeit und ethiſche Verwerflich⸗ 
keit der Tat wird oft genügen, um den Täter vor weiterem norm⸗ 
widrigen Verhalten abzuhalten. Trotzdem will der Vorentwurf in 


dieſen Fällen mit Erziehungsmaßregeln vorgehen, wie folgende Be⸗ 1 


merkung der Motive nahelegt: Der Entwurf wolle den „viel und mit 
Recht beklagten Zuſtand“ beſeitigen, „daß gegen Jugendliche auch 
wegen verhältnismäßig geringfügiger oder nur aus der Unerfahrenheit 
oder dem Leichtſinn ihres Alters entſprungener Straftaten mit Strafen, 
namentlich auch mit Freiheitsſtrafen, vorgegangen werden muß, die auf 
ihren ſittlichen Zuſtand wie auf ihr Fortkommen im Leben nachteilig 
einwirken, und daß dieſe Beſtrafung erfolgt, obwohl die ſtrafbare 
Handlung nur aus mangelnder oder unvollendeter Erziehung hervor⸗ 


gegangen war und daher Erziehungsmaßregeln notwendiger wären als 


Strafe“. se) Tatſächlich iſt nach der Faſſung des § 69 für den Fall, 
daß keine Strafe verhängt wird, nicht die Möglichkeit gegeben, von 
der Anordnung von Erziehungsmaßnahmen Abſtand zu nehmen. Da⸗ 
gegen aber iſt mit Hoegel einzuwenden: „So wenig man einen 
Studenten wegen nächtlichen Einſchlagens von Laternen oder Wache- 
beleidigung in eine Beſſerungsanſtalt ſtecken wird, ſo wenig iſt dieſe 
Maßregel wegen einer der gewöhnlichen Straffälligkeiten ungebildeter 


Jugendlicher geboten. Die Vorausſetzung der Abgabe in eine 
Beſſerungsanſtalt — und auf das kommt die Fürſorge regelmäßig 


hinaus — ſoll nur bei ſolchen Jugendlichen erfolgen, deren ſittliche 
Verwahrloſung droht. Für alle anderen wäre dieſe Maßregel eine 
ſehr bedenkliche Fürſorge; denn abgeſehen von der Härte, die in der 
Dauer der Verwahrung liegt und ſie als Freiheitsſtrafe empfinden 

läßt, bietet für beſſere Elemente der Aufenthalt in einer Beſſerungs. 
anſtalt, mag dieſe noch fo glänzend und daher unpraktiſch eingerichtet 


86) Motive S. 259. 
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fein, eine bedenkliche Sache. Gerade die in England gewonnenen 
Erfahrungen weiſen darauf hin.“) 

Der Vorentwurf will Jugendliche vom Strafrecht nicht vollſtändig 
eximieren. Im Strafrecht aber verdient das jugendliche Alter beſondere 
Rückſichtnahme nur unter dem Geſichtspunkt der geringeren Schuld— 
fähigkeit. Die ſtrafrechtliche Jugendlichenfrage iſt eine Frage ihrer 
Zurechnungsfähigkeit. Das erkennen die Motive auch an, wenn ſie 
z. B. die Hinaufrückung der oberen Grenze der Periode abſoluter 
Strafunmündigkeit damit rechtfertigen, daß „Kinder im Alter von 
12 bis 14 Jahren faft durchweg ſittlich und geiſtig noch 
dergeſtalt in der Entwicklung begriffen und unfertig ſind, 
daß fie ſtrafrechtlich am beſten nicht verantwortilch gemacht werden.““) 
An anderer Stelle jagen die Motive ausdrücklich:“') „Es iſt auch 
grundſätzlich richtig, in dieſem Punkte“ — bezüglich der Schuldfähigkeit 
— „Jugendliche, ſoweit deren Strafbarkeit in Hinſicht auf das Alter 
überhaupt anerkannt wird, mit Erwachſenen gleich zu behandeln. 
Denn die ſubjektive Fähigkeit, ein Delikt zu begehen, gehört zum 
Begriffe der Zurechnungsfähigkeit, die bei jugendlichen Verbrechern 
von keiner anderen Art iſt als bei Erwachſenen. Auch in der Periode 
der bisherigen bedingten Zurechnungsfähigkeit vom vollendeten 12. bis 
zum 18. Lebensjahre bildet das rechtliche Unterſcheidungsvermögen 


lediglich einen notwendigen Beſtandteil der allgemeinen kriminellen 
Zurechnungsfähigkeit.“ 


Beizupflichten iſt den Motiven darin, daß die zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit erforderliche Einſicht als Kriterium der Straf- 


mündigkeit unzureichend iſt. Denn: „Tatſächlich wird in ihm ein— 


ſeitig nur die Fähigkeit des Verſtandes hervorgehoben. Die 
bloße Kenntnis des Unterſchiedes zwiſchen Recht und Unrecht 
bildet aber keinen genügenden Maßſtab für die ftrafrechtliche 
Verantwortlichkeit. Es kommt vielmehr auf die „Geſamtentwicklung 
der Perſon', nicht bloß des Verſtandes, ſondern auch der ſitt— 


87) Hoegel, Die Einteilung der Verbrecher in Klaſſen, S. 103. An⸗ 
ſchließend jagt Hoegel: „. .. ich bin in dieſer Richtung ... weſentlich 
ſkeptiſcher geworden und kann meine ſeinerzeitige — Straffälligkeit und 


Strafzumeſſung, S. 177 — Befürwortung der Beſſerungsanſtalten nicht 


WW3fNafrecht erhalten.“ 
88) Motive S. 256. 
89) Motive S. 258. 
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lichen Begriffe und des Willens an. Dieſe Momente aber find 
bisher vom Geſetze nicht berücksichtigt. Iſt mithin der Begriff un 
zureichend, ſo iſt ihm auch mit Recht der Vorwurf einer gewiſſen | 
Unklarheit gemacht.““) Damit geben die Motive von vornherein zu, 
daß ein intellektuelles und ein Willensmoment die Strafmündigkeit 
ausmachen. Wenn man den Begriff der zur Erkenntnis der Straf⸗ 
barkeit erforderlichen Einſicht als „unklar“ und „unzureichend“ erkannte, 
ſo hätte man folgerichtig dieſen Begriff durch eine klare Formulierung 
erſetzen und durch das Willensmoment ergänzen müſſen. Die erſatz⸗ 
loſe Beſeitigung der „Einſicht“ wäre, wie bereits früher betont, die 
richtige Konſequenz nur, wenn es ſich um einen als überflüſſig 
erwieſenen Begriff handelte. Dieſer Beweis iſt aber für das Jugend⸗ 
ſtrafrecht im überkommenen Sinne, d. h. wenn man Jugendliche 
überhaupt kriminell ſtrafen will, nicht zu führen. En; 
Nun behaupten aber die Motive,“) „daß mit der Beſeitigung 
dieſes Erforderniſſes keine wirklich weſentliche Schutzwehr für die 
Jugendlichen fällt“. Das trifft aber ſchon inſofern nicht zu, als durch 
die beſondere Anweiſung zur Prüfung der „Einſicht“ der Richter 
darauf hingelenkt wurde, daß bei Jugendlichen die Präſumption für 
Zurechnungsunfähigkeit ſtreitet. Es kann zwar nicht geleugnet werden, 
daß nach Bejahung der „Einſicht“ im konkreten Fall Zurechnungs⸗ 
fähigkeit bei Jugendlichen angenommen werden kann, wo dieſe in 
Rückſicht auf einen Mangel hinſichtlich der ſittlichen Reife nicht 
beſteht. Aber Mangel der ſittlichen oder der intellektuellen 
Reife iſt ein Grund der Zurechnungsunfähigkeit. Für die Fälle 
alſo, wo ein Minus bezüglich der intellektuellen Reife vorliegt, bildet 
das Erfordernis der „Einſicht“ dem Jugendlichen doch eine Schutzwehr, 
wie Frank, Kitzinger, Kriegsmann, von Liſzt mit Recht betonen.“) 
Sollte der Begriff der „Einſicht“ aber für die Jugendlichen 
tatſächlich keine Schutzwehr bedeuten, ſo würde das auf eine 
„recht äußerliche, ſchematiſche“ Anwendung desſelben zurückzuführen 
ſein, welche die Motive der Praxis zum Vorwurf machen. Das aber 
hätte für den Vorentwurf nur die Veranlaſſung dafür werden dürfen, 
die Prüfung der Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher dem Richter durch 


90) Motive S. 257. 

91) Motive S. 258. i 

92) Zuſammenſtellung gutachtlicher Außerungen zum Vorentwurf, 
S. 173, | 
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eindringliche Anweiſung, vor allem eine geeignete Formulierung der 
Kriterien der Strafmündigkeit zur Pflicht zu machen. Insbeſondere 
ſollte auch der Richter verpflichtet ſein, ſich ſtets poſitiv über die 
Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher auszusprechen.“) 

Es ſoll nicht geleugnet werden, daß dem Richter eine ſchwere und 
ernſte Aufgabe zugemutet wird, wenn er in jedem konkreten Fall die 
Zurechnungsfähigkeit des Jugendlichen prüfen und über ihr Vor⸗ 
handenſein oder Fehlen entſcheiden ſoll. Aber es handelt ſich um 
Dinge, die feſtzuſtellen er ſich zutrauen darf. Es wird ja nicht die 
unnötige und die Kräfte eines jeden Menſchen überſteigende An⸗ 
forderung an den Richter geſtellt, im konkreten Falle die „Willenz- 
freiheit“ im metaphyſiſchen Sinne feſtzuſtellen. 

Der erſatzloſen Beſeitigung der „zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
erforderlichen Einſicht“ könnte man allenfalls von dem in den Motiven 
angegebenen Geſichtspunkt aus zuſtimmen, daß der Begriff der Zu— 
rechnungsfähigkeit für Jugendliche derſelbe ſei, wie für Erwachſene. 
Abgeſehen davon, daß dann die Präſumption der Zurechnungsunfähigkeit 
bei Jugendlichen und die Anweiſung an den Richter, die Zurechnungs- 
fähigkeit eines Jugendlichen in jedem konkreten Falle zu prüfen, fehlen 
würde, iſt aber auch in dieſem Falle unerläßliche Vorausſetzung, daß 
der allgemeine Begriff der Zurechnungsfähigkeit eine richtige Formu⸗ 
lierung gefunden hat. Das trifft aber für den Vorentwurf von 1909 
nicht zu. Denn im § 63 Abſ. 1 iſt nur das Willensmoment — 
alſo das eine Kriterium der Zurechnungsfähigkeit wie Strafmündig⸗ 
keit — hervorgehoben. Überdies hätte dann im § 63 Abſ. 1 unter 
den Gründen, welche die Zurechnungsfähigkeit ausſchließen können, 
neben den pathologiſchen Zuſtänden auch die „mangelnde geiſtige oder 

ſittliche Reife“ genannt werden müſſen. 
Der Vorentwurf ſchließt die Anwendung der Kriminalſtrafe Bei 
| Jugendlichen nicht aus. Aber er wollte bei jugendlichen Delinquenten 
Vergeltungsidee und Erziehungsgedanken gleichwertig miteinander in 
der Weiſe verbinden, daß keiner dominieren ſoll. Es liegt auf der 
Hand, daß er dann die Fixierung von Kriterien der Strafmündigkeit 
Jugendlicher fallen laſſen mußte. Nach dem Vorentwurf aber ſcheiden 
ſich die Jugendlichen der Periode von 14 bis 18 Jahren nicht in 


93) So verlangt es auch Gretener; ſiehe Zuſammenſtellung gutacht- 
licher Außerungen, S. 174. 
* . . 7* 
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Strafmündige und Strafunmündige, fondern in zwei andere Gruppen: 
Eine Gruppe von jugendlichen Delinquenten, bei denen Erziehungs⸗ 
mangel als Urſache der ſtrafbaren Handlung oder „ſonſt“ Erziehungs⸗ 
bedürftigkeit feſtgeſtellt wird, und eine zweite Gruppe, bei der dieſer 
Mangel nicht feſtgeſtellt wird. Auf dieſer Grundlage indes kann man 


nicht ſagen: Zugehörige der einen Gruppe ſind kriminell zurechnungs⸗ | 


fähig und demgemäß kriminell ſtrafbar, die der anderen Gruppe dagegen 
nicht. Tatſächlich greift dieſe Zweiteilung in den Beſtimmungen des 
8 69 V. E. nicht durch. Solche Jugendliche, bei denen nicht das Delikt 
„hauptſächlich als Folge mangelhafter Erziehung“ erſcheint und nicht 
„ſonſt anzunehmen iſt, daß Erziehungsmaßregeln erforderlich ſind, um 
den Täter an ein geſetzmäßiges Leben zu gewöhnen“, ſollen unbedingt 
mit Kriminalſtrafe belegt werden. Aber auch die im Sinne des § 69 
Abſ. 2 Erziehungsbedürftigen kann der Richter kriminell ſtrafen, da 
er ja nicht obligatoriſch zur Anordnung von Erziehungs⸗ 
maßnahmen verpflichtet iſt. Der Vorentwurf läßt aber zu, daß der 
Richter bei den letzteren neben oder ag e Fo 
Freiheitsſtrafe, jedenfalls alſo erſt in zweiter Linie die 
Anordnung „ſtaatlich überwachter Erziehung“ ins Auge faſſen kann. 
Freiſprechung Jugendlicher wegen fehlender Schuld iſt nach dem Vor⸗ 
entwurf nicht möglich. Damit präſumiert der Geſetzgeber bei Jugend⸗ 
lichen die Zurechnungsfähigkeit genau ſo wie Erwachſenen. Das 
jugendliche Alter gilt nur mehr als Strafmilderungsgrund, nicht als 
Schuld- und damit Strafausſchließungsgrund. Das iſt das Ergebnis 
der „Reform“ des geltenden Jugendſtrafrechts durch den Vorentwurf. 

Die ganze Regelung der Jugendlichenfrage im deutſchen Vor⸗ 
entwurf von 1909 klingt an die in den Schweizer Vorentwürfen 
nach 1903 gegebene Löſung des Problems an. Während aber die 
Schweizer Entwürfe in der Beziehung konſequent geweſen ſind, als 
fie Jugendliche überhaupt von Kriminalſtrafe ausnehmene:) und nur 
behandeln wollen, wird hier in ähnlicher Weiſe der Gedanke der Er- 
ziehung hervorgekehrt, aber die Kriminalſtrafe beibehalten. Dieſe 
Mittelſtellung des Vorentwurfs zwiſchen dem überkommenen Strafrecht, 
den Grundlagen des überlieferten Jugendſtrafrechts und den „neuen 


94) Dies mit Einſchränkung; Art. 11octies des Vorentwurf von 1912 
will doch inkonſequenterweiſe jugendliche Schwerverbrecher kriminell 
ſtrafen („malitia supplet aetatem“ ?). 


— 
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Horizonten“ ift in jeder Beziehung haltlos. Entweder hätte der Vor- 
entwurf wenigſtens konſequent ſein und Kriminalſtrafe für Jugendliche 
ausſchließen ſollen, oder aber er hätte, wenn er Jugendliche nicht von 
der Anwendung der Kriminalſtrafe eximieren wollte, den allein in 
Frage kommenden Weg einſchlagen und für die Periode der „relativen“ 
Strafmündigkeit die Beſtrafung von der Feſtſtellung der geiſtigen und 
ſittlichen Reife, d. h. der Zurechnungsfähigkeit des Jugendlichen, 
abhängig machen müſſen. Der Entwurf hat auch mit der von ihm 
gegebenen Löſung der Jugendlichenfrage, die durchaus unlogiſch und 
unabgeklärt iſt, weder die prinzipiellen Anhänger einer Beſtrafung 
Jugendlicher, noch auch diejenigen ganz befriedigen können, welche 
den Gedanken der Erziehung bei der Auswahl der gegen Jugendliche 
anzuwendenden Maßnahmen in der Weiſe dominieren laſſen wollen, 
daß Kriminalſtrafe, wo nur immer möglich, bei Jugendlichen durch 
Erziehungsmaßnahmen ohne Strafcharakter zu erſetzen ſei. Die 
Regelung der Jugendlichenfrage im Vorentwurf ſtellt einen unglüd- 
lichen Kompromißverſuch zwiſchen den zwei extremen Standpunkten 
dar, der in der Praxis ganz unbefriedigende Ergebniſſe hätte zeitigen 
müſſen. Die §8 69, 70 des Vorentwurfs konnten nicht Geſetz 
werden. | 

2. Der Gegenentwurf von 1911. 
§ 20. 

Daß die Regelung der Jugendlichenfrage im Vorentwurf von 1909 
theoretiſch unhaltbar und praktiſch unbrauchbar iſt, haben die Berfaffer 
des Gegenentwurfs erkannt und eine Löſung der Jugendlichenfrage 
gegeben, die — unbeſchadet der ihr anhaftenden Mängel — doch ſehr 
vorteilhaft vom Vorentwurf von 1909 abſticht. g 

Auch im Gegenentwurf bildet das 18. Lebensjahr die Scheide⸗ 
grenze zwiſchen Jugendlichen und Erwachſenen. Innerhalb des 
jugendlichen Alters geht die Periode abſoluter Strafunmündigkeit bis 
zum 14. Lebensjahr. Die Periode „relativer“ Strafmündigkeit reicht 
alſo auch hier vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. 
Nach § 16 Abſ. 1 bildet das Kriterium der Strafmündigkeit „die 
Fähigkeit, die Bedeutung der Handlung für die 
Rechtsordnung und ihre Tragweite für den Täter 
richtig zu würdigen“. Wird dieſe Fähigkeit feſtgeſtellt, ſo 
tritt Beſtrafung ein. Die Grundſätze, welche für die Beſtrafung gelten 
ſollen, weichen im allgemeinen von denen des Vorentwurfs nicht ab; 
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es kommen ebenfalls die Vorſchriften über den Verſuch zur Anwendung 
(S 28). Nach § 17 Abſ. 1 kann das Gericht auch bei den nach 
§ 16 Abſ. 2 zu beſtrafenden Jugendlichen „Unterbringung in eine 
Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt oder anderweitige Überweiſung zur 
ſtaatlich beaufſichtigten Erziehung nach Maßgabe der hierfür beſtehenden 
Geſetze“ anordnen, falls „die Tat hauptſächlich als Folge mangelhafter 
Erziehung erſcheint“, und in dieſem Falle iſt „von einer Freiheitsſtrafe 
abzuſehen“. Schließlich kommt hier noch 8 18 Abſ. 2 S. 3 in 
Betracht: „Erfordert der Geiſteszuſtand des Jugendlichen die Unter⸗ 
bringung in eine ſtaatlich überwachte Erziehungs⸗, Heil⸗ oder Pflege⸗ 
anſtalt, ſo gilt für den in dieſen Anſtalten verbrachten Zeitraum die 
Strafe als verbüßt.“ Nach S 17 Abſ. 2 kann nachträglich 
durch das Gericht „Unterbringung in eine Erziehungs- oder Beſſerungs⸗ 
anſtalt oder anderweitige Überweiſung zur ſtaatlich beaufſichtigten 


Erziehung nach Maßgabe der hierfür beſtehenden Geſetze“ angeordnet 


werden, „falls nach Anſicht und auf Antrag der Strafanſtaltsbehörde 
auch nach Verbüßung der Freiheitsſtrafe fortdauernde Erziehungs⸗ 
maßregeln erforderlich und geeignet erſcheinen, um den Täter an ein 
geſetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen“. Nach § 18 Abi. 1 
tritt ferner für Jugendliche, die nach S 16 Abſ. 2 zu beſtrafen ſind, 
Stellung unter Schutzaufſicht ein, wenn gemäß § 13 Abſ. 2 „die 
Fähigkeit, die Strafbarkeit ſeiner Tat einzuſehen oder dieſer Einſicht 
gemäß zu handeln“, zur Zeit der Handlung durch Bewußtſeinsſtörung 
und krankhafte Störung der Geiſtestätigkeit „zwar nicht ausgeſchloſſen, 
aber in erheblichem Grade herabgeſetzt“ war. Die Schutzaufſicht kann 
gemäß § 60 „vom Vormundſchafsgericht nach Anhörung der Gefängnis⸗ 
verwaltung“ angeordnet werden. Im Falle der Beſtrafung erfolgt nach 
§ 18 Abſ. 2 allgemein „Stellung unter Schutzaufſicht nach Verbüßung 
oder Erlaß der Freiheitsſtrafe“. Freiheitsſtrafen bei Jugendlichen ſind 
nach § 18 Abſ. 2 S. 2 und 3 in Verbindung mit § 13 Abſ. 3 
„unter Berückſichtigung ihres Geiſteszuſtandes“, eventuell „in beſonderen 
Anſtalten oder Abteilungen zu vollſtrecken“. Nach § 52 Abſ. 1 ſind 
in geeigneten Fällen an Gefangenen bis zum vollendeten 21. Lebens⸗ 
jahr Gefängnisſtrafen von einem Jahr an und Zuchthausſtrafen bis 
zu 3 Jahren „in beſonderen Anſtalten oder Abteilungen nach den für 
den Strafvollzug an Jugendlichen geltenden Vorſchriften“, aber unter 
Trennung von den Jugendlichen einerſeits und Abſonderung der Ge⸗ 
fängnisgefangenen von Zuchthausgefangenen andererſeits zu vollziehen. 
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Falls „die Fähigkeit, die Bedeutung der Handlung für die Rechts- 
ordnung und ihre Tragweite für den Täter richtig zu würdigen“ nicht 
feſtgeſtellt werden kann, jo iſt der Täter nach § 16 Abſ. 1 ſtraflos 
Bei Freiſpruch oder Außerverfolgungſetzung auf Grund des § 16 Abſ. 1 
kann das Gericht Erziehungs⸗ oder Beſſerungsmaßnahmen anordnen, 
„falls die Tat hauptſächlich als Folge mangelhafter Erziehung 
erfcheint“. Gemäß S 17 Abſ. 2 iſt auch nachträgliche Anordnung 
derſelben möglich. 

Bezüglich der fachlichen Abweichungen des Gegenentwurfs vom 
Vorentwurf in der Jugendlichenfrage iſt der Begründung zum Gegen⸗ 
entwurf's) zu entnehmen, daß derſelbe „Verbeſſerung und Vervoll— 
ſtändigung“ getroffen habe „in Beziehung auf das Kriterium der 
Strafbarkeit, auf das Verhältnis von Strafe und Erziehung, Straf⸗ 
vollzug und Anſtaltspflege und auf die Schutzaufſicht über vermindert 
zurechnungsfähige Jugendliche“. 

Der Gegenentwurf geht grundſätzlich davon aus, daß Jugendliche 
nicht vollſtändig von Kriminalſtrafe zu eximieren ſind. Aber er trägt 
der widerleglich präſumptiven Zurechnungsunfähigkeit Jugendlicher 
Rechnung und macht die Verhängung von Kriminalſtrafe zutreffend 
davon abhängig, daß im konkreten Fall die zur kriminaliſtiſchen Zu- 
rechnungsfähigkeit erforderliche pſychiſche Verfaſſung gegeben war. Im 
Gegenſatz zum Vorentwurf ſtellt alſo der Gegenentwurf ein Kriterium 
der „Strafmündigkeit“ auf, und damit erlangt die Altersſtufe von 
14 bis 18 Jahren im Gegenentwurf wirklich die Bedeutung einer 
Periode „relativer“ Strafmündigkeit. | 

In betreff des Kriteriums der „Strafbarkeit“ gehen die Motive, 
indem ſie auf die gegenüber dem Vorentwurf von von Liſzt,““) 
Gretener,) Frank's) geäußerte gleiche Anſicht verweiſen, richtig davon 
aus, daß das Kriterium der Strafbarkeit „nicht mehr einſeitig in die 
intellektuelle Reife des Jugendlichen verlegt“ werden dürfe. Der 
Gegenentwurf hält alſo eine Ergänzung, nicht die Beſeitigung der 
„Einſicht“ für notwendig, und die Motive bringen auch zum Ausdruck, 
daß die Jugendlichen ſonſt gegenüber dem geltenden Strafrecht ſchlechter 

os) Begründung zum Gegenentwurf S. 18, zu §§ 1518. 

96) Ztſchr. f. Str. W. 30, S. 258. 


7) Gretener, Zurechnungsfähigkeit im Vorentwurf, S. 85, 91. 
es) Reform des Reichsſtrafgeſetzbuches I S. 273. 
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geſtellt wären; für fie dürfe nicht die gleiche geſetzliche Vermutung der 4 
Zurechnungsfähigkeit gelten. Die Gründe, die früher für die Aufftelung 
einer Altersſtufe der zweifelhaften Zurechnungsfähigkeit beſtimmend 
geweſen ſeien, wirkten heute und für alle Zeit in gleicher Stärke fort. 

Als „Kriterium der Strafbarkeit“ ſtellt der Gegenentwurf auf „die 
Fähigkeit, die Bedeutung der Handlung für die Rechtsordnung und 
ihre Tragweite für den Täter richtig zu würdigen“. Dieſe Formulierung 
ſoll „die Würdigung der Geſamtperſönlichkeit des Täters“ ermöglichen 
und fordern. | 

„Die Fähigkeit, die Bedeutung der Handlung für die Nechts- 
ordnung richtig zu würdigen“ iſt — kurz geſagt — das Intelligenz⸗ 
moment des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit in dem Sinne, wie es 


bisher zur Strafmündigkeit Jugendlicher erfordert wird. Aber „die 
Bedeutung der Handlung für die Rechtsordnung“ ſagt mehr als: „die 


rechtliche Bedeutung der Tat“. Zur Einſicht in „die Bedeutung der 
Handlung für die Rechtsordnung“ gehört die Erkenntnis des Wertes 
bezw. Unwertes der Handlung vom ſozialen wie ethiſchen 
Geſichtspunkt aus. Der Ausdruck „würdigen“ iſt beſſer als der farb⸗ 
loſe Ausdruck „einſehen“; „würdigen“ iſt intellektuelles Beurteilen, 
Werten. | ? 
Diefes Moment wird ergänzt durch ein zweites: „die Fähigkeit, 
die Tragweite der Handlung für den Täter richtig zu würdigen“. 
Durch dieſes Erfordernis wird das Intelligenzmoment erweitert. Es 
wird ebenfalls die Fähigkeit zur Würdigung verlangt. Dieſes 
zweite Moment iſt alſo auch ein Ausfluß derſelben menſchlichen 
Intelligenz, auf welche die Fähigkeit zur Erkenntnis der rechtlich⸗ 
ethiſchen Bedeutung einer Handlung zurückgeht. Das Willensmoment 
des Begriffs der Strafmündigkeit, d. i. der Zurechnungsfähigkeit 
Jugendlicher, iſt in der Formulierung des Gegenentwurfs gar nicht 
zum Ausdruck gebracht, und deshalb ſind die Motive zu Unrecht der 
Meinung, daß damit eine „Würdigung der Geſamtperſönlichkeit des 
Täters“ in der Weiſe ermöglicht ſei, wie ſie die Vorausſetzung für eine 
kriminelle Beſtrafung Jugendlicher bilden muß. Den Grund für die 
Ausſchaltung des Willensmoments möchte man auf den erſten Blick 
darin ſuchen, daß die Verfaſſer des Gegenentwurfs das „häklige“ 
Willensproblem aus dem Strafrecht beiſeite laſſen wollten. Das lag 


aber den Verfaſſern des Gegenentwurfs offenbar fern. Denn man hat 2 


ja im 8 13 zur kriminaliſtiſchen Zurechnungsfähigkeit neben der 
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= Fähigkeit, „die Strafbarkeit ſeiner Tat einzuſehen“, auch die Fähigkeit, 


„dieſer Einſicht gemäß zu handeln“ gefordert. Das aber iſt der 
pſychologiſche Willensbegriff, das zweite Element der Strafmündigkeit. 
° Wenn der Gegenentwurf als Plus an intellektueller Fähigkeit 
verlangt, daß der Täter imſtande war, die Tragweite der Handlung 
für ihn ſelbſt richtig zu würdigen, ſo iſt dieſe Formulierung zunächſt 
unklar: Würdigte der Täter die Tragweite der Handlung für ſich ſelbſt 
richtig, wenn er ſich bezüglich der Größe der durch eine ſtrafbare Tat 
verwirkten Strafe irrte? Fernerhin wird auch der Täter, wenn er in 
der Lage war, die fozial-ethifche Bedeutung der Handlung ſich klar zu 


machen, im allgemeinen befähigt geweſen ſein, die geſellſchaftlichen 


Folgerungen, welche ſich für ihn aus der Tat ergeben, zu begreifen. 

Des weiteren iſt gegenüber dem Gegenentwurf hervorzuheben: 
Beſtimmungen über die Anordnung von Erziehungsmaßnahmen bei 
ſtrafunmündigen Jugendlichen gehören nicht ins Strafrecht. 
Variieren von Kriminalſtrafe und reinen Erziehungsmaßnahmen iſt 
mit einem Vergeltungsſtrafrecht unvereinbar und führt zu einer Ver⸗ 
wiſchung des Unterſchiedes zwiſchen Erziehungsmaßnahmen und 


pädagogiſcher Strafe einerſeits und Kriminalſtrafe andererſeits. 


Der Gegenentwurf) lehnt den Grundſatz der vollſtändigen 
Trennung vermindert zurechnungsfähiger Jugendlicher von vollwertigen 
Altersgenoſſen beim Strafvollzug ab und beruft ſich für ſeine Anficht!‘‘) 
auf das Urteil „erfahrener Strafanſtaltsdirektoren und Pſichiater“, 
welche „verſichern, daß unter den jugendlichen minderwertigen Sträf— 


lingen ſich nicht wenige finden, welche im gewöhnlichen Straf— 
vollzug mitgenommen werden können, ja daß es bei manchen ſogar 


beſonders vorteilhaft ſei, unter geſunde gleichalterige Jugendgenoſſen 
eingereiht zu ſein, und daß andererſeits für die Vollwertigen daraus 
kein Nachteil befürchtet werden müſſe“. Aber es ſind doch Fälle denkbar 
— $ 175 R. Str. G. B. —, in denen eine Abſonderung des zumeiſt 


minderwertigen und darum vermindert zurechnungsfähigen Individuums 


n 


durchaus geboten iſt. Es wäre bedenklich, in dieſem Punkte, wo die 
Anſichten ſo ſehr auseinandergehen, „Abſonderung oder Gemeinſchaft 
dem diskretionären Ermeſſen der Anſtaltsleiter und Arzte“ zu überlaſſen. 
Deshalb iſt eine geſetzliche Beſtimmung über die Abſonderung vermindert 


99) Vgl. Begründung zum Gegenentwurf, ©. 21. 
100) Ebenda S. 19 unten. 
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zurechnungsfähiger Jugendlicher von vollwertigen Jugendlichen nicht 
zu umgehen. Sie wird trotz ihrer — an ſich nicht gerechtfertigten - 
Verallgemeinerung mehr Nachteile verhüten, als Vorteile unmöglich 
machen. ü 
3. Der neueſte Kommiſſionsentwurf. 
§ 21. 

Auf die offenkundigen Mängel des Vorentwurfs bezüglich des 
Jugendſtrafrechts iſt die Tatſache zurückzuführen, daß der neueſte 
Kommiſſionsentwurf zu den Grundlagen des überkommenen Jugend⸗ 
ſtrafrechts zurückgekehrt iſt. | 

Wie der Vorentwurf und der Gegenentwurf hält auch der 
Kommiſſionsentwurf an der Altersgrenze von 14 Jahren für die 
Periode der abſoluten Strafunmündigkeit feſt. Die im Vorentwurf 


§ 69 aufgegebene „relative“ Strafmündigkeit der Altersklaſſe von 


14 bis 18 Jahren iſt vom Kommiſſionsentwurf wiederhergeſtellt 
worden. Jugendliche dieſer Altersperiode ſollen ſtraflos ſein, „wenn 
fie wegen zurückgebliebener Enie; 
mangels der erforderlichen geiſtigen oder ſitt⸗ 
lichen Reife nicht die Fähigkeit he; oo 
Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder i m 
Willen dieſer Einſ icht gemiß ] ] 
Wenn bei einem jugendlichen Täter dieſe Fähigkeit bejaht wird, 
ſollen „die milderen Vorſchriften über Beihilfe, Verſuch uſw.“ e) für 4 
die Beſtrafung zur Anwendung kommen. Ausgeſchloſſen ſind bei 
Jugendlichen Zuchthaus⸗ und lebenslange Freiheitsſtrafen, Ehren- 
ſtrafen, Aufenthaltsbeſchränkung und Arbeitshaus, dagegen nicht 
Schärfungen der Gefängnisſtrafe ($ 18), wie es nach dem Vorentwurf 
von 1909 der Fall fein ſollte. e?) Nebenſtrafen, ſichernde Maßnahmen 
ſind neben der gemilderten Strafe zuläſſig, Strafſchärfungen bei 
vermindert zurechnungsfähigen Jugendlichen ausgeſchloſſen.““s) n 

„Die im Vorentwurf (§ 70) angeordnete Unterbringung der 
jugendlichen Gefangenen in beſonderen, für ſie ausſchließlich beſtimmten 


101) Ebermayer, S. 19. | 

102) Lucas, in der Dtſch. Juriſten⸗Ztg. 1911 Sp. 1354. Das erſcheint 
in Rückſicht auf die noch nicht abgeſchloſſene phyſiſche eee 5 1 
licher bedenklich. Be 

103) Shermaher, S. 16, Nr. 2. 


.. —˙ A 
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Anſtalten oder Abteilungen“ ſoll nur für Strafen von mehr als 
einem Monat gelten. Nach einem Beſchluß der zweiten Leſung 
können Jugendliche in dieſen Anſtalten über das 18. Lebensjahr, 


jedoch nicht über den Zeitpunkt der Volljährigkeit hinaus angehalten 
werden. 1) Die Abſonderung vermindert zurechnungsfähiger Jugend— 


licher von anderen Jugendlichen iſt aufgegeben. Die nach $ 22 V. E. 
von 1909 obligatoriſche Einzelhaft im Anfange der Strafzeit ſoll bei 


Jugendlichen nur zur Anwendung kommen, wenn ſie wegen ſchädlichen 


Einfluſſes eines jugendlichen Gefangenen auf Mitgefangene oder aus 
anderen Gründen angemeſſen iſt. 

Nach § 69 Abſ. 2 des Kommiſſionsentwurfs iſt Anordnung v von 
Erziehungsmaßregeln „neben der Strafe zuläſſig, ſowie, wenn ſolche 
Maßregeln nach der Beſchaffenheit der Tat, dem Charakter und der 
bisherigen Führung des Täters ausreichend erſcheinen, an 
Stelle der Strafe“. Die zuläſſigen Erziehungsmaßnahmen ſind: 


„Vermahnung“, Überweiſung in die Zucht des geſetzlichen Vertreters 


oder der Schulbehörde, bezw. bei Fürſorgezöglingen der Fürſorge— 
erziehungsbehörde. Art und Dauer der Fürſorgeerziehung kann im 
konkreten Fall das Strafgericht im Urteil beſtimmen; im allgemeinen 
aber hat dies durch „die nach den Landesgeſetzen zuſtändige Behörde“ 
zu geſchehen. In der zweiten Leſung aber wurde die letztere Beſtimmung 
dahin abgeändert, daß das Gericht dieſe Anordnung nicht treffen darf, 
„ſoweit Fürſorgeerziehung in Frage ſteht“, „wohl aber die vorläufige 
Unterbringung des Jugendlichen anordnen“ kann. “s) 

Verurteilte Jugendliche können nach § 69 durch Beſchluß des 
Gerichts unter Schutzauſſicht geſtellt werden, nach der erſten Leſung 


bis zur Dauer von 2 Jahren, jedoch nicht über das 20. Lebensjahr 


hinaus, nach der zweiten Leſung bis zu 3 Jahren und nicht über das 
21. Lebensjahr hinaus. 06 

Wenn ein Jugendlicher och zurückgebliebener Entwicklung 
oder mangels der erforderlichen geiſtigen oder ſittlichen Reife nicht die 
Fähigkeit beſaß, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder ſeinen 
Willen dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen“, ſo tritt Freiſprechung ein. 


104) Ebermahyer, S. 20 oben, Nr. 8 a. E. 
105) Ebermayer, S. 20 oben. 
106) Ebermaher, ebenda. 
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Nach 8 69 Abſ. 2 kann das Gericht für einen freigeſprochenen 
oder außer Verfolgung geſetzten Jugendlichen wee en ee 
anordnen, „wenn dieſe erforderlich erſcheinen, um ihn an ein geſetz⸗ 
mäßiges Leben zu gewöhnen“. Art und Dauer der Erziehungs. | 
maßnahme im konkreten Fall werden nach dem oben angegebenen Grund-. 4 
ſatz beſtimmt. 1 

Ebenſo wie verurteilte, können auch wegen mangelnder gu- 5 
rechnungsfähigkeit freigeſprochene Jugendliche (S 69) durch Beſchluß 
des Gerichts unter Schutzaufſicht geſtellt werden, nach der zweiten 4 
Leſung bis zur Dauer von 3 Jahren, jedoch nicht über das 21. Lebens⸗ 
jahr hinaus. 

Bezüglich deſſen, was der Kommiſſionsentwurf mit Haan Bor- 
entwurf von 1909 und dem Gegenentwurf im allgemeinen und in 
beſondere in den vom geltenden Strafrecht abweichenden Punkten 
gemeinſam hat, kann auf früher Geſagtes zurückverwieſen werden. 
Das gilt vor allem hinſichtlich der Beſtimmung des § 69 Abſ. 2 über 
die Zuläſſigkeit der Anordnung von Erziehungsmaßnahmen ſtatt 4 
oder neben Strafe. 7) Eine Beſtimmung über die Anordnung von 
Erziehung ſtatt Strafe wäre auch nicht nötig, wenn man bejondere 
Korrektionsanſtalten errichtete. Eine Beſtimmung über Anordnung 
von Erziehungsmaßnahmen neben Strafe betrifft ein dem Straf⸗ 
recht weſensfremdes Rechtsgebiet. =. 

Der Kommiſſionsentwurf will nur dort kriminell ſtrafen, wo 
Schuld vorliegt. Er macht deshalb zutreffend die Beſtrafung Jugend- 4 
licher von dem Vorhandenſein der zur kriminaliſtiſchen Zurechnungs⸗ 
fähigkeit erforderlichen geiſtigen und ſittlichen Reife abhängig. Als 
Kriterium der Strafmündigkeit ſtellt der Kommiſſionsentwurf auf „die 
Fähigkeit, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen und den Willen dieſer 
Einſicht gemäß zu beſtimmen“. Dieſe poſitive Umſchreibung des 
Begriffs der Strafmündigkeit entſpricht der Definition, welche der 
Kommiſſionsentwurf im 8 63 Abſ. 1 für den Begrif der allgemeinen 4 
Zurechnungsfähigkeit gibt. os) E 

107) Vgl. das zum 5 und Gegenentwurf Geſagte, oben 2 
S. 94 f. und S. 105. 1 

108) Siehe Ebermayer, S. 15 unten, S. 19. Der Kommiſſions⸗ 7 
entwurf hat den vom Vorentwurf aufgegebenen Unterſchied zwiſchen Scud. = 


und Strafausſchließungsgründen wieder hergeitellt: § 63 Abf. 1: oz = 
ſchuldhaft handelt, .. 


U 
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Mit dieſer Definition bringt der Kommiſſionsentwurf das 


2 Intelligenz. und das Willensmoment, dieſe beiden Kriterien der 
Strafmündigkeit, zum Ausdruck. Das Intelligenzmoment leidet aber 


an einer unklaren Ausdrucksweiſe: Der Kommiſſionsentwurf verlangt 
„die Fähigkeit, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen“. Soll 
damit die Fähigkeit gemeint ſein, ſich von dem geſetzlichen Verbote 


Kenntnis zu verſchaffen? Der Begriff „das Ungeſetzliche der Tat“ 
bedürfte zuvörderſt einer Auslegung des Geſetzgebers, was darunter zu 


verſtehen it. 

Wenn der Geſetzgeber weiterhin beim zurechnungsfähigen Täter 
die Fähigkeit vorausſetzt, den Willen der Einſicht gemäß zu be- 
ſtimmen, ſo nimmt er damit in die Legaldefinition des Begriffs der 


AZurechnungsfähigkeit wie Strafmündigkeit den metaphyſiſchen 


Willensbegriff auf; denn er verlangt beim Täter eine über den jo- 
genannten pſychologiſchen Willen hinausgehende Potenz: Die Fähigkeit, 


den Willen (im volkstümlichen Sinne) zu beſt imme n. es 


Der Kommiſſionsentwurf nennt neben den allgemeinen Gründen, 


welche die Zurechnungsfähigkeit ausſchließen können, als beſonderen 


Ausſchließungsgrund für Jugendliche: „zurückgebliebene Entwicklung 
und Mangel der erforderlichen geiſtigen oder ſittlichen Reife“. Die 
Schnelligkeit der pſychiſchen Entwicklung kann bei verſchiedenen 


Individuen einigermaßen differieren, ohne daß noch der weite Rahmen 


normaler Entwicklung überſchritten wäre. Die pſychiſche Entwicklung 
kann aber auch infolge irgendwelcher Hemmungen anormal verlaufen, 
d. h. mit dem körperlichen Wachstum, das ja ſchneller geht als die 
pſychiſche Entwicklung, nicht in normaler Proportion zu dieſem Schritt 


halten. Deshalb kann man ſchließlich neben dem „Mangel der 


geiſtigen oder ſittlichen Reife“ auch noch die „zurückgebliebene Ent- 


wicklung“ nennen, wenn auch eigentlich der letztere Begriff in dem 


erſteren als dem weiteren enthalten iſt: Zurückgebliebene Entwicklung 


iſt ein Grund mangelnder geiſtiger oder ſittlicher Reife. 


Was aber die Hauptſache iſt: Der Kommiſſionsentwurf iſt von 
der Bahn, welche der Vorentwurf von 1909 bezüglich des Jugend— 


ſtrafrechts betreten hatte, zurückgekehrt zu einer Behandlung der 


Jugendlichenfrage, wie ſie prinzipiell mit einem Strafrecht im über- 


kommenen Sinne allein vereinbar iſt, und nähert ſich wieder dem 


109) Siehe oben beim öſterr. Entwurf, oben S. 90. 


„„ 
ruſſiſchen Strafgeſetzbuch von 1903 und den öſterreichiſchen Vor- 
entwürfen. Auf der Grundlage des Kommiſſionsentwurfs läßt ſich 
im Sinne einer „Reform“ des Jugendſtrafrechts weiterbauen. 4 


C. Ergebniſſe und Folgerungen. 
„„ 4 

Die Behandlung der Jugendlichenfrage in den Schweizer Vor⸗ 2 
entwürfen von 1903 bis 1912 ſteht — im Gegenſatz zu den Entwürfen 4 
von 1893/94 und 1896, die noch die Jugendlichenfrage als Frage 
ihrer Zurechnungsfähigkeit erkannten und dementſprechend behandelten 
— nicht mehr auf dem Boden des überkommenen Jugendſtrafrechts. 
Alle dieſe Entwürfe ſchalten die Frage der Strafmündigkeit bei 
Jugendlichen aus und wollen Jugendliche bis zu 18 Jahren, falls 
fie delinquiert haben, nur „behandeln“ ue) Dieſe Neuerung iſt, wie 
wir geſehen haben, durch keine vernünftigen Gründe zu rechtfertigen, 
ſteht, insbeſondere in ihren Folgerungen, in Widerſpruch zu Logik und 
Volksempfinden. Dieſen ſchweizeriſchen Entwürfen nähert ſich der 
deutſche Vorentwurf von 1909 mit ſeiner Beſeitigung der Periode 
„relativer“ Strafmündigkeit. Während aber die ſchweizeriſchen Ent- ° 
würfe 1903 und 1908 von ihrem Standpunkt die Jugendlichenfrage 
im großen und ganzen konſequent durchführen‘) und Kriminalſtrafe 
bei Jugendlichen ganz ausſchließen, behält der deutſche Vorentwurf 
von 1909 — in Anlehnung an das überkommene Strafrecht und 
veranlaßt durch eine Summe doch ſehr gewichtiger Gründe — die 
Kriminalſtrafe für Jugendliche bei, gibt aber — und hier hat er ſich 
von der „modernen“ Richtung beeinfluſſen laſſen — kein Kriterium 
der Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher an die Hand. Die Folge davon 
iſt, daß der Vorentwurf bei Jugendlichen die Zurechnungsfähigkeit wie 
bei Erwachſenen präſumiert. Die Löſung des deutſchen Vorentwurfs 1 
von 1909 iſt theoretiſch unhaltbar und praktiſch unbrauchbar, mehrt 
noch als die Behandlung der Jugendlichenfrage in . n 1 
= 1903/08. 1 


110) Aber vgl. den Art. 11 oeties des ſchweiz. V. E. 1912, der dort ganz 1 
aus dem Rahmen fällt; vgl. oben § 17 S. 78. ‘a 

111) Bezüglich des Kommiſſionsentwurfs von 1912 gilt dies wegen des 
mehrfach genannten Art. 11octies nur mit Einſchränkung. 
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Bezüglich der Jugendlichenfrage ſtehen dagegen auf dem Boden 
des überkommenen Strafrechts — außer den genannten ſchweizeriſchen 
Entwürfen von 1893 bis 1896 — die öſterreichiſche Jugendſtrafrechts⸗ 


reform von 1907—1912, der deutſche Gegenentwurf und der neue 


deutſche Kommiſſionsentwurf. An Folgerichtigkeit und Güte ſind ſie 
nicht gleichwertig. Prinzipiell indes kann man ſich — was die 
Jugendlichenfrage betrifft — mit dieſen Entwürfen ohne Ausnahme 
einverſtanden erklären. | Ä 

Wie neuerdings nur noch ſehr vereinzelt beftritten, ift eine Periode 
abſoluter Strafunmündigkeit bis zum vollendeten 14., eine Periode 
„bedingter“ Strafmündigkeit vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 


18. Lebensjahre zu fixieren. Für die letztere Periode ſind als beſondere 


Geiſteszuſtände, welche die Zurechnungsfähigkeit bei Jugendlichen aus⸗ 
ſchließen können, zu nennen: Mangelnde geiſtige oder ſittliche Reife. 


Daneben muß — die gemiſchte Methode in Übertragung auf die Straf⸗ 


mündigkeitsfrage Jugendlicher — ein Kriterium der Strafmündigkeit, 
d. h. eine poſitive Umſchreibung dieſs Begriffs, aufgeſtellt werden, 
das die beiden Elemente der Strafmündigkeit: geiſtige und ſittliche 
Reife berückſichtigt. Bezüglich der geiſtigen Reife iſt ein ſolches Maß 
von Intelligenz zu fordern, das zur Erkenntnis der phyſiſchen, ſozialen 
und rechtlich⸗ethiſchen Bedeutung der Tat befähigt. Für das Willens- 
moment im Begriff der Strafmündigkeit genügt der ſogenannte 
pſychologiſche Willensbegriff. Neben der durch Gerechtigkeitserwägungen 
bei Jugendlichen gebotenen Strafmilderung dem Strafmaß nach iſt 
dem jugendlichen Alter vor allem auch bezüglich der Strafart Rechnung 
zu tragen. Dem Erziehungsgedanken ließe ſich — ohne mit dem 


Vergeltungsprinzip in Widerſpruch zu geraten — durch eine Ver⸗ 


bindung von Erziehung und Strafe, d. h. durch Errichtung von 
Straferziehungs⸗, Korrektions⸗ bezw. Beſſerungsanſtalten Rechnung 
tragen. Eine dritte Periode iſt für die Altersſtufe von 18 bis 
20 Jahren zu fixieren und durch Ausſchluß der Todes- und Zuchthaus⸗ 
ſtrafe und einen milderen Strafrahmen zu privilegieren. 

Wenn damit dem Schutzbedürfnis der Geſellſchaft nicht genügt iſt, 
ſo ſteht nichts im Wege, gegenüber gefährlichen Individuen nach 


Verbüßung der dem Maße ihrer Schuld entſprechenden Strafe 


Sicherungsmaßnahmen zur Anwendung zu bringen, die nichts mit 
Kriminalſtrafe gemein haben und nicht als ſolche empfunden werden 
ſollen. Der Gedanke der wohlwollenden Verwahrung wäre 
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den Inſaſſen von Verwahrungsanſtalten immer wieder zu betonen 
und auch praktiſch zum Ausdruck zu bringen. Neben das Kriminal. 3 
ſtrafrecht ſollte — dasſelbe ergänzend — ein ſoziales Sicherungsrecht 
treten. Ein beſonderes Geſetz über Maßnahmen zur Sicherung der 5 
Geſellſchaft wäre ſehr wohl ausbaufähig. Dort könnten auch die Be⸗ 2 
ſtimmungen Platz finden, welche das Fürſorgeerziehungsrecht ausmachen. 
Beſtimmungen über die Anwendung reiner Ense 8 
gegenüber ſtraffälligen, aber ſtrafunmündigen Kindern und Jugend- 
lichen haben dagegen nichts mit dem Jugend ſt raf recht zu kun und 
ſind daher aus dem Strafgeſetz auszuſcheiden. 4 

Nicht allen dieſen Geſichtspumkten wird zugeſtimmt werden, für 1 
abſehbare Zeit würden ſie vielleicht auch — ſchon in Rückſicht auf 
die pekuniären Anforderungen — nicht durchführbar ſein. Re 

Vor jeder Reform des Jugendſtrafrechts muß man ſich aber A E 
darüber werden, ob man Jugendliche überhaupt noch kriminell ſtrafen u 
oder entſprechend der Präſumption der Erziehungsfähigkeit nur erziehlich 
behandeln will. Solange trotz einleuchtender Beweisführung gegen die 
Maxime: Erziehung ſtatt Strafe bei Jugendlichen — die beſte bilden 
unſtreitig die Schweizer Entwürfe nach 1903 und der deutſche Vor⸗ 
entwurf von 1909 — man ſich über die prinzipielle Behandlung 4 
Jugendlicher nicht einigt, iſt eine erſprießliche Mitarbeit aller an N 1 
Neform nicht möglich. 4 
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Ich ſtudierte dann an der Univerſität Breslau 5 Semeſter Theologie. 
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